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60, Sitzung des l.andtags von Rheinland-Pfalz 
am 12 . .Juli 1966 

Die Sitzung wird um 9.40 Uhr durch den Präsidenten 
des Landtags eröffnet. 

Präsident Van Volxem: 

Die 60. &itzung des Landtllgs von Rheinland-.Pfalz ist 
crüffnet. Beisitzei.- sind die Herren Abgeordneten Gor
ges und Veitin. Herr Abgeoroneter Veitin führt die Red
n"-'rli~te. Bntschu!di•gt fehlen die Abgeordneten Kost, 
F.uchs. Glaihn und Platten. 

kh begrüße auf <ier Tribüne als Gäste des Landtags 
Schüler der Stantlichen Realschule Hachenburg, Ange
l1örigl! des Finanzamtes Mainz und Schwesternschüle
rinnl"n dei:l St.-Josefs-Krankt>nha~1~es in Koblenz. Es 
ist mir eine Freude, darunter auch einige junge Damen 
aus In<liP>n bP.grußen zu können. 

(Beifall des Hauses.) 

Meini> Damen und Herren! Die Tagesordnung mit der 
Ergi.inz.ung liegt Ihnen vor. Wird dagegen Widerspruch 
erhohlm? - Das isi nicht der Fall. Dann ist sie so be
schlossen. Ich darf noch bekanntgeben - und bltle Sie, 
einversLan<l<?n zu sein -, daß die Punkte 7, 8, 9, 12 a und 
12 b - das sind die Punkte, die die Agrarpolitik betref
fen - in der morgigen Sitzung behandelt werden. Damit 
sind Sie einverstanden. 

Dunn gebe ich noch bekannt, daß im Laufe des Tages 
~ine Sitzung des Rechtse1w; . ._r.husses stattfindet. Der Ter

. min wird noch mitgeteilt. Ich 1·u!e auf Punkt 1 der Ta
gesordnung: 

Fragestunde 

- Drncksache 111629 -

Die Frage Nr. 75 der Frau Abgeordneten Kölsch (SPUJ, 
IH·tr. Richtlinien für die Förderung Studierender an 
Pii<l1~gogischen Hochschulen; hier: Berechnung desNetto
Eink•>mm('ns der Unterhaltspflichtigen, wird verlesen. 

Abg. Gorges (Schriftführer): 

Dii> Richtlinien des Landes Rheinland-Pfalz für die 
Fiirdenm~ Studi('rcncter an Pädagogischen Hoch
schulen sehen bei der Berechnung des Netto-Einkom
mens Unterhaltspflichtiger vor, daß die Ausbildungs
b l'ih ilfen. die laut Bundesgesetz Familien mit Kin
dern von 15 bis 27 Jahren beim Besuch weiterfüh
nmder S<"hulen oder Hochschulen gewährt werden, 
;mf <fas Netto-Einkommen Anrechnung finden. Da
mi L .is\. für Familien mit mehreren Kindern ln Rhein
land-Pf<1lz ein Teil der Ausbildungsbeihilfen des 
Hund€'" durch die Kürzung der Studienhilfe hinfäl
li_1t. 

St ud.t•nten. die im Elternhaus wohnen, aber täglich 
wm Hochschulort anreisen müssen, erhalten trotz 
c1Pr Fahrkosten ebenfalls monatlich 30 DM weniger 
:Studienförderung. 

Weitere Unzulänglichkeiten ergeben sich bei ver
heil'a1eten Studierenden, wenn sie Mietbeihilfe durch 

den Bund beziehen. übersteigt diese Beihilfe nach 
dem Bundesmietengesetz monatlich 100 DM (hun
dert), so kürzt das Land die Familienunterstüt:rnn1-t 
um den übersteigenden Betrag. Somit miissen die 
Betro!!enen erneut beim Bund Antrag stellen, da 
sich ihr Einkommen verändert hat. ' 

Der Lehrermangel und dle verstärkte Werbung für 
den Bt:'t'Uf des Volksschullehrers haben 7.ur Folge, 
daß sich eine große Zahl älterer Studierender, die 
bereits eine Berufsausbildung hinter si<:h haben, an 
unseren HochsChulen befinden. Für sie ist die An
redmung des Einkommens Unterhaltspflichtiger si
cher anders zu beweritm als bei minderjährigen Stu
denten. 

Ich' frage hiermit die Landesregierung: 

1. Nach welchen Richtlinien erfolgt die Berechnung 
des Netto-Einkommens Unterhaltspflichtiger in 
anderen Bundesländern? 

2. Ist die Landesregienmg bereit, die Förderungs
richtlinien einer Prüfung zu unterziehen? 

Präsident Van Volxem: 

Die Anfrage wird beantwortet durch den Herrn Kul
tusminister. kh ei·teile ihm das Wort. 

Kultusminister Dl:'. Orth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Hl'rren! Die Reant
wortung der Mündlid!.en Anfrage der Frau Kollegin 
Kölsch ,.,.ürdc sich, wenn man alle Fragen, die die 
gan7.e Shtdentenförderung, vor allem an den Pädngogi
schen liochschulen, betreffPn, nmfa;:s,.,nd beflntwortP.n 
wollte. weit über den Rahmen dessen erstr~cl<en, was 
in einer Mündlichen Anfrage darzulegen i:-;l. !Jeshalb 
dar! ich Ihnen den Vorschlag machen, daß ich lhnen 
diese 1''ragen Im einzelnen in einem Brie( beantworte. 
Sie müssen sich allerdings auf einen Brief, der etwa 
20 oder mehr Seiten umfallt, einstellen. Sie werden 
wahrscheinlfch lange damit beschäftigt sein, um alle 
die Vorschriften und Hegeln und was sonst mit d<'1· 

Gewährung zusammenhängt, eingehend zu studieren. 

Im einzelnen aber möchte ich sagen: Die Leist.ungl"n 
nach dem Bundeskindergeldgesetz, das Sie ungespro
chen haben, werden dem Einkommen des Unterh;;1Jts
ptlichtigen zugerechnet. Das geschieht selbstvel'ständ
lich überall an den Universitäten und nn den J>äd<1go
gischen Hochschulen, und zwar einheitlich in der g;;m
zen Bundesrepublik. Dem Unterhattspflich tigen wird 
damit zugemutet, :sicl1 die Hälfte dieses Betrages au.r die 
Förderung des studierenden Kindes anrechnen zu la~
sen. Dies erscheint auch nicht unbiHi!l'.. weil ja die Lei
stung des Bunues gerade zum Zwecke der Ausbildungs
förderung gewährt wird. Da die Förderung uuf Gmnd 
des Honnefer Modells nach dem Subsidiaritätsprim;ip 
erfolgt und auf sie kein gesetzlicher Heclltsanspl'uch be
steht, ist es auch richtig, daß gesetzliche Ansprüche 
.des 1.Jnterhaltsverpfüchteten auf die Ausbildungszulage 
nach dem Bundeskindergeldgesetz auf die Leistungen 
nach dem Honnefer Modell angerechnet werden. Also, 
wenn ich es konkret sagen will, wer vom Bund für un
terhaltsber~chtigte Kinder oi-nen Zu!'>chuB erhält, muti 
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t1<•1ttusmlnlster Dr. Orth) 

sich diesen Zuschuß auf das Honnefer Modell anrech
nen lassen. 

(Abg. Kölsch : Eine Zwischenfrage, Herr Minister! 
Es gehl nicht um das Bundeskindergeldgesetz, 
sondern um das Ausbildungsförderungsgesetz, das 
sogenannte Dreißig-Mark-Gesetz., das in der letz
ten Legislaturperiode des Bundestages verab
schiedet wurde, also nur bei Kindern, die die 

weiterführende Schule besuchen!) 

- kh suge ju, überall dort, wo vom Bund her für ein 
untcrhaltsbel'cchtigtes Kind etwas gezahlt wird, muß 
man es sich, wenn es nicht eine Rente sein soll, am"ich
ncn lassen. Aber ich werde Ihnen das im einzelnen in 
dics0m Brie! darlegen. 

Es ist richtig, daß für Studenten, die während der Vor
lesungszeit, also während des Semesters, bei ihren El
tern wohnen, der Förderungsmeßbetrag um 30 DM pro 
Monat heräbgcsetzt wird. Auch dies ist selbstverständ
lich eine allgemeine Regelung der Länder. Die neuen 
Richtlinien für die Förderung der Studenten an Päd
agogischen Hochschulen sehen jedoch vor, daß monat
lich F::thl'kostcn über 50 DM auf den Kürzungsbetrag 
wieder angerechnet werden. Dieser Regelung liegt zu
grunde, daß der bei den Eltern Wohnende mindesten3 
eine Monat::imicte von 80 DM erspart, so daß ihm ein 
Teil dessen, was er an Fahrkosten hat, auch zugemutet 
werden kann. 

Beihilfen des Bundes nach dem Wohngeldgesetz beein
flussen die Höh<~ der Förderung nicht, allerdings wer
den die Beihilfen nach dem Wohngeldgesetz bei der 
Gewährung der sogenannten Familienunterstützung für 
verheiratete Studenten berücksichtigt. Die Familienun
terstützung ist eine freiwillige Leistung des Landes, die 
neben der Förderung nach dem ltonnefer Modell ge
währt wird. Mit ihr soll denjenigen Studenten gehol
fen werden, die bereits ·früher schon einen Beruf aus
übh' n und während ihres Studiums eine Familie zu 
unterhalten haben. Bei der Gewährung der Familien
unterstützung bleibt aber auch ein eigenes Einkommen 
dei; Studenten bis zu 1200 DM pro Jahr unbcrücksich
ligt. 

kh darf betonen, daß die Richtlinien des La ndes für die 
Gew~ihrung von Fomilienunterstützungen mindestens 
so günstig, wenn nicht günstiger als entsprechende Be
stimmungen in anderen Ländern s ind. 

Da die Fumilienunterstützung ebenfalls subsidiär ge
währt wird, muß vom Studenten verlangt werden, daß 
er wnächst gesetzliche Ansprüche, wie beim Wohngeld, 
geltend macht. Insofern das Wohngeld den Betrag von 
100 DM: monatlich Uberi;leigt, wird die Famiiienunter
~tützung einmal um den entsprechenden Betrag gekürzt. 
Eine daraufhin erfolgende neue Festsetzung der Miet
beihilfe nach dem Wohngeldgesetz bleibt jedoch dann 
unbcrfü:ksichligt, wenn der Erhöhungsbetrag 50 DM 
ausmacht. Das ist bisher immer der Fall gewesen. Es 
ist jedoch beabsichtigt, bei der Familienunterstützung 
neben dem allgemeinen bereits erwähnten Freibetrag 
\'On 1 200 DM pro Jahr ein Arbeitseinkommen noch ein
mal des Studenten selbst in Höhe von 1 500 DM pro 
Jahr au( die Familienunterstützung nicht mehr anzu-
1·echncn. Aus Kreisen der Studentenschaft ist diese Re
gelung <ingeregt worden, weil viele Studenten auf 
Grund ihrt'.'s erlernten Berufes leicht in der Lage sind, 
einen solchen Betrug auch ohne Behinderung ihres Stu
diums während der Ferien zu verdienen. 

Ich darf zunächst die zwei gestellten Fragen wie folgt 
beantworten: 

1. Sämtliche Bundesländer wenden für die Feststellung 
der Bedürftigkeit des Studenten und damit auch für die 
Feststellung der zumutbaren Leistung des Unterhults
verpflichteten die Vorschriften des Honnefcr Modells 
an. Lediglich - d as wissen Sie ja wahrscheinlich - das 
Land Berlin hat für seine S tudente n an den Pädagugi
schen Hochschulen einen strengeren Maßstab angelegt. 

2. Die Förderungsrichtlinien, die bis jet zt angewandt 
v.rurden, sind im Augenblick bereits in der Überprüfung 
und sollen in Küne ni:u gefaßt werden. 

Prlisident Van Volxem: 

Wird eine Zusatzfrage gestellt? 

{Abg, Kölsch: Danke, nein!) 

Ich rufe auf die Frage Nr. 76 des Herrn Abgeordneten 
Barthel (SPD) betreffend Darlehen für Schulhaus- u nd 
Schulturnhallenbauten. 

Abg. Gorgcs (Schriftführer): 

In mehreren Städten und Gemeinden unseres Lan
des muß der Bau bereits begonnener Schulen und 
Schulturnhallen eingestellt werden, wenn die im 
Haushaltsplan vorgesehenen Darlehensmitte! nicht 
zur Auszahlung gelangen. Dem Vernehmen nach sol
len beim Kultusministerium Anforderungen in Höhe 
von 20 Millionen DM vorliegen, während nur 4 Mil-· 
Honen DM seither freigegeben wurden. 

kh frage daher die La ndesregierung: 

1. Treffen diese Zahlen zu? 

2. Hält die Landesregierung ein solches Verfahren 
für vertretbar unter Berücksichtigung der Tat
sache, daß der Landtag von Rhe inland-Pfalz. die 
Schul_bauvorhaben als vordringlich festge legt hat? 

3. Ist die Landesregierung bereit, wenigstens die im 
Haushaltspla n bereits eingesetzten Zuschüsse für 
das Hausha ltsjahr 1966 baldmöglichst frt>izugcben'? 

Präsident Van Vob:cm: 

Zur Beantwortung erteile ich dem Herrn Finanzmini
ster das Wort. 

Finanzminister Dr. Eicher: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Die Mündliche Anfrage wird wie folgt beantwor
tet: 

1. Die Zahlen treffen zu, jedoch ist die Einschränkung 
zu machen, daß für das Haushaltsjahr 1966 nur 8 
MilHonen vorgesehen s ind, mehr also nicht vergeben 
werden können. 
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(F'lnamminlster Dr. Eicher) 

2. Im Hinblick auf die außerordentlich schwierige Lage 
<1uf-Oem Kapita!mankt- ich habe die Gründe den Mit
.e:liedcm des Haushalts- und Finanzausschusses vor 
wenigen Tagen vorgetrugcn - ist die Freigabe der 
r<'st.licht>n 4 Millionen zur Zeit nicl:it möglicl:i. Die 
Landesregierung hält dies für vertretbar, zumal 
Schulbuuvod1aben fast a usschließlich aus dem Or
dentlichen Haushalt finanziert werden. 

:t Die im Haushaltsplan 1965 eingesetzten Zusclli.isse 
werden laufend freigegeben. 

Präsident \'an Volxem: 

Wird ei.ne Zusatzfrage gestellt? - Bitte, Herr Abgeord
neter Barthel (SPD). 

Abg. Barthel: 

Ist der Landesregierung bekannt, wie viele Schulbau
vorlrnbcn im Lande Rheinland-Pfalz eingestellt wer
d(.'11 müssen, weil die Mittel nicht freigegeben werden? 

Finanzminister Dr. Eicher: 

ld1 glaube, daß über die Zahl eingestellte r Schulbau
vorhaben noch kein Überblick bestehen kann. Denn 
diese Mittel sollten ja erst im Laufe dieses Jahres frei
gegeben werden. Durcl:i die Nichtfreigabe der 4 Millio
nen DM ist sichel'lich noch nicl:it e in einziges Bauvor
haben l'ingestellt worden. 

Präsidcot Van Volxem: 

Eine w eitP.l'e Zu;;.at;:frage wird nicht geste llt. Die An
fra1'(e ist beantwortet. -

Ich ruf~ ~rnf die Punkte 2, S a) und 3 b) der Tagesord
nung: 

Erste und zweite Beratung eines Urantrages der 
l'ra.ktion der FDP beh·effend Landesgesetz zur 
Ändrrung der Artikl'l 29 und 34 der Landesver-

fassung 

- Dn.1cksache II/616 -

Erste nnd zweite Beratung eines Urantrages der 
Frab.tion der SPD betreffend Landesgesetz zur 
Änderung des Artikels 29 der Landesverfassung 

tür Rheinland-Pfalz 

- Drucksache I Ii627 -

Erste Beratung eines Uranh'ages der Ft·aktion 
der CDU betrflfh•nd Landesgesetz zur Änderung 
des Artikels 29 der Verfassung für Rhelnland-

Pfalz 

- Drucksache II/631 -

Wir verfahren so, daß die einzelnen Anträge in dieser 
Reihe-nfolge begründet werden und di-e Besprechung 
nachher gemeinsam erfolgt. Zunächst Punkt 2 der Ta:-

gesordnung, Drucksache 11/616. Das Wort hat Herr A~
geord.neter ':Dr'.· Storch (FDP). 

Abg. pr. St~~dt: 

Herr Präs ident! Meine Damen und HerrPn ! Die FDP
Fraktion ist sehr beeindriuckt von der AktiV'ität, die sie 
mit färein verfassungsändernden Uran trag bei den bei
'deii 'änäeren FraRt.ionen erzeugt hat. 

(Heiterkeit bei der SPD.f 

Vor 14 Tagen ha t wohl niemand daran gedacht, daß 
wir heute gleicl:i drei Verfassungsiindf!rungen w be
raten haben .würden. Der Vorwurf, <lie FDP habe ihl'en 
Antrag allzu spät wähl'end der Beratungen des Volks
schulgesetzes gestellt, ist inzwischen damit wohl über
holt. Denn die 1beiden anderen Frakbionen haben ja, 
inspiriert durch die FDP, erst nac.ti uns ihl'e Anträge 
eingebracht. Der CDU-Antrag ist erst am letzten Sams
tag vorgeLegt worden. 

Wir" treuen üns,' ·aaß wir mit unserem Vorstoß der 
schl\llpolitischen Diskussion in Rheinland-Pfalz erneut 
einen bedeuten.den Impuls gegeben haben, so wie es 
die FDP seit jeher in diesem L ande als ihre besondere 
Aufgabe a ngesehen hat. 

(Weitere Heiterkeit bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Die FDP-Fraktion legt dem 
Ho~en Hau se heute einen verfassungsändernden Uran

.~.~„ Y.~~» .. 9;~.P,: ~r~~en ,de~ Serie, die ihm folgten, der nach 
unserer Anslcllt den letzten entscheidenden Schritt 
vollzieht, um der neueren und besseren Schule, die wi r 
an~ der Volk~<:ditllt> entwickeln wollen, für alle Zu
kl\lnft einP. freie Entfaltungsmöglichkeit zu bieten. Das 
neue Volksschulgesetz, mit dem sich der La nd tag zur 
Zeit beschäftigt, stellt eine tiefgreifende Reform de-; 
gesamten Volksschulwesens dar. Wir werten das bis
herige Beraiungsergcbnis a ls eine wichtige S tufe aui 
· dem"Weg'/?"zif'cltH~m leistungsfähigen Sch ulwesen. Diese 
St11re konnte erst erreicht werden. weil die FDP bei 
der Rej!ierungsbildung 1963 die Streichung des Halb
sutzes im Artikel 29 zur K oalitionsbedingung gemad1t 
hat, jenes Halbsatzes, der die einklassige Zwergscl:iule 
zum ordnungsgemäßen Schulbetrieb erklärte. 

Die Beratungen des Volkssmulgesetzcs im Ku lturpo
litischen Ausschuß hRbPn gezeigt, daß wir heute in der 
Entwicklung wesentllcl:i weitergekommen sind, als 
1963 bei Beginn dieser Legislaturpcriorte überhaupt zu 
erw•arten war. Während es damals zum I3eispiel bei 
unserem Koalitionspartner noch nicht mögfü:h gewesen 
ist, die Zusammenfas8ung der Vol ksschuloberstufen 
vom 5. Schuljahr an durchzusetzen, so daß v.rir uns, 
um die Verfassungsänderung damals nicht zu gefähr
den, in der ersten Novell e 21um VolkssC'hulgesetz mit dem 
7. und 8. Schuljahr und dessen Zusammenfassung be
gnügten, is t dieses Problem heute nicht einmal mehr 
Diskussionsgegenstcmd. Seit dem Hamburger Abkam-· 
men der Ministe rpräsidenten, das 1964 wenige Monat.e 
nach der Verab~cl1iooung unserer Volksschulnovelle be
schlossen wurde, ist a uch dem le tzten Anhänger der 
tr:adition PJlen. Dorfschule klargeworden, daß für die · 
Oberstufe der Volksschule unter dem Begriff „Haupt
schule" eine neue Form gefunden wcrtlen muß, die sich 
wesentlich von .der alten unt.erschei'Clet. Es ging bei den 
:aer.atungen des neuen Volksschulgesetzes deshalb im 
wesentlichen nur um die F rage, in welchem Umfange 
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di<! neue Hauptschule konzentriert werden soll, wobei 
die Mehrzügigkeit eine entscheidende Rolle spielte. In 
den vorliegenden Entwürfen der SPD und auch der 
Landesregierung war die Mehrzügigkeit zunächst nur 
als ein !ernes Wunschziel ins Auge ~gefaßt worden. 

Im Verlauf der Beratungen aber ergab sich, daß alle 
Fraktionen bereit waren, noch weiterzugehen, in der 
khmm Erkenntnis, daß nur die mehrzügig gegliederte 
Hauptschule die volle Leistungsfähigkeit im Sinne der 
angestrebten Schulreform bieten kann. So fand der 
Ausschuß in seiner letzten Sitzung auf Grund eines ge
meinsamen Antrages der Koalitionsfraktionen CDU 
und FDP für § 5 Abs. 3 des neuen Volksschulgesetzes 
einstimmig die klare Formulierung: 

Die Hauptschule umfaßt in der Regel mehrere Klas
senzüge, mindestens aber eine Klasse für jede Klas
senstufe. Reicht hierfür die Zahl der Schüler in 
einer Gemeinde nicht aus, so sollen die Klassen
stufen 5 bis 9 mit den entsprechenden Klassenstuten 
einer anderen Schule zusammengefaßt werden. 

Meine Damen und Herren! Die Ausschußberatungen 
huben ubcr auch deutlich gemacht, in wie starkem Maße 
die nach der Verfassung immer noch mögliche Konfes
sionalisierung der neuen Hauptschule einer vernünfti
gen un<i zukunCtsweisenden Gestaltung im Wege steht. 

(Abg. Dr. Kohl: Würden Sie bitte einmal inter
pretieren, was „Kon!essionalisierung" ist?) 

Die Beratung hat auch deutlich gezeigt, daß in Gebie
ten, in denen eine Konfession ilbenviegt, die konfes
sionelle - -

Präsident Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
neten Dr. Kohl (CDU)? 

Abg. Dr. Storch: 

Nein! 

(Heiterkeit bei der SPD und vereinzelt im Hause. 
- Abg. Dr. Skopp: Kleiner Spaßvogel!) 

Minderheit bei der Bildung neuer konfessioneller 
Hauptschulen in hohem Maße benachteiligt wird. Aus 
diesem Grunde hat sich der Kulturpolitische Ausschuß 
längere Zeit mit dem Problem der Minderheitenschü
ler und -lehrer in solchen Gebieten beschäftigt, ohne 
allerdings zu einem tragbaren Ergebnis zu kommen. Ein 
solches E!'gebnis ist bei dem klaren Wortlaut des Ar
tikels 29 der Landesverfassung ohne eine Verfassungs
änderung oder einen Verfassungsverstoß nicht zu errei
chen. 

Schließlich konzentrierte sich die Debatte im Kulturpo
litischen Ausschuß darauf, wie die Verfassung, ich will 
nicht sagen umgangen, aber doch irgendwie überlistet 
werden könnte, um der klaren Verfassungsdefinition 
der Konfessionsschule zumindest durch die Anstellung 
von Minderheitenlehrern ausweichen zu können. Eine 
ähnliche Diskussion vollzieht sich zur Zeit in aller Öf
fentlichkeit in Bayern, wo es ebenfalls darum geht, die 

Rechte der Minderheit bei der Bildung der neuen 
Hauptschule trotz bayerischer Landesverfassung und 
bayerischen Konkordats zu sichern. 

Ich darf deshalb sagen, daß offensichtlich alle Purteien 
inzwischen wohl erkannt haben, daß die vom Konkor
datstext bestimmten Verfassungen mit ihren Schular·· 
tikeln einer sinnvollen Neuorganisation des Volksschul
wesens entscheidend im Wege stehen und überall nach 
Auswegen gesucht wird, bei denen sich allerdings sehr 
schnell die Frage aufwirft, inwieweit sie noch mit der 
Verfassung in Einklang zu bringen sind. 

1 In dieser Situation hat die FDP den Urantrag au! An· 
1 · derung der Verfassung gestellt; dies scheint uns der 
J einzig rechtlich klare und saubere Weg aus diesem Wi-

derspruch von fortschrittlichem Wollen und konserva-
I tivem Verfassungstext zu sein. 

Unser Antrag ist daher ein Ergebnis der bisherigen 
Beratungen des Volksschulgesetzes. Sein Inhalt zieht 
die Konsequenzen aus dem gegenwärtigen Beratungs
stand. Damit habe ich, meine Damen und Herren, auch 
die Frage beantwortet, warum der Antrag auf Ände
rung der Verfassung erst im Laufe der Beratungen des 
Kulturpolitischen Ausschusses über das Volksschulge
setz gestellt wurde. 

Dieser Antrag ist der entscheidende Schritt, den es bei 
dem fortgeschrittenen Grad der gegenseitigen Über
einstimmig der drei Parteien jetzt zu unternehmen gilt. 
Die neuen Hauptschulen sollen grundsätzlich vom 5. 
Schuljahr an .als christliche Gemeinschaftsschulen ge
führt werden, während die alte Unterscheidung in Kon
fessions- und Simultanschulen auf die Grundschule vom 
1. bis zum 4. Schuljahr beschränkt bleiben soll. 

Es ist uns in den letzten Tagen gelegentlich der Vor
wurf gemacht worden, wir hätten doch gar nicht er
warten können, daß dieser Antrag im Landtag akzep
tiert würc;le. Ich möchte dazu erklären, daß die FDP 
durchaus berechtigt ist, in diesem Hohen Hause eine 
breite Zustimmung, zumindest aber eine einfache Mehr
heit zu ihrem Antrag auf Verfassungsänderung zu er
warten. Es ist müßig, in diesem Augenblick zahlreiche 
Äußerungen beispielsweise sozialdemokratischer Poli
tiker zu zitieren,·um diese Behauptung zu untermauern. 
Allein das Godesberger Programm der Sozialdemokra
tischen Partei reicht aus, um eine positive Haltung der 
Opposition zu dem FDP-Antrag voraussetzen zu kön
nen. 

{Abg. Thorwirth: Schlecht gelesen, Herr Kollege! -
Vereinzelte Heiterkeit bei der SPD.) 

Dort heißte<; eindeutig und unmißverständlich: 

Die Jugend ist in den Schulen und Hochschulen ge
meinsam im Geiste gegenseitiger Achtung zu erzie
hen, um in unserer an weltanschaulichen Überzeu
gungen und Wertordnungen vielgestaltigen Gesell
schaft eine Gesinnung und Haltung d'es Verstehens, 
der Toleranz und der Hilfsbereitschaft zu erreichen. 

(Abg. Hilf: Und?) 

Ein guter Satz, so möchte ich meinen, und eine Erklä
rung, die auch jeder llberal denkende Mensch unter
schreiben kann. 

(~bg. Kuhn: Wie vieles im Godesberger 
Programm!) 
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Im BE'rlHwr Programm der Freien DemukraUschen 
Pant"i h<>ißt ~ noch e twas ,deutlicher und in fa~t wört
\icht"r Ühf'reinstimmung mit dem SPD-Prognimm: 

Wir .e:eben der christlichen Gemeinschaftssclm!c den 
Vorzug, weil sie alle Kinder b ei. getrenn~em Reli
J!;io11~u11terrkht gemeinsam zu versöhnlicher Dul
<h111,!!. und ~P.~~nsei~igem Vt=l'siehen erzieht. 

Auf Grund dieser weibgehenden Übereinstimmung und 
dl'r 1:"indt•1J t.i!{en Aussa.e.e des Gode~l.Jel·ger Si'D-J;>ro
gn.1m111s durfte die FDP-Fraktion wohl erwarten, dal.l 
zuminde~t die so;daldemokratisc:hen Abgeordneten die
Sl'S Il<1U:-<f-'\'> unserem Antrag ihre Stimme geben wür
den. 

Wir hcib~!n inzwischen aus der Presse erfahren, daß .die 
SPD heute für das Eltemrecht eintreten will, um da
mit ihre Ablehnung unseres Antniges zu begründen. 
ld1 will dazu und zu dem vorliegend.en SPD-Anlr<!.g 
im Augenb1lck nicht Stellung nehmen. Wir wollen viel
mehr abwarten, wie <lie SPD ihre Haitun.g heute be
g rü11dP.11 wird. Ich glaube, nicht nur wir, s<mdern sicher
lieh auch zahlreiche SPD-Mitglieder in alLen Bezfrken 
und Krei·sen, die sich künftiig 'llufunachen sollen, für das 
Elternred1t zu Felde zu ziehen, weroen diese Bcgriin
dung mit Interesse hören. 

(Oho-Rute bei der SPD. - Abg. Thorwirth: 
MachPn :';ie sich bl.!l:>~l!L' Gedanken um Ihre Mit
gliedE'r! - Abg. Dr. Skopp: Machen S ie sich keine 
Gedanken um unsere . Mitglieder ! - Heiterkeit 

und Bewegung bei der SPD.) 

Dit~ Jo'DP konnte aber n icht nur Zustimmung von der 
sozialdt>mokratlschen Opposition, sondern auch zumin
dest von eirwm Teil .der CDU erwarten. 

i7.11rur von der SPD: Kennen Sie d ie Leute .so 
~d 1l.,.eht? - Abi(. Dr. Skopp: Von welche m Teil'!) 

Sichel"lich war keine e inmiitige Zustimmung der CDU
Fr<iktinn vorawil!:uset.z.en, aber so maoc:her Abgeordnete 
:•u~ i:lo>1· Mi tf,,- dieses Hauses hat d och in den letzten 
J ah rf>n 7.Umindt%>l Lien Eindr uck erweclct, als ob e r per
si)nJich bereit sei, das S(:h1.üproblem aufgeschlossener 
und unbeeinflußter zu sehen, wozu d,ann wohl auch die 
Erkenntnis ~ehörcn düdte. daß die k onfessionelle 
Trennung nicht mehr zu einer modernen Schule paßt, 

(Abg-. König: Von wem unbeeinflußt, 
Herr Kollege?) 

die m eh r sein will, als eine traditiondl-patriarc:halische 
Er?.i,..hun gsschule. 

1Abg. König: Von wem unbeeintlußt'!J 

Wir h~lwn inzwischen ebenfalls aus der Presse erfah
ren. d11U d ie CDU-Fraktion unseren Antrag einstimmig 
al.>gt>lehnt hat. Es wird interei;::;ant i>ein, in einigen Jah
ren, wenn d ie Entwicklung uns ~1.:ht gegeOt;n hat, ge
rndt' ehe j üngeren Abgeordneten der CDU-Fraktion. 
die dann noch alle hier s.itzen '11erden, daran erinnern 
zu ki>nnen. - -

!Abg. Thorwirth : Hoffentlich können Sie das 
noch! - Heiterkeit und Bewogung im Hause. -
Abg. Schwarz: Hoffentlich haben Sie dann noch 

Gele.e:enheit dazu! - He iterkeit bei der CDU.) 

- Die Gelegenheit wird .sich geben! 

1 
1 

.1 

~ 

- - wenn hier h eute festgeh;.iltPn wird, •.v:ie de r ein
:i:elne im Jahre 1966 in dieser grundlegt-nden F rage ge 
stirnml. hat. ld1 darf s chon jet:lt ankündigen, daß wir 
im Laufe der Bera tungen die namF>ntliche Abstimmung 
über den FDP-Urantrag zur Änderung der Verfassung 
verlangen werden;r.,. und ich hu!fe, dali sich niemand 
scheut, hier mit sei~em Namen seine Au ffassung prnto
kollarisch z.ur Kennt,nis :1.u geben. 

(Heitel'keit und Oho-H.uf~ im Hau!>e. - Abg. Völ
ker: Er schließt von sich auf andere!) 

Ich habe ausgeführt, meine Damen und HerrPn, warum 
die FDP aus den anderen politischen Lagern Zustim
mun'g e rwarten konn~e. Aber selbst wenn heute, au~ 
wekhi:-n Gründen ~m<'h immer, in dies~m H1t11i=;e keine 
Mehrheit für unsere Forderung zust<inde kommt, 

! · ·······(Z"arot von dt?r SPD : Das haben Sil~ doch auch 

1 
gar nicht erwartet!) 

1 
·' · · ""Ja;···-;,vei'ii:'i""aie FDP-Fraktion n;i<'h <if"n Ankündigungen 

der beiden anderen Parteien mit ihrem Anliegen viel
leicht sogar allein bleibt, so haben wir dennoch die be
ruhigende Gewißheit, daß der weitaus g1·ößte Teil der 
Bevölkerung hinter unserer Forderung steht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben unsere n Antrag nicht zuletzt deshalb · ge
stellt. weil wir auf Grund 7.i1hlrPirher Tests und vieler 
Gespräche mit den Bürgern unseres Landes wissen, 
daß der Gedanke der Ckmeinschaftsschule und der ge
meinsamen Err.iE>hung in unserem VulkC' eine breit(! 
und unveniid:ba re Basis gefunden hat. 

(&;!hr r ichtig! bei der I:'DP.J 

Wir wiss1;m uns einig mit zahlreichen {•;ltern und .l!;r·
ziehern, denen dle best.e und l eistungsrähig~te Sdlule 
für ihrt> KinciP.r und Schüle r mC'hr wert ist a ls die Auf
rechterhaltung der konfess ionellen 8p<1ltlmg, die in (asi 
allen Fällen, allein aus Zahlengründen, zu ein<' r Quali
tätsmlnderu~ der neuen Schule führen wird. 

kh darf außerdem darau f hinweisen, daß inzwischen 
auch der Lar\ctesverband Rheinland-Pfalz d er Gcwerk
sch.afi Erziehung und Wissenschaft unseren An trag be
grüßt hal. Nach Auffassung der Gewerkschaft \Vird mit 
der Simultanisierung der Hauptsehule das Sonde1-recht 
be.sci'UJtt. dur$ das .die Organisation leistungsfähiger 
Schulen bisher erschwert w1JrdP. T>if' GEW hat in ihr~·r 

Stell11ngnahme, die Ihnen ja allen bel<annt ist, daraul 
hingewiesen, dati dann, wenn unser Antrag ;mgcnoni
men wird, im ganzen Land kein Kind mehr· g<'zwungen 
~ein wird. die kon!essionellP Hauptschule (;"im•s nnderPn 
Be kcn.ntnisses zu be::>uchen. 

Wenn ich zur eigentlichen Begründung un:se n.!:> An
trags nunmehr im wesentlichen 7.Wingende schulorgan!
satoril;che Gründe 'inführe, so soll da rüber nicht ver
gessen werden, daß die Freie Demokratische P•u'lt!i na
.tü.~H~ . ~!-A~.1 .a.u:s. grundsätzlichen Ern·~i gungen der Ge
meinschaftsschule in allen Bereichen den Vorrang gibt. 
Der demokratische Staat muß den h~ranwachsenden 
Bür!l:em efne !=:chule bielen,-iil der sie sich ungezwun 
gen zu einer ihnen gemäßen Glaubem1- und L ebens 
fonti en1fi;ilten ·können, ohne schon mit d~m Schulein
tritt auf eine bestimmte kon!esslo1wlle Ansclrnuunp; 
!e:?,tge~~g~. zu w~rden. Verständige und verantwortungs
b ewußte Eltern werden ihre häusliche Erziehung bc
~~.t ergänzen! indem sie d ie Kinder in der Schule im-
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dere Glaubens- und Lebenshaltungen er.fahren lassen; 
denn nur so wachsen die Kinder ungezwungen in die 
Viel?,eslaltigkeit der heutigen Welt hinein. 

Gerad-e in der Gt'meinschaft.:;sc:hule kann der Lehrer 
m it seinem Glauben überzeugen, da d1e Schüler in der 
Art seines Unterrichts den Auftrag seines eigenen Ge
wissens sehen und nicht nur die E1,füllung einer dienst
lichen Pflicht. Nur wenn sie Lehrern begegnen, die sich 
im Glauben unterscheiden und die <las auch offen zei
gen dürkn, begreifen die Kinder ganz, was ein per
sönliches Bekenntnis bedeutet. Dieses Erg1.:=.-nis kann 
nur die Gemc.inschaftsschule vermitteln. 

Die Volksschule und die neue Haupt~chule wird auch 
künrtlg für tten weitaus überwiegendf"l Teil unseres 
Volkes die einzige Bildungsstätte sein. Sie muß deshalb 
d<'m hel'anw<Jchsenden Staatsbürger die Fähigkeit ver
mitteln. sich •im Streit der Gruppen. Interessen und 
Ideen ein selbständiges Urteil zu bilden und die frem
den Mt!inungen ebenso wie die eigene immer wieder 
kritisch zu prüft'n. Die Gemeinschaftsschule ist am 
besten dazu fähig, ein<?n mündigen Bürger heranzu
bilden, der in eigener Verantwortung urteilt und ent
scheidet. Die Bekenntnisschule schreibt den Kindern 
dag.cgen ein bestimmtes Welt- un.d Menschenbild vor 
und sucht es für immer in ihrem Gemüt zu verankern. 
In einer freihßitlichen Gesellschaft muß aber jedes 
Mitglied nicht nur unbefangen zu seiner persönlichen 
Übcrz~ugung stehen .und die abweichende fremde Hal
tung respektieren, sondern auch die verbindenden Auf
gub<.!n und Werte des Gemeinschaftslebens anerkennen. 

Die Gcmclnsch<l rtssdiule entwickelt durch praktisches 
Erlcbtm im Kind ein Gleichgewicht zwisd1en Eigen
ständigkeit und Gemeinschaftsgeist, wie es die Pro
bleme der pluralistischen Demokratie erfordern. Vor 
allem der Staat hat für Einrichtungen zu sorgen, die 
das Gemeinsame pflegen und zur Geltung bringen. Die 
verbindenden Werte der menschlichen Gemeinschaft, 
wie Solidarität, Toleranz, Redlichkeit, Gesprächsbereit
schart, mitmenschliches Verantwortungsgefühl, werden 
vor allem in der schulischen Gemeinschaft aller künf
ti~en Bürger, gleichgültig welcher Konfession. Rasse 
oder Weltanschauung sie angehören, geweckt und ge
stärkt. 

Dfosc Grundsätze. meine Damen und Herren, gelten 
seil jeher unbci;trltten für das Gymnai;ium und für die 
Realschuh~, die grundsätzlich simultan als Gemein
scha[lsschulcn gestaltet sind. Sie müssen auch gelten 
für die neuen Hauptschulen, die nach dem Hamburger 
Abkommen auf del' Grundschule aufbauen wie das 
Gymnasium und· die Realschule. 

Wen n wil' uns über dieses anzustrebende Ziel einig 
sind. nämlich das öffentliche Schulwesen so zu refor
mieren, daß es in Zukunft jedem Kind die Bildung 
vermittelt, d ie seinen Fähigkeiten unc.t Anlagen cmt
sprichl, dann könnte es eigentlich keine Meinungsver
schiedenheit über die vorliogende Forderung meiner 
Fraktion geben. Das Bildungsziel der neuen Haupt
schule wird weit über dem der alten Volksschul-Ober
stufe liegen. Ich darf dazu aus dem Haupt.schul-Gut
achten de:; Deutschen Ausschusses zitieren: 

Di.e Hauptschule is t eine einheitlich konzipierte, auf 
der Grundschule und Förder!'chule errichtete ... 
Vollzeitschule, welche vom 7. Schuljahr an die Hin
führung zur Arbeits- und Berufswelt als neue Auf
gabe aufnimmt. . ; . Sie ist eine Oberschule, die fül' 
geeignete Schiller ... in Deutsch, Englisch, Mathe-

matik und Naturlehre el'heblich über die Anforde
rungen der b.ishel'igen Volksschule hinausführt. 

In dieser neuen Hauptschule wird also in ganz ande
rem Umfang als bisher in der Volksschule naturwis
senschaftlicher Unterricht erteilt werden müssen. Es 
wird eine Fremd::.prache gelehrt werden müssen. Für 
jeden Jahrgang darf es nicht nur eine Kla~se geben, 
sondern es müssen mehrere Klassen vorhanden sein, 
damit die Schüler nach ihrer Leistungsfähigkeit und 
ihren Begabungsrichtungen in verschiedene Gruppen 
differenziert werden können. Das alles aber ist nur 
möglich, wenn d'ie neue Hauptschule für jede Klassen
stufe zwei oder noch besser mehrere verschiedene Kias
sen gleicher Altersgruppe zu bilden vermag. 

Dieses Ziel wird in unseren dünn besiedelten ländlichen 
Gebieten oft nur mit großen Schwierigkeiten erreicht 
werden können. Bei einer vernünftigen Schulorgani
sation aber, einer sorgfältig durchdachten Neueintei
lung der Sdmlbezirke und natürlich auch bei groß
zügigem Einsatz von Schulbussen wird es allerdings 
nur in wenigen Ausnahmefällen nicht gelingen, ge
nügend große leistungsfähige Schulkörper zusammen
zubringen. 

Alle diese Bemühungen, meine Damen und Herren, 
werden jedoch empfindlich gestört, ja in vielen Fällen 
sogar zunichte gemacht, wenn in w eiten Gebieten des 
Landes darauf be~tanden wird, die nc>ucn !Iaupt~chulen 
wiederum konfessionell zu zergliedern, Eine vernünf
tige Schulorganisation ist nur dann möglich, wenn man 
darauf verzichtet, die Kinder erneut nach Konfessionen 
zu trennen und damit die Leist.ungsfähigkC'i t der ein
zelnen Haupt:;;t·hule zu reduzieren. 

Lediglich in dichtbesiedelten Gebieten mit ausgegliche
ner Religionsverteilung wäre es möglich, für beide 
Konfessionen mehrzügige konfessionelle Hauptschulen 
nebeneinander aufzubauen. In den übcrwie~cndcn Tei
len des Landes geht das nicht. Der Kreis Simmern ist 
dafür ein typisches Beispiel, das ich mir au;; der Karte, 
die das Kultusministerium im Kulturpolitischen Aui;
schuß gezeigt hat, herausgeschrieben habe. Nach dieser 
Karte könnten dort die Volksschul-Oberstufen in fünf 
Standorten zus.ammengefaßt werden, doch müßten an 
jedem dieser Standorte eine evangelische und eine 
katholische Bc-kcnntnisschule nebeneinander errichtet 
werden, in Kastellaun sogar noch eine simult<Jne. Mit 
der Ausnahme von Kirchberg würde jeweils minde
s tens eine dieser Hauptschulen nur einzügig gestaltet 
werden können. In Kastellaun würde zu~ammen mit 
den jeweiligen Grundschulen eine achtklassige simul
t ane, eine fünfklass ige evangeli sche und eine neun
klassige katholische Schule enlitehen. Keine der 
drei Schulen ist nach den Prinzipien unserer Schul
reform voll leistung:;!ähig. zusammengefaßt würden 
sie jedoch einen s.innvollen ·Und voll ausgebauten Schul
körper ergeben. Selbst wenn in anderen Gebieten die 
Verhältnisse günstiger liegen mögen, so steht doch un
widerlegbar fest, daß die Einzugsgebiete <ler neuen 
Haupt.schulen wesentlich vergrößert werden müssen, 
wenn diese Schulen nicht als Gemeinschaft.ssthulen ge
bildet, sondern nach den alten Prinzipien konft"ssioneH 
aufgespa\tet werden. In Städten, meine Damen und 
Herren, in denen die Gemeinschaftsschule überwiegt, 
liegen die Verhältnisse ähnlich ungünstig. So würde 
zum Beispie1 in der ganzen Stadt Mainz wahrscheinlich 
nur dann eine voll ausgebaute katholisch-konies.:>ionelle 
Hauptschule zusammenzubringen sein, we nn man den 
gesamten Stadtbezirk mit a llen Vororten zu einem ein
zigen Schulbezirk erklären wür.de. 
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Wiförend man alle die jetzt aufgezeigten organisatori-
8chen Schwi"rigkeiten mit einem entsprechend kost
spieligen .Einsatz von zahlreichen Schulbussen über
winden könnte. entstehen in Gebieten. in denen eine 
Konfession überwiegt, für die konfessionelle Minder
heit geradezu unzumutbare Verhältnisse. So wird es 
zum Beispiel im gesamten Hegierungs-bezirk Trier 
nicht mehr möglich sein, eine voll leistungsfähige, 
mehnügige evangelisch-konfessionelle Haupts<:hule zu
sammenzubringen. Auch in der Stadt Trier wird es 
sie!: nur um eine einzügige Hauptschule handeln kön
nen. 

Ähnliche Verhältnisse ergeben sich umgekehrt in der 
Pfaiz für die Kinder isoiiert-E>r kathoiischer Gemeinden, 
die d:>cufo1ls nicht mehr zu einer e~cnen Hauptschule 
zusammen~ebracht werden können. Daraus entsteht 
fu!gerichtig die Notwendigkeit, daß die Kinder der 
konfes~ioneHen Minderheit grundsätzlich die Haupt
~chule der konfessionellen Mehrheit besuchen müssen, 
ohne daß nach der Lrun.<lesver!assung die Möglichkeit 
bei; Leht. an diei:en Kon(essionssch.ulen weni.gstens,einen 
Lehrer der Minderheitenkonfession - außer für den 
Religionsunterricht - anzustellen. Die jeweilige Be
ke>nntnis-Minderheit würde e inen solchen Zustand -
wenn gi"' sich dsssen erst einmal bewußt würde -
zweifel los a ls Diskriminierung empflinden. Der Kultur
pulitische Ausschuß hat ja bei der Beratung des Volks- ' 
,;chulgeset1.es nach ausgiebiger Diskussion feststellen '1:· 

müssen, daß es praktisch k~inen W.eg gibt, bei dem ge
genwärtigen Wortlaut der La.'l.desverfassu.ng diese 
~chw'it>rige Lage der konfessionellen Minderheit zu er
lE>icht.ern. Der Artikel ?!j/2 der Landesvedassung sagt 
eindeutig: 

In Bokc nntnisschulcn werden die Schüler von Leh
rern gleichen Bekenntnisses unterrichtet und erzo
gen, wobt'i Erziehung und Unterricht von den reli
giosen und sittlichen Grundsätzen dieses Bekennt
nisf;eS besbbrnmt wil'd. 

Und im Artikel 29i5 wird festgelegt. daß die e iner Be
kenntnisminderheit angehörenden Schüler zwar An
sprut·h auf Aufnahme in die Schule des anderen ße
k.enntnisses haben. daß dabei aber lediglich für die 
religföse Bet reuung und den lehr-planmäßigen Reli
gionsuntt>rricht <li~er Sehüler durch Vertreter ihres 
Bekt:'nnt.n1ssPs ausreichend gesorgt wer-den muß. 

Selb~t Wf'nn im Lande hier und da mit st1lls1.:hWt!igen
cter allseit.lger Duldung diese klare Verfas;Sungsbestim
rnun~· umgangen wird, indem schon einzelne Lehrer an 
Konft"llsionsschulen des anderen Bekenntnisses ·nicht 
nur im Fach Religion unterrichten, so können solche 
Au~n<1h111.-11 bei der Zusammenfassung der neuen 
Hauptschulen nicht zum Prinzip gemacht werden, ohne 
vorher d ie Verfassung zu ändern. Ohne diese Verfas
sun~:.;ändEJ>rung ist es selb:;t bei allseiti_g gutem \Villen 
nidlt. einmal möglich, in bestimmtem Umfang Minder
heit;,lehrerplanstellen an Konfessionsschulen für das 
andere Bekennt.nis eim:uricht-en. Was der Staat, m-eine 
Damf>n und Herren, aber unter allen Umständen nach 
unsere r Landesverfassung vermeiden muß, ist dies: 
Eltern 7.ll zwingen, ihre Kinder auf Gr.un.d der Schul
pflicht in eine Schule zu schicken, deren Unterricht in 1 
allen Fächern im Geist eines fönen fremden Bekennt- 1 
nis~es el'Lt>ill wird. - ·-- --··1 

1 

(Vereinzelter Beifall bei der FDP. - Zurufe von 1 
der SPD.) 

Von hier au!': gelangt man zwangsläufig, wenn man 
Hintertürf'n und Auswege vermeiden will, zu der ein-

zig klaren Lösung, die wir vorschlagen, nämlich die 
Hauptschulen generell als christliche Gemeinschafts
schulen einzurichten. In diesen Gemeinscha ftsschulen 
kann die religiöse Betreuung und der lehrplanmäßige 
:aeJ.igionsunterrkht genau wie bei den Bekenntnis
schuten nach der 'Konfession der Schüler getrennt er
folgen, während <ler übrige Unterricht im Geiste der 
gemeinsamen Werte beider Konfessionen erteilt wird. 

Aus der bayerischen Diskussion um das .gleiche Pro
blem ist üb~igens noch eine andere Schwierigkeit zu 
erwähnen, die sich auch in einigen Lan<iesgebi.eten bei 
uns mit eint>r überwiegenden KonfP-~sion stf.>llen wer
den. Die Lehrer der Minderheitenkonfession können 
nämlich außer an eh1zelnen Grundscilu·len in ihrer 
enge~n Heimat nicht mehr beschäftigt we1•dcm, da e5 
keine Haupt.schulen ihres eigenen Bekenntnisses mehr 
geben wird. 

Uns haben die Beratungen im Kulturpoliti schen Aus
schuß deshalb die Überzeugung vermittelt, meine Da
men und Herren, daß wir an einem Punkt angelangt 
si:nd, wo der geg.enwärti.ge Wortlaut der Verfassung an 
allen Ecken und Enden zeitgemäße Lösungen verhin
dert. W.ir Freien Demokraten, meinen, daß man unter 
diesexi Umständen den Mut haben muß, den notwen
digen, Schritt ras~ und klar zu vollziehen, nämlich der 
n~~ :ß:~IJ.ptsqiul.e, depselben Charakter zu verleihen, 
wl..c ihn die Realschule und .das Gymnasium für ihre 
Schülerschart seit jeher besitzt. Pie idrei Schulen bauen 
künftig auf der Gr.undschule au!, Warum wollen wir 
die Rauptschule durch konfessionelle Trennung g-egen
über den beLden anderen Schulreformen erneut be
na.cb.teUi.ien? 

Eine weitere 'Ober1egung drängt sich auf, Das Volks
schu~gesetz sieht vor, daß neben der Hauptschule das 
Sonderschulwesen, insbesondere für Lernbehinderte. in 
großzügiger W.eise ausgebaut wird. Di1:?se Schulen sind 
vemünftigcI"Weise, se1bst in den traditionellen Kon
fessionsschulgebieten, schon jetzt überwiegend simul
tan gestaltet. Wie will man nun eigentlich rechtfertigen. 
im Interesse des Ausbildungsziels auf der einen Seile 
die weiterführenden Schulen für di.e Begabten, auf der 
aruieren d.le Sonderschulen für die L er.nbehinderten 
wn der Bekenntnistrennung freizuslelle.n, bei der ge
sunden breiten Mltte aber unter Gefährdung des Aus
bildungsziels an der Konfessionstrennun~ festzuhalten't 

, (Beifall der FDP.) 

Der .verfassungsändernde Urantrag, den dl·e F.DP-Frak
tion. .in der Drucksache 11'616 vorlegt, ist von uns ein
gehend auf seine Vereinbarkeit mit den übrigen Be
stimmungen der Landesverfassung und mit dem Grund
gesetz überprüft woi·den. Wir sind dabei zu der Auf
fasi;wig gekommen, daß weder von der einen noch von 
der an.deren Verfassung Bedenken gegen die '.l;u!ässig
keit der V.erfassungsänderung hergeleitet werden kön
nen. Nach unserer- Vorstellung sollte der jetzige Artikel 
29, der für die gesamten Vol~schulen gilt, bei der tief
greifenden Schulreform, vor der wir stehen, in seiner 
Wirksamkeit reduziert und konzentriert werden auf 
die Grundschulen vom !. bis zum 4. Schuljahr. Die 
Hauptschulen, die in ihrer Ausges taltung und in ihrer 
Zielseizung wesentlich weitergehen als die bisherigen 
VoLksscbul-OkM:rklas.sen. ___ _unct _ die_ damit eine Schul-
form darstellen, an die bei Abschluß der Konkordate 
noch niemand denken konnte, sollten aus dem Wir
kuni$.b!!re.ich des Artikels 29 herausgenommen und al5 
Schul-e·n eigen.er Art dunil einen neuen Ab~atz 6 ver
truisungsrechtlich als christliche · Gemeinschaftsscllulen 
ver.mkert we+dei:i. Eine solche Reduzierung des Volks-
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schulbegriHs auf die Grundschulen ist auch nach dem 
Hamburger Abkommen möglich, in dem es heißt, daß 
die Bezeichnung „Volksschule" dort, wo es gewünscht 
wird, für die Grundschulen und Hauptschulen weitet· 
verwendet werden kann; in unserem Falle also für die 
Grundschule. Wenn wir uns dazu entschließen, den 
Volksschulbegriff künftig nur noch bei den Grund
schulen zu verwenden, so stehen wir mit dieser Auf
fassung im Einklang mit dem Hamburger Abkommen, 
ohne zugleich die verfass.ungsreclitliche Situation un
seres Landes allzu weitgehend ändern zu müssen. Die 
truditionclle Gliederung in christliche Simultan- und 
Bokcnntnissdiulen bleibt dann bei der Grundschule er
halten. Wenn wir auch bei dieser Schule - lassen Sie 
mich das ganz klar und eindeutig sagen - die christ
liche Gemeinschaftsschule bevorzugen, so waren wir 
uns doch im klaren, daß die Forderung nach völliger 
Aufgabe der Konfessionsschule unserem Antrag von 
vornherein die Cha·nce genommen hätte. Wir hoffen 
11ber, daß sich bei der Zusammenfassung der Grund
schulen, die ebenfalls so weit wie möglich betrieben 
werden sollte, damit auch hier jahI'gangsmäßig ge
trennte Klassen entstehen, das Prinzip der Gemein
schuftss<.:hule vielfältig durchsetzt. 

Wir sind in unserem Antrag außerdem davon ausge
gungon, daß das Wort „Simultanschule" aus unserem 
Spra<.'hgebrauch verschwi.ndet. Dieses Wort ist bil
dungsgeschicht!ich belastet. Ihm entsprach der Begriff 
„Kon!e:;sionsschule", der bemerkenswerterweise bereit~ 
bei Ausarbeitung der Verfassung eingedeutscht wurde. 
Es erscheint daher sachgerecht, mit dem korrespondie
renden anderen Facha usdruck ebenso zu verfahren und 
der Bekenntnisschule die christliche Gemeinschafts
schule gegenüberzustellen. Soweit ich gesehen habe, 
befinden wir uns wenigstens damit in übereinstim- · 
mung mit dem CDU-Antrag, in dem auch von der Ge
mcinschafü;sclrnle gesprochen wird. Dadurch wird sich 
der Sinngehalt dieses Verfassungsartikels zweifellos 
bcssc1· erschließen. 

Von dieser Änderung sind lediglich die Simultanschulen 
auszunehmen, die schon vor 1933 bestanden und die im 
Artikel 29 Abs. 4 geregelt sind. Im Artikel 34 - zur Er
läuterung unseres Antmges - ist eine rein redaktionelle 
Änderung notwendig. Hier muß im Satz l das Wort 
„Volksschulen" durch die Begriffe „Grundschulen, 
Hauptschulen" ersetzt werden. 

Die erwähnte Reduzierung des Volksschulbegriffs auf 
die Grundschulen wird auch dadurch gerechtfertigt, 
daß der Volksschulbegriff seit der Zeit, in der das bay
rische und das Reichskonkordat abgeschlossen wurden, 
eine tiefgreifende Wandlung erfahren hat. Die sieben
klassige bayerische Landschule zur Zeit des Konkorda
t<..>s unterschied sich in bedeutendem Maße von der 
künftigen Hauptschule, die mit dem 9. Schuljahr und 
ihrem differenzierten Unterricht ein ganz anderes Bil
dungsziel anstrebt als die Volksschule, an die man bei 
Abschluß der Konkordate gedacht hat. Auch von daher 
ist demnach ein verfassungsrechtlicher Neubeginn ge
rcchtf ertigt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht unerwähnt 
lassen, daß die Verfassung dennoch die Möglichkeit 
o!!en läßt, konfessionell orientierte Hauptschulen als 
Privutschulen zu errichten. Damit bleibt nach Artikel 
30 der Landesverfassung genügend Spielraum, um den
jenigen Bürgern, die auch nach der Umgestaltung un
seres Schulwesens eine bekenntnismäßig orientierte 
Hauptschule für ihre Kinder vorziehen, die Gründung 
einer solchen Schule als Privatschule zu e rmöglichen. 

Dabei sollte der Staat auch bei der Finanzierung sol
cher Privatschulen großzügig Hilfestellung leisten, wenn 
diese Schulen als Ersatz für die öffentlichen Schulen 
anerkannt werden. Das gleiche gilt umgekehrt für den 
wohl nur theoretischen Fall, daß einige Eltern die 
christliche Erziehung auch in Form der christlichen Ge
meinschaftsschule ablehnen und deshalb aus entgegen
gesetzter Sicht eine private Schule wünschen. 

Ich will mich im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
mit den verfassungsändernden Anträgen von SPD und 
CDU beschäftigten, die in den jeweiligen Fraktionen 
inzwischen erarbeitet und hier vorgelegt worden sind. 
Lassen Sie mich nur vorweg bereits jetzt betonen, daß 
auch die Abstimmung über die Schulart in den neuen 
Hauptschulbezirken nicht der Weisheit letzter Schluß 
sein kann. Das Problem der konfessionellen Minder~ 
heit, auf das ich bereits nachdrücklich hingewiesen 
habe, wird dadurch nicht gelöst, sondern im Gegenteil 
verschlimmert, weil die konfessionelle Mehrheit in je
dem Fall die Minderheit in der geheimen Abstimmung 
majorisieren kann. Auf der anderen Seite wird es aber 
auch möglich sein, daß eine Minderheit der Mehrheit 
ihren Willen aufzwingen kann. Da jeweils drei Schular
ten zur Wahl gestellt werden müssen, kann eine rela
tive Mehrheit von - sagen wir - 35 Prozent der Ab
stimmungsberechtigten die übrigen 65 Prozent majori
sieren, wenn sich deren Stimmen zu je gleichen Teilen 
von 32,5 Prozent auf die beiden anderen Schularten 
verteilen. Andererseits - und ich hoffe, daß in den Be
gründungen dazu noch Stellung genommen wird - wird 
aus dem traditionellen Elternrecht, das ja ein Recht der 
Minderheit war, eine eigene Schule be;mtragen zu kön
nen, nunmehr ein Recht der Mehrheit, das die konfes
sionelle Minderheit tolerieren soll. Wenn man schon 
diesem Gedanken folgt1 so bleibt andererse its das alte 
Antragsrecht der konfessionellen Minderheit dennoch 
erhalten. Es besteht also die Gefahr, daß die in der Ab
stimmung unterlegene Minderheit au! dem Wege des 
Antragsrechts erneut ihre eigene Schulart durchzuset
zen m der Lage ist, womit wir der neuerlichen Zer
splitterung des Schulwesens wiederum Tür und Tor 
öffnen. In beiden Anträgen ist von geheimer Abstim
mung die Rede. Meine Damen' und Herren! Wenn Sie 
für das Elternrecht plädieren, dann kann nach unserer 
Ansicht jeder Berechtigte über dieses Recht Crei und 
offen verfügen; dann kann er also seine Ansicht dazu 
auch offen bekennen. Herr Kollege Kohl hat davon ge
sprochen, daß dieser Antrag in die Zukunft weist. Nun, 
ich !rage, welcher Fortschritt liegt in dem Wörtchen 
„geheim''? Fürchten Sie, daß in einer offenen Abstim
mung der Eltern fremde Einflüsse wirksam werden 
können, oder welche Einflüsse meinen Sie damit? 

(Abg. Dr. Kohl: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage!) 

- Nein, ich bitte Sie, nachher Ihre Ausführungen zu 
machen. Im übrigen liegt in dem Wort „geheim" 

(Abg. Dr. Kohl: Dann muß ich Ihnen einen Zwi~ 
schenruf machen. Lesen Sie die Äußerungen der 
FDP zum Volksschulgesetz vom Jahre 1954. Da 
haben Sie die geheime Abstimmung verlangt!) 

wohl ein Verstoß gegen das Reichskonkordi:1t, das nur 
das Antragsverfahren kennt und keine geheime Ab
stimmung. Aber zu diesem Fragenkomplex wird mein 
Kollege Martenstein im Verlauf der Debatte weiter~ 
Ausführungen machen. Ich beschränke mich hier auf 
die neuerliche Feststellung, daß alle auftretenden Pro~ 
bleme e inzig und alle in dann zu lösen s ind, wenn die 
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ffauptschulen als christliche Gemeinscha!isst'hulf'n ge
bildet werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nun wird gegen unseren Antrag ins Feld geführt, er 
:sei mit dem Elternrecht unvereinbar. Dazu sei zunächst 
festgestellt. daß das Elternrecht in dem hier verstande
nen Sinne lediglich ein winziger Ausschnitt aus dem 
möglichen vorstellbimm Recht der Eltern im Schulwe
:;en ist. Dil' umfassende Er-.tiehungsge""·alt der Eltern 
wird hier ausschließlich auf die religiös-sittliche Erzie
hung konzenldert, während in allen anderen Bereichen 
des Schulwesens das Elternrecht gar keine octPr eine 
nur Yt::l-i>chwindende Rolle spielt. Das SchLtlrecht ist 
niimJich grundsätzlich autoritär ausgerichtet, es sprkht 
dem Staut nahezu alle Red1te bei der Gestaltung des 
Schulwesens zu, während die Eltern außerordentlich 
wenig EinwiTkungsmöglichkeiten haben. So gibt es zum 
Beil'piel beim Schulbeginn nur ein auf wenige Wochen 
b<.'grenztes Elternrecht, die Einschulung des Kindes be
Pinflussen zu können. Bei dem heute zur Abstimmung 
~tt>hPn<ien Schulpflichtgesetz wollen wir dazu noch Stel
lunli( nt>hmen. E!! gibt kein Elternrecht bei der Schul
\rnh l. wenn Eltern ihr Kind in die Schule eines ande
r0n Bezirks schicken möchten. Es gibt kein Elternrecht 
bei <ier I.ehrerwahl, bei der Auswahl des Lehr~toffes. 
bei der Gestaltung der Lehrpläne, bei der Fl'age, welche 
Schull:lüchee benutzt werden sollen und natürlich auch 
nicht beim Beginn des Besuchs von weiterführenden 
Schu!Pn. F.s gibt kein Elternrecht, wenn der Unterricht 
wudwnlang von Aushilfskräften erteilt wird, wenn die 
Lehrltt•Mte ständig wechseln. wenn Schulen in unzu
triiglichen Verhältnissen untergebracht sind oder wenn 
die F.ltern ihren Familienurlaub noch während der 
Schul7.ei1. ;intreten müssen. Jeder kann diese wenigen 
_Hei:.;;pl~Je au~ eigener Ansmauun~ um z~htrcichc an
dere Fälle ergänzen, die beweisen, daß die Einwir
lnongsmö;;: lichkciten der Eltern in unserem Schulrecht 
und Schulwesen außerordentlich gering sind. 

Das Elternrecht im Verfassungssinn ist lediglich das 
H<.'cht einer Eltern-Minderheit, die Konfessionsschule zu 
\"\•r l:-mgt>n. Wer für dieses E!ternre<:ht eintrit!.. müßte 
Pi~N1tlkh das gesamte Schulrecht durchforsten, um den 
1<:in flußb<'reich der Elt.ernschaft in allen Bereichen des 
Sd111lwesens zu vergößern. Ich will einer SQ weitgehen
den Ausdehnung des El1.ernrechtes hier gur nicht das 
V\'ol'l r„dcn. fch will aber damit deutlich machen, daß 
das Recht. die Schu!art zu bestimmen, ein winziger 
Teilbereich des möglichen Elternrechts ist. Nach Artikel 
ü des Grundgesetzes sind die Pflege und Er;-;iehnn!{ der 
Kindt-r d:11' natürliche Recht der Eltern und die - wif" 
es heißt - zuvörderF.t ihnen obliegende Pflicht. Uher 
ihre l.leUiligung wacht die staatliche Gemeinschaft. Ar
tikel 7 des Grundgesetzes gewährt den Erziehungsbt:
l'<'<'hli~ten daneben zwei Grundrechte. nämlich da~ 
RC'cht., üb1-•r die Teilnahme des Kindes am Religionsun
krrid1t zu bestimmen, und das Recht, die Errichtung 
einer privaten Schule. auch einer privaten Volksschule, 
w beantragen und schließlich das Recht der Eltern. ihr 
Kind auf diese private Schule schicken zu können. Da
mit lrnt das Grundgesetz allen Bedürfnissen im r eligWs
sittlichen ErziehunS?;sbereich voll Rechnung getragen. 

Unst>r Antrag bewegt sich in diesem Rahmen, ja er 
g~~ht für den Bereicll der Grundschulen sogar noch weit 
dcrüber hinaus. Auch an dieser Stelle sei noch einmal 
auf den Artikel 30 der Landesverfassung zur Errich
tung von Privatschulen hingewiesen, der allen Bedürf
niss~n des speziellen Elternrechts, das hier zur Diskus
~ion ~leht, Rectmung trägt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihmm zahlreich~ 
Gründe rechtlicher, organisatorischer und gnmdsä1zli
cher Art aufgeführt, aus denen sich die Berechtigung 
für unsere Forderung ergibt, alle künftigen Haupt
schulen als christliche Gemeinschaftsschulen zu bilden. 
Wenn wir uns hier gemeinsam zu diesem Antrag be
kennen, dann haben wir ein für allemal ein Streitob
jekt im Lande Rheinland-Pfalz beseitigt, das uns auch 
in Zukunft immer wieder zu schaffen machen wird. 
Lasseri Sie uns deshalb bei der bC'vorstehenden Schul
reform das Gemeinsame der Konfessionen in den Vor
dergrund stellen und uns das Trennende vergessen. 
L::issen Sit:! uns gemt:!insam dafür sorgen, daß unsere 
Kinder künftig nicht nur eine bessere und teistungs
!äbigerc Hauptschule finden, in der sie mit dem Bil
dungsgu~ v.pse.rer. Zeit vertraut gemacht wcl'den, son
dem daß wir ihnen eine Schule bieten, in der sie ge
meinsam zur gegenseitigen Achtung und Toleranz er
zogen werden . 

Ich kann diese Auffassung kaum besser zum Ausdru<.k 
bringen - i<.'h habe nach einem Zitat g1!sucht -, als es 
in dem Kori'imentar zum Gode:;bel'gl•r Progr<1mm ge
sc!'1ehen ist: 

Die trennenden Linien sozialer SdliC'ht.11ng<'n , der 
Konfessionen, der Weltanschauungen sollf'n nicht 
schon die Jugend vor ihrem Eintritt in das bewußte 
Leben rler Gesellschaft aufspalten. Die ~emeinsamc> 
Ausbildung der jungen Menschen im Reruf, ihr ... 
gemeinsame Soldatenzl"it. ihr gemeimmmf>S LehP.n 
auf der Straße, In Jugendverbänden und auf den 
Spielplätzen, v:ürde unglaubwürdig werden, wenn 
ein Zwang in der Volksschulzeit eine unnatür
liche Trennung herbeiführen würdfc'. Im gegensei
tigen Erlebnis entsteht die D11ldun~ ctP~ nnderen 
~fenschep und seines Ich:s. 

Meine Damen und Herren! Hier und jetzt ist die Stunde, 
auch für die Kinder unseres Landes ein und für alle
mal den Weg freizumachen für eine moderne und groß
zügige Gestaltung der neuen Schulen. Die kon fess ionelle 
Zwietracht hat unser Volk durch Jahrhllnderte hin
duxch entzweit. Lassen Sie uns diese Schulreform dazu 
benutzen, die konfessionelle Gemeinsamkeit für aUe 
Zeiten zum obersten Prinzip unsert:!s Bildungswesens 
zu macilen. 

Herr Präsident! Meine Damen uud Herren! Wir bean
tragen, daß unser Urantrag, ebenso wie dit:! vorliegen
den Anträge dt:!r SPD und CDU, zur weiteren Bera
tun.g an den Kulturpolitischen Au~~huß überwiesen 
wenlen. 

(Bc-ifall bei der FDP.) 

Präsident Van Volxern: 

Das Wort zur Begründung des Urantrages der Fraktion 
der SPD - Drucksache l!i627 - hat Herr Abgeordneter 
Schmidt (SPD). 

Al.Jg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im b itte 
z:unäch:st ·wn Verständnis dafür, daß ich m<>ine Aus 
führungen, die ich hier im Auftrage der sozialdemo
kratischen Fraktion vortrage, nicllt mit ein~r Ausein
andersetzung mit Herrn Dr. Kohl beginne. 

(Abg. Dr. Kohl: Herrn Dr. StorC'h!) 
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- Enlsehuldigen Sie, Herrn Dr. Storch! Sie, Herr Dr. 
Kohl, sind so unser politischer Gegner, daß ich immer 
ganz schMll bl'i Ihnen bin! 

(Heiterkeit im Hause.) 

kh möchte beginnen mit einigen grundsätzlichen Be
merkungen. Dabei kommt man an der Entwicklung der 
Schulfrage in Rheinland-Pfalz nicht vorbei. Die Hal
tung der Sozialdemokratischen Partei und damit der 
Landlag;;fn1ktion zu schulpolitischen Grundsatzfragen 
ist in diesem Lande seit langem klar. Wir sind bereits 
bei der Beratung und Verabschiedung dieser Landes
verfassung von der Auffassung ausgegangen, daß die 
chri8tlidic Gemeinschartssctrnle die bessere Sehulform 
sei und haben ;ius diesem Grunde auch 1947 bei der 
Ab;;limmung über die Landesverfassung die Sooder
abstimmun.g über den Artikel 29 unterstützt. Die 
Mehrlwit der Bevölkerung entschied sich damals gegen 
unsere Auffassung. Und so wurden Artikel 29 und die 
übrigen Schulartikel in der heutigen Form Verfas
sungswirklichkeit. Die Sozialdemokratische Partei hat 
diese Verfassungswirklichkeit respektiert, ohne dabei 
uuf ihre Grundhaltung zu verzichten. Sie war nur der 
Auffassun!(, daß, nachdem diese Verfassungswirklich
keit gese\.7.t W<Jr, Mittel und Wege gesucht werden 
müßten, um die mit der Verfassungsentscheidung be
dingten schulpolitischen Schwierigkeiten und Härten 
Schritt !ür Schritt <Jus dem Wege zu räumen. Das war 
keine einfache Sache. Wir wissen, daß wir erst viele 
Auseinandersetzungen auf dem schulorganisatorischen 
Gebiete beginnen mußten. die dann eigentlich erst zru 
ilu·em vollen Erfolg kamen, als die Sozialdemokratische 
Pa rtei bei dt:n Wahlen 1963 auch in diesem Lande zu 
einem entscheidenden politischen Durchbruch kam. 
Schulpctitische Fortsc..l'lritte in Rheinland-Pfalz s ind 
nicht mit der FDP, sondern mit der Entwicklung und 
dl•m Aufstieg der Sozialdemokratischen Partei aufs 
engste Vt'l'bunden gewesen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und das wird voraussichtlich auch auf lange Sicht so 
bleiben. Wenn wir uns also über unsere Grundhaltung 
nicht :w :;h'eiten brauchen und auch unsere politischen 
Gegner darüber kein Rätselraten anzustellen brauchen, 
dann steht die Frage des möglichen Fortschritts au[ 
schulischem Gebiete um so stärker im Vordergrund. 
lJnd dahcl', Herr Kollege Dr. Storch, diese Vorbemer
kung. 

Die Fruge des gesetzlichen und verfassungsrechtlichen 
Fol'tschritts auf schulischem Gebiete in diesem Lande 
hängt nicht von Ihnen ab, sondern von der CDU und 
SPD. Wenn wir einen verfassungsrechtlichen und ge
setzlichen Fortst:hrilt in Rheinland-Pfalz in der schu·-
1isc11en Auf.cinandersetzung erreic..lien \Vc!len, müssen 
wir uns daher in erster Linie an die CDU wenden, weil 
vl!L'fassung~rechllich von deren Haltung die Möglich
keiten aller Verfassungsänderungen ebenso abhängig 
sind, wie auch unsere Haltung für die CDU bei dem 
jetzigen Krä!teverhältnis eine unabdingbare und un
überschreitbare Schranke ist. Deshalb hat die sozial
demokratische Fraktion in diesem Hause ihre schuli
schen Anstrengungen, Bemühungen und Vorstellungen 
im wesentlichen darauf abstellen müssen - sofern sie 
sich im verfassungsändernden Bereich zu bewegen hat -, 
eine Milentwicklung auf breiter Basis zu gewinnen. Sie 
setzt <lber voraus, daß wir auch die Schwierigkeiten 
und Sorgen berücksichtigen, die für den einzigen Part
ner, mit dem Verfassungsänderungen möglich sind, 
nämlich die CDU, gegeben sind. Das heißt also : Alle 

Vorstellungen und Anforderungen an die CDU, die 
diese kulturpolitischen Schwierigkeiten und Besonder
heiten außer acht läßt, sind von vornherein irreal. Und 
irreale Politik scheint manchem Politiker zwar vielleicht 
propagandistisch hin und wieder möglich und ange
nehm zu sein, wenn er die Irrealität :wr Grundlage 
seiner Handlungen macht. Aber wenn man verpflichtet 
ist, nüchtern und sachlich die Dinge zu sehen, dann 
muß man eben auf die von mir angedeuteten Gegeben
heiten Rücksicht nehmen. 

Die Sozialdemokratische Partei hat dann, ausgehend 
von den 1963 hier erreichten Verfassungsänderungen, 
die Frage des schulischen Fortschritts im Org;misato
rischen und auch bezüglich der Schulgestaltung in den 
ß.Iittelpunkt ihrer weiteren Bemühungen gestdlt. 

Meine Damen und Herren, wir waren sehr froh, daß 
sich in den Beratungen des Kulturpolitischen Aussdrns
ses Möglichkeiten abzeichneten, die geeignet waren, 
einen entscheidenden Schritt in die Richtung einer po
sitiven Sehulgesta!tung zu tun. Es war für uns eine 
gewisse Befriedigung, daß sich an dieser Gestaltung 
alle Parteien des Hauses beteiligten. Noch vor wenigen 
Wochen schien es so, als könnte dieser schulische Fort
schritt ohne größere Differenzen zwischen den politi
schen Kräften dieses Hauses gesichert werden. 

Meine Damen und Herren! Dann kam - wie Zicthen 
aus dem Busch - die FDP mit ihrem Antrag. Wir ha
ben noch zu .sehr den Koblenzer Sündenfall Iht·er 
Fraktion hier im Hause vor wenigen Wochen in Er
innerung und können daher die politische Seile Ihres 
Vorgehens überschauen. 

{Starker Beifall d~r SPD.) 

Meine Damen und Herren! Als der Antrug der FDP -
ich wende mich mit einigen Bemerkungen zunächst an 
Sie, Herr Dr. Storch - auf unseren Tisch kam, habe 
ich meine Freunde vor der Standhaftigkeit der FDP 
in dieser Frage gewarnt; denn die Behandlung der 
Frage der Koblenzer Pädagogischen Hochschule in die
sem Hause hat zumindest damals bewiesen, daß die 
Standhaftigkeit der FDP-Fraktion in solchen Grund
satzfragen nur so weit reicht, wie ihr Koalitionspal'tner 
CDU großzügig geneigt ist, ihr diese Standhaftigkeit 
einzuräumen. 

(Starker Beifall der SPD.) 

Das heißt ulso, man kann - nach jahrelanger Erfah
rung in diesem Hause - auf die FDP-Schulpolitik kein~ 
Häuser bauen. 

(Abg. Thorwirth: Keine Schulen! - Zuruf von 
der SPD: Keine Schulen und keine Hütten!) 

Deshalb war unsere Aufgabe von vornhe rein klar. Wfr 
setzen unseren eigenen schulpolitischen Weg unbeirrt 
fort. Dieser Weg ist seit Jahren darauf gerkhtet, ge
treu unserer Godesberger Grundsatzerklärung über die 
Entwicklung des Elternrechts, mit den Eltern den schu
lischen Fortschritt zu sichern. 

(Beifall der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir wissen, daß dazu ver
fassungsrechtliche Schwierigkeiten, die heute einer 
freien Entwicklung des Elternrechts noch im Wege 
stehen, ausgeräumt werden müssen. Das Ausräumen 
dieser besonderen Schwierigkeiten war der Sinn un
seres Antrage s. 



2112 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

(&:hmidt) 

Die Verfassungsbestimmungen bedingten in diesem 
Lande zunäd1.;t verfassungsrechtlich die eindeutige 
Vorhimd der Konfossions~<'hulen und des Konfessions
schulprinzips. Das Vorrecht steht an der Wiege der 
Verfassung und auch der politischen Entscheidungen. 
Wir Sozialdemokraten sind der Meinung, daß wir den 
Ver:;uch machen sollten, dieses Vorrecht zugunsten glel
l'her Red1tsgcstaltung abzubauen. Diesem Abbau diente 
das vorliegende und bereits weitgediehene neue Volks
fi{'ht1lge;;etz. Wir waren der Meinung, daß, wenn man 
hier die Dinge au! gleiche Ebene stellt, wir unter Hel'
c.nziehung der Mitwirkung der Eiterri. nach meiner 
Überzeugung in vielen Fällen aus den Gründen, die 
S!I'. H.-rr nr. Stor<'h. vorgetragen haben, Elternentschei
dung<•n für ciiP. Gemeinschaftsschule erhalten hätten. 

(Beifall der SPD.) 

Diese Entscheidungen wären gefunden worden - untl 
. ietzt. lrnmme ich zu einem Hauptpunkt unseres Wider
~t'1ndes gegen Ihr Vorgehen -, ohne die Gefahr eines 
ucuen Kulturkampfes in diesem Lande heraufaube
~chwören ! 

(St<1.rker Beifall der CDU und SPD. - Abg. Dr. 
Kvhl: Sehr gut!) 

Sie könn('n sich bemien, auf wen Sie wollen; die So
~ialdemokr~tischc Partei m diesem Hause hält im Jahre 
J!H)f) ein<:'n neuen Kulturkampf in diesem Lande Ws 
ein Unglück! 

(Zurnfe: Sehr richtig! - Beifall der SPD.) 

Uiese Grunde fühl'ten zu unserer Entscheidung, ein an
dere,; vorgehen zu wählen. Wir sind ehrlich der Mei
nung. daH. ;,vcnn sich. unter Beac.."1.tung des geordneten 
Schulbetriebes, für den wir neue Grenzen gesetzt ha
ben, heute F.ltern für die Konfessionsschule entscheiden 
und es veriretb<ire Konfessionsschulen bei diesen Ent
~d1eidungen gibt. dies eine Angelegenheit der Eltern 
und oi;>r Et-ziehungsberechtigten ist. Wir haben nicht 
ct;is Hi;>cht - und \Vlr stützen uns dabei auf unsere par
tdprogrammatisdlen Erklärungen -, neuen Gewissens
zwang auszuübl:'n, wenn wir Gewissenszwang abbauen 
wollen. 

(Zurufe: Sehr richtig! - Beifall der SPD.J 

t;nd unsE're Anstrengung und unsere Zielsetzung dient 
.ia. dE'm Abh«u von Gewissenszwang. 

Meine Damen und Herr~n! Noch ein Wort zu der Ge
f;ihr einf'll neuen Kulturkampfes. Sie wissen, Herr Dr. 
S!ordi und meine Herren Kollegen von der FDP, daß 
dc-r -;chuliscl\e Weg. den wir seit Jahren hier einge
schl agcn haben, nicht unumstritten ist. Wir wissen, daß 
e~ dPt' Mobilisierung aller um das Wohl unserer Kin
d<"!' Besorgten bedarL um gewisse Engen im Denken 
w übi:nvinden. Wir sind jedoch. der Meinung, je freier 
wil· über· diese Dinge mit den Eltern reden können, um 
rn ~khet'er wird die Schule eine endgültige Grundlage 
finden . 

(Abg. Völker: Sehr gutr) 

\~fonn der Gesetzgeber in Teilen unseres Landes Zwang 
aufe!'legt, wo dieser Zwang als eine Last empfunden 
-,,·ird. würden sidl daraus am Ende jene Auseina nder
~elzun~en et·geben. die ich angedeutet habe. Herr Dr. 
Storch. eine Feststellung: In diesen Auseinandersetzun
g(·n würden nacl\ acht Tagen nicht mehr Sie im Vor
dergrund stehen, sondern allein noch die Sozialdemo
kn1tische Partei. Deshalb verstehen Sie bitte, daß wir 

uns unsere Taktik von Ihnen nicht vorschreiben lassen. 
ldl werde dazu noch einige Bemerkungen machen. 

Meine Damen und Herren! Unsere Haltung ist abgelei-
. let von der Sorge um einen möglichen sd1ulischen Fort
schritt und der Sicherung des nach unserer Meinung 
notwendigen schulischen Friedens. Ich habe - mit mei
nen Freunden - zu unseren Eltern das Vertrauen, daß 
sie bpi der Erörterung all der Schwierigkeiten, von de
nen Sie .mit Recht ~es,Proehcn haben, die Ents<:heidung 
finden werden, die sie für die beste für ihre Kinde·: 
h_alten. Finden die Eltern eine solche Entscheidung, dann 
ist eine Schule atl.f breiter Grundlage gesichert und den 
.i;tänQig.en . .A.wieini'!ndersetzungen entzogen. · 

Meine Damen und Herren! Herr Dr. Storch hat daraur 
hingewiesen, daß es die Möglichkeit gebe, bei der Ak
zeptierung des FDP-Vorschlages das Privatschulsystem 
weitgehend auszubauen und zu entwickeln . 

Herr Dr. Storch, allein diese Begründung Ihres Antra
ges würde für uns Sozialdemokraten zu einem Nein 
ausre~chen. 

(Abg. Dr. Storch: Das steht doch in der Vet"fassung!) 

Denn Sie wissen, wie sehr wir immer Bedenken gegen 
eine allzu starke. Entwicklung des Privatschulwesens 
hier vorgetragen haben. Diese Bedenken sind erst rccll.t 
gegeben, wenn die Privatschulen in den Bereich de!." 
Vo!kss.ch.ulen einbrecllen sollten. 

(Abg. Dr. Storch: Das steht doch in del· Verfassung!) 

- Ich weiß es, ich WPiß es r Aber Sie haben heut.e aus
drücklich darauf hingewiesen als eine Möglichkeit des 
Ausgleich~. Ieh \Vlll Ihnen nur sagen. daß wlt' die fiiiö,g
Hchkeit dieses Ausgleidls nicht zu pflegen gedenken, 
Her!." Dr. Storcll, weil wir auch da einige Besorgnisse 
haben werden. 

ES: bleibt olso dabe4 daß die Sozialdemokratische Pa rtei 
in Fru:_tset.z.ung ihrer Schulpolitik es zutiefst bedauert, 
daß die FDP eine Verabsdliedung dieses fortschritt
Hchen Schulgesetzes - unser Freund .Jockel Fuchs for
mulierte in unsere!." Fraktion einmal, es wird eines der 
fort::ichrittlidlsten Schulgesetze in der Bundesrepublik 
überhaupt sein - noch vor den Sommerferien unmög
lich gemacht hat. Meine Damen und Herren, und es 
bleibt dabei, daß die Sozialdemokratische P artei in 
Fortsetzung ihrer Anstrengungen glaubt, daß bei Re
~pr>ktiPrung des von ihr ebenfalls vertretenen Eltern
willens sich in diesem Lande eine schulische Orientie
rung ergeben wird, die unter Vermeidung großer kul
turpolitischer Auseinandersetzung und Sicherung des 
Schulfriedens am Ende rn der be~:,.eren S<.'hulart rühren 
wird, für die sidl die Eltern jeweilig entscheiden wer
den. Wir haben über diese Grundentscheidung der 
Eltern keine Sorgen. 

Meine Damen und Herren! Nun noch ein paar Worte 4LI 

den Bemerkungen des Herrn Kollegen Dr. Stordl. Es 
war sehr nett von Ihnen, an un:o zu appdlieren, als ob 
wir Ihr Partner wären. In diesem Hause sind nidlt wir 
Ihr Partner, sondern in diesem Hause ist die CDU Ihr 
Partner, He1T Dr. St.ort!h. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie können ja diese Partnerschaft nidlt auswechseln, 
wie es Ihnen jeweilig paßt. 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr richtig!) 
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Das kCinncn Sie nicht. Und wir haben auch nicht die 
Absicht, uns jeweilig Ihnen anzuschließen, wenn es 
Ihnen paßt. um Ihre eigene Schwäche in der Koalition 
Cbcrdc<.:kcn zu helfen. 

(Sehr gut! und Beifall der SPD.) 

IIcrr Dr. Storch! Es ist ein Gebot parlamentarischer 
Spielregeln - ob Sie es einhalten oder nicht, ist Ihre 
Sactie -, daß, wenn ich in einer Koalition sitze, ich zu
nächst einmal mit dem Partner solche grundsätzlichen 
Fragen erörtere. 

(„A...bg. Ludcs: Das müßte er selber \Vissen !) 

Es ist auch eine Frage des Partners, ob er sich eine 
solche Erörterung sichert oder nicht sichert; darüber 
haben wlr nicht zu befinden, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Beckenbach: Wenn 
man ihn braucht!) 

E~ ist nur ungewöhnlich - und das charakterisiei:t den 
jetzigen politischen Zustand in diesem Lande -, daß in 
Fragen einer Verfassungsänderung von solch grund
siitzliciH'r Bedeutung sich ein Partner völlig loslöst von 
dem Mitpartner und ihn überrascht, wie wir ja eben
falls zur Kenntnis nehmen konnten. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich sage, es wäre 
sicherlich notwendig gewesen, diese Dinge zunächst 
einmal unter den Koalitionspartnern zu erörtern, so, 
glauben Sie mir, wäre es aber erst recht erforoerlich 
gewesen, bei Beginn der Beratungen des Volksschul
gesctiz.cs von lhren Ansichten den anderen Parteien 
Mitteilung zu machen. Sie haben jedoch - ich glau.be, 
der Herr Kollege Dr. Kohl wird Ihnen das noch viel 
besset' sagen - die Be11atungen mit.gemacht, ohne auch 
nur ein Wort vun dem zu sag·en, was Sie beabsichtig
ten, ·bis zu dem Punkte, wo das Gesetz vor einem er
folgt-eichen Abschluß stand. 

Und wissen Sie, was ich auf Ihr Vorgehen in unserer 
:r'raktion gesagt habe? kh habe gesagt: Wenn ich nicht 
wüßte, das es anders wäre, hätte ich fast den Verdacht, 
daß CDU und FDP sich einander ermuntert haben 
könnten, um die SPD in ·eine etwas schwierige Situa
tion zu bringen. - Aber ich weiß, daß das ausgeschlos
sen ist. Wir kennen die Reaktion des Herrn Kultus
ministers im Kulturpolitischen Ausschuß. Ihr taktisches 
Vorgehen entspricht genau dem Vorbild, das Sie sich 
einmal in Niedersachsen geleistet haben. Herr Dr. 
Fuctl!;, - -

(Allgemeine Heiterkeit.) 

- Hen Dr. Storch, wenn Sie sich davon bestimmte Er
folge versprechen, dann sollte Ihnen auch dafür das 
nieder:sächsische Bundestagswahlergebnis die Grenz
steine gesetzt haben. 

(Abg. Dr. Völker: Seien Sie doch nicht so schul
meisterlich, Herr Kollege Schmidt! - Unruhe bei 
der SPD. - Abg. König: Ausgerechnet der Herr 
Kollege Dr. Völker! - Abg. Dr. Skopp [zum Abg. 
Dr. Völker): Fällt lhnen denn gar nichts anderes 

ein?) 

- Entschuldigen Sie, Sie haben in Niedersachsen ge
glaubt, über Aufziehung eines Kulturkampfes sich neu 
und bes~-er .etablieren zu können. Das ist Ihnen da
nebengegangen. Und Ihr Appell heute an die Offent-

lichkeit deckt genau die gleiche Absicht in diesem 
Lande für die bevorstehenden Wahlen auf. 

(Abg. Dr. Völker: Das ist w billig!) 

Ich glaube, das wird sich hier auch nicht a·uszahlen. 
Ich ·bin der Meinung, die Bevölkerung hat schon ein 
Gefühl für Stetigkeit i.m Fortschritt. ein Gefühl für 
feste Haltung, für das, was möglich und richtig ist. 

Sie gehen mit Ihrer Partei seit. Vorlegen Ihres An
trages landauf, landab mit der Erklärung: Wir werden 
jetzt, bei den nächsten Wahlen, 15 Mandate gewinnen. 
- Daruber entscheidet der Wähler: 

(Abg. Völker: Das sagt der Votsitzende!) 

darüber entscheiden wir nid1t. darüber entscheiden 
Sie nicht. Nur: Wer glaubt, solche schulpolitischen 
Grundsatzfragen allein zum Gegenstand von wahl
taktischen Überlegungen zu machen, der ist politisch 
falsch beraten, und das ist sclllecllt, meine Damen und 
Herren! 

(Starker Beifall der SPD und CDU.) 

Es geht hier nicht um Taktik, es geht um 1,1nsere Kin
der, es geht um den kulturpoliti~chen Frieden und den 
Fortschritt in unserem Lande, meine Damen und Her
ren! 

(Erneuter starker Beifall der SPD und CDU,) 

Die sozialdemokratische Fraktion setzt ihre Überlegun
gen ausschließlich unter diese Prinzipien, unter keine 
anderen! 

Sehen Sie, meine Herren von der FDP, wenn Sie ge
nauso dächten, dann hätten Sie versucht, nach langer 
Mitarbeit das zu sichern, was so mühsam c>rreicht 
wurde. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut! - Abg. Die!: Im 
Ausschuß!) 

Sie haben nun - und das unterstreicht auch Ihre wahl
taktische Absicht - namentliche Abstimmung beantragt. 
Ich bin nicht in der Lage, Ihnen in dieser Minute da
für bereits eine ' Zusage zu erteilen; denn, Herr Dr. 
Storch, Sie sollten wissen, das Sie nach § 49 unserer 
Ge,schäftsoronung 

(Abg. Dr. Storch: Ich weiß es!) 

selbst dafür der Zustimmung von Mitgliedern anderer 
Fraktionen bedürfen. Sie kündigen das hiet' einfach an. 
Ob die anderen Fraktionen Mitglieder dafür abstellen 
wollen, ob Sie welche finden, das interessiert Sie nicht. 
Auch da gehen Sie unbeschwert, frei und einfacti vor. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Ich habe als Fraktionsvorsitzender noch keine Gelegen
heit gehabt, in dieser Frage mit meiner Fraktion ~u 
reden; das werde ich vor der Abstimmung tun müssen. 
Ich ·bitte den Herrn Präsidenten, uns dafür dann vor 
der A•bstimmung Gelegenheit zu geben; nicht etwa, 
weil wir uns davor fürchten, unseren Namen für un
sere Sache herzugeben - ich weiß noch nicht, wie die 
Friaktion entscheiden wird -, ich bitte aber zu verste
hen, daß das im Zusammenhang mit diesen Vorgä~en 
hier eine Frage grundsätzlicher Bedeutung isl. Ich 
glaube, wir Scnialdemokraten können in der Schul
und Kulturpolitik in diesem Lande bestehen. 
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Und WE'nn Sie - und damit mörht~ ich ~chließen - das 
Elt('rnre-cht hiel' so schlecht behandelt hciuen. dann wal' 
da s c>inmHl etwas Anders. 

Im Jahre 1955 erklärte Ihr Kollege Martenstein bei der 
Be ratung des damalig~n Volksschulgesetzes : 

Und rlas Eltemrecll t in seiner heute gewollten Be
deutung ist gleichfalls e ine Realität. ln se iner prak
t iH.tie n Anwl'>ndnn~ ist es heute mehr al s e ine In
dividualentscheidung. 

- Das heißt. Sie haben damals entgegen Ihrer n eutigE'n 
Behanrlllmg des Elte rnrechts ei·ne höhere Wertung vom 
Elternrecht geha•bt. -

IAbg. Martenstein : leb werde nachher dazu etwas 
sagen!) 

- Bitte ':' 

(Abg. Martenstein: Ich werde nachher dazu 
etwas sagen!) 

- Ja. i;:rnön! kll dachte, Sie wollten eine Zwischenfrage 
sh~Hen ! kh hätte sie im Gegensatz zu Herrn Dr. Storch 
g(•St a1 let ! 

(Heite1·keit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Mir hat es etwas leid ge-
1 <m. d aß die Bedeutung des Elternrechts von Herrn Dr. 
Slot'L'h hier in dieser - ich möchte sagen - Abwertung 
bch<1ndelt wurde, und zwar in einem Augenblick. in 
dem wir uns anschicken, die Eltern auf dle Bcdeut~ng 
ihre r schulischen Entsch~idung, die auf sie zukommen 
wird. hinzuweisen - denn it.:h glaube und hoffo. daß 
der Mf'hrheitswi!!e in diesem Hause dafür erhalten 
blPiht - . In dem Augenblick. in dem es darauf ankommt., 
d il' f•;JtE'r n auf ihre Bedeutung aufmerksam zu rnachen. 
den Eltern die Freiheit der futscheiduo.g entwickE:!n zu 
he lfen, m&hten wir den Eltern Mut machen ; wir möch
ten d en fo:lt.;>rn klarmachen, daß sie mit den uut sie zu
komnwnden Enti::<'heidungsrecbtPn bezüglich der Ent
wicklung unseres Volksschulwesens eine hohe Verant
wor1ung für ihre Kinder übernehmen und zu tragen 
h abt•n. · 

11ncl i::inti RiP iiherzeugt, meine Damen und Herren, die 
Suzi:1ldPmokratis<'hE' Pa rtei wird, so wie sie bisher der 
Meinung war, auch in Zukunft darauf hinzielen. daU 
in unserf'm :-chulischel'I Bereiche unter freier . friedh
dlt> I' Enf'l,.vif'klun~ und unter guter Zusammenarbeit 
müglid1><t viel C'~mP.!nscha ft skh aufbaut, aber in dem 
Glauoc>n. d<1l.I die 1"ind1.1ng dieser GE>meinscha ft mit un
·" ·'l'en Eltt>m die besser.:: schulpolitische Konzeption ist. 

1\us dies•:m Grunde bleiben wir bei unserem Antrag. 
lln<i , HPrr Dr. Storch, ich glaube, ich habe Ihnen ge
:«I J~l. aus welchen Gründen wir uns nicht hinter Ihren 
A n tnig ;;teilen werden. Allein Ihre Zwisch~11bcme;·kung, 
Si<' l<önnt0n annehmen , daß die SPD sich Ihnen un
~ct.ti eUen wiirde. oder Sie hätten das a nne hmen kön
Hen, Herr Dr. Storch, das hätte doch mindestens ein
mal vor;>.usgesetzt, bei dem Nachb;ir amm klopfen und 
zu fr<igen: Würdet ih1·r - Aber i;o kann es ja nicht ge
hen. daß Sie sich hier hinstellen und sagen: Wir hät
te n ihr<> 7.u;;timmung <'rwart<~n dürfen. - gcnaui::o, als 
W (m11 ic·h zu einem Nachbar gehe und sage: Ich habe 
de in Gernüsebet>t besucht ; bitte. bist du nachträglich 
da mit einverstanden? - So kann es nicht gehen. 

]);.!" i>' t der eine Grund. Der andere Grund ist aber. daß 
w ir - dm; mö<::hte ich zum Srhluß noch einmal heraus
.< tellen - der MPinung sind, wir benötigen füT den 
sd 1uliFrh,,n Fnrtschrl1t im Lande eine breite Front. 

Eine brt>ite Front ist nur zu e rvmrt•!n , wenn es uns 
gelingt, auch die schulpolitischen KriHte in d e r CDU im 
Sinne des Fortschritts mlt zur Unterstützung, mit 7.Ur 
Gest<1ltun.g, mit zur Fortführung einer fortschrittlichen 
Schulpolitik zu gewinnen. Darauf bleibt die sozialde
mokrat ische Schulpolitik in diesem Lande auch a bge
stellt! 

(Beifall der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Meine Damen und Herre n! Ich da rf zur Frage de r n<l 
ment!ichen Abstimmung noch fests te llen , dR (~ :c:it> unw
lässlg if't bei der Abstimmun_g zu1· Uberweisung "In 
einen Ausschuß. Eine namentliche Abstimmung ist also 
praktisch erst in der zweiten Beratung m iiglich ; dan n 
werde ich die Unterstützungsfrage st ellen. Es bedar f 
nämlich de r Unterstützung von 16 AbgeordnE>tPn. 

Ich erteile jetzt dem Herrn Abgeordneten Theise11 
(CDU) das Wort zur Begründung de~ Urantra Rt>s d er 
CDU-Fraktion - Drucksache JT '6:il -

Abg. Theiscn: 

Herr P räsident! Meine sehr v ereh r ten Damen und Het·
ren ! Ich möchte zunächst einma l versurhen, mich in 
aller Sachlichkeit auseina nderzusetzen mit der Frage, 
was Elternrecht überhaupt bedeutet. Zu eine r solchen 
Auseinandersetzung haben wir Veraniassung, weil aus 
den Worten des Het-rn Vorsitzenden der FDP-Fraktion 
zu entnehrmm ist, daß die FDP -F1'<1 kt ion keine zutref
(..,n.de Vors tellung von dem Wesen des Elternrec.'1b 
ul>urhaupt hat. 

(Vereinzelter Be ifall bei der CDU.) 

An den Anfang meiner Betrachtungen möchte ich cli<' 
Feststellung setzen, daß das Elternrecht in keinem 
Fa11c Jn de1· Lage ist, schulpolitischen Fortschr it t zu 
verhindE'rn. D;is Elternrecht wirkt üh<"rhR••.pt n ur dort. 
wo der schulpolitische Fol'tschritt gewährleistet ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! E...-; s ind hie r 
Vorstellungen entwickelt worden dazu, ob in u nserer 
L:mdesverfassung nur ein Minimalausschnitt des El
ternrechts oder das Elternrecht in umfassender Weis(~ 

gewi:i.h.rleistet sei. Zuzugeben ist Ihren Ausführungen. 
daß nach Artikel 29 unserer L andesvcrfassunl;l das ±:1-
ternrec:ht nur in dt>m Umfo ng0 ~arnn tie rt ist, a ls es 
darum geht, den Eliern die Wahl der Schulart freizu
stellen. Es ist jedoch nicht von vornherein möglich, 
einer bdiebigen Anzahl von Eltern zu gesta tten . fü r 
diese beliebige Anzahl b<11't!ils e ine Schule d e r gewähl
ten Art cinzuricht~n. Bl'forderlieh ist vielmehr. d a!J 
eine solche Anzahl von Vot en zm1amrnenkom mt, daLi 
der geordnete Schulbetrieb - und auf ihn muß abge 
hoben werden - gewährleistet ersch<.'int. 

Meine verehrten Damen und Herre n! Wir hatten stets 
im Artikel 29 unsePer Landesverfassun)! den 8 at7., da~ 
das Elternrecht seine Grenze findt•t, wo der geordnete 
Schulbetrieb gdäh1·det ist. Und dieser Satz sleh t ja 
auch nahezu wörtlich in den Bestimmungen des Kon
kord<its. Es ist weiter im Reirhi:-konkordat von 19:3:~ 
dara uf hingewiPsf'n, daß die Schuln rg;.in i!<al ionf.b chii rde 
und der Gesetzgeber die MöglichkE!it hahen, w be i::tim
men, was unter geordnetem Schulbetrieb zu verl!-tlO'h~n 

ist. 
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Und nun darf ich, meine Damen und Herren, einmal 
kurz zurückblicken au! unsere Beratungen im Aus
schuß. kh möchte hier unterstreichen, was vom Herrn 
Vorsilzc-nden der SPD-Fraktion zu unseren Beratun
gen gesagt worden ist. Es war in der Tat so, daß wir 
zum Schluß unserer Beratungen der Landespressekon
ferenz sagen konnten: Wir stehen vor dem Abschluß 
eines der fortschrittlichsten Gesetze, das überhaupt in 
der Bundesrepublik existiert. - Und wir konnten weiter 
ausführen, daß dieses Gesetz mit einer Übereinstim
mung von C, S, F - so ist es damals ausgedrückt wor
den - verabschiedet werden wird. 

Wie kam es dazu, meine Damen und Herren! Sie wissen 
sclb:st, daß es die CDU war, die in einer Reihe von Ab
änderungsvorschlägen kulturpolitischen Fortschritt in 
das Gesetz hineingetragen hat. Wir haben zunächst 
einmal im Ausschuß die Begriffe „Grundschule" und 
.. Haupt~d1ule" im § 4 der Vorlage zum Ausdruck ge
bracht. Wir haben weiter gefordert, daß eine Gliede
rung der Schule einsetzt, die mindestens einmal klas
senweisc einzügig erfolgt, und sind in dieser Forderung 
sogar noch über die Vorschläge des SPD-Entwurfs hin
ausgegangen, der den geordneten Schulbetrieb ledig
lich in der Regel so umschrieb, daß die Schule nach 
Jahrgangsklassen aufgegliedert sein sollte. 

Wir haben dafür gesorgt, daß die Informationspflicht 
in der Novelle ungekürzt zum Ausdruck kommt und 
damit den Beschluß des Kulturpolitischen Ausschusses 
aus den Beratungen von 1964 beseitigt. Das geschah 
auf Wunsch einer. anderen Fraktion; wenn ich mich 
recht erinnere, war es die SPD-Fraktion, die damals 
den Wunsch geäußert hatte, daß die Information sich 
nicht erstreckt auf die mit den Fragen des Elternrechts 
zusammenhängenden Probleme. Wir werden <1lso bei 
der Handhabung des neuen Gesetzes, wenn es vernb
schicdei ist, auch die Informationspflicht der Eltern in 
vollem Umfange gewährleisten. 

Wir haben das Minde1·heilenprivileg weiter ausgebaut 
und ~ind dafür eingetreten, daß im Zusammenhang mit 
dem Minderheitenprivileg an den Schulen, wo die Min
derheit noch unterrichtet werden muß, auch ein Min
derheitenlehrer mitunterrichten kann. Sie haben hier 
vorgefragen, das sei verfassungsrechtlich bedenklich 
oder sogar unzulässig. Meine Damen und Herren! Ich 
vertrete eine gegenteilige Auffassung. Ich will aber 
hier über die Rechtsfrage nicht streiten, sondern möchte 
nur die Bereitschaft zum Ausdruck bringen, daß dann, 
wenn sich die Beschäftigung des Minderheitenlehrers 
als nicht realisierbar erweist, wir bereit sind, einen 
Weg mitzugehen, der die BcschäCtigung möglich macht. 
Wir haben schließlich auch in unseren Vorschlägen, die 
wir Ihnen in Schriftform, meine Damen und Herren 
\'On den beiden Fraktionen, zugeleitet haben, Vor
schriften zum Ausdruck gebracht über die Erleichterung 
der Wahl und auch über die Pfüd1tabstinm1Ung füi· den 
Fall, daß Schulen verschiedener Art zu einer Haupt
schule zusammengefaßt werden sollen. Das Ziel un
serer ganzen Bemühungen war es, eine Hauptschule 
moderner Art, wie sie in der Bundesrepublik beispiel
haft b;t, für die Kinder von Rheinland-Pfalz zur Ver
fügung zu halten, eine Schule, in der es möglich ist, in 
den Klassenstufen 5 und 6 einen Unterricht zu geben, 
der den Kindern nach Abschluß der 6. Klasse den 
Wechsel zu anderen Schularten nach Einrichtung der 
Hauptsdrnle gewährleistet, der weiter die Hauptschulen 
so modern konzipiert, wie es möglich ist, wenn man 
sieht, was die Hauptschule an Aufgaben übertragen 
erhält. Wir sind dafür, d'aß in der Hauptschule eine 
bcs::;cre sittliche und konfessionelle Ausrichtung und 
die Vnrbcrcitung auf das Avbcits- und Berufsleben er-

folgt. Wir wollen auch erreichen, daß unsere Kinder 
d:ie Hauptschulen verlassen, ausgerüstet mit einer 
Fremdsprache, so wie es von allen Pädagogen gefor
dert wird. 

Für diese Regelung sind wir eingetreten und haben 
uns dennoch zum Elternrecht bekannt. Wir st.ehen auf 
dem Standpunkt, daß das Elternrecht ein Ausschnitt 
des Freiheitsraumes ist, in dem wir leben. Wir sind der 
Meinung, daß sich mit der politischen Forderung nach 
Garantie des Elternrechts nicht verbindet das Einsetzen 
für eine bestimmte Schulart. Es ist hier von Ihnen, 
Herr Kollege Schmidt, zum Ausdruck gebracht worden, 
bei uns im Lande sei das Vorrecht einer bestimmten 
Schulart festzustellen. Dem muß ich widersprechen. Wir 
haben ein Vorrecht einer bestimmten Schulart bei uns 
nicht gekannt. Selbst damals, als wfr im Wege der 
Wiedergutmachungsregelung nach Artikel 29 die frü
here Schulart in unserem Lande wieder eingeführt 
haben, haben wir nicht nach dem Modus verfahren, daß 
wi.r einer Schule den Vorrang vor der anderen gegeben 
haben, und ich möchte hier ausdrücken, daß die CDU
Fraktion auch heule weder der einen, noch der anderen 
Schulart den Vorzug gibt, sondern den Eltern die Mög
lichkeit läßt, sich frei für das eine oder das andere zu 
entscheiden. 

<Beifall bei der CDU.) 

Das, meine Damen und Herren, steht auch in Über
einstimmung mit den Grundsätzen der Artikel 2 und 6 
des Grundgesetzes. Wenn wir das sagen, dann bringen 
wir auch sogleich zum Ausdruck, daß eine Verketzerung 
einer bestimmten Schulart, so wie sie von Ihrer Seite, 
Herr Kollege Dr. Storch, hier vorgetragen worden ist, 
nicht Platz greifen darf. 

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die freie Ent
scheidung des Elternhauses nicht dazu führen dat•!, den 
Eltern zu sagen: Ihr sollt euch zwar frei entscheiden, 
aber äußert euch jetzt bitte für die eine Schulart, weil 
sie weniger Schwierigkeiten bietet - worüber man noch 
streiten kann - oder weil sie aus dit>scn oder jenen 
Gründen für vernünftiger angesehen wird. Wir ver
treten die Auffassung, daß es auch nach dieser nega
tiven Seite hin eine Beschränkung geben muß, die näm
lich, daß wir den Freiheitsraum völlig ungeschmälert 
bestehen lassen. 

Aus dieser Sicht, meine Damen und Herren, darf ich zu 
unserem Antrag, den wir hier vorlegen, ausführen, daß 
wir zunächst einmal bei der Errichtung der Haupt
schulen, die in der Tat gegenüber der Volksschulober
stufc der früheren Ausrichtung etwas Neues darstellen, 
alle Eltern der betroffenen Kinder zur Abstimmung 
über die Schulart aufrufen möchten. Wir möchten also 
in einer geheimen Abstimmung - was übrigens gar 
nichts Neues bedeutet; denn daß die Abstimmung ge
heim war „ siand auch frühet· bereits fest, nur war es 
nicht in der Verfassung zum Ausdruck gebracht - den 
Willen der Eltern erforschen. Wir möchten darüber 
hinaus dem Anliegen entsprechen, das bereits von 
Ihnen formuliert ist, eine Umbenennung der Simultan
schule in Gemeinschaftsschule vorzunehmen, und 
schließlich garantiert wissen, daß das Elternrecht sich 
auf die Gesamtstruktur der Volksschule, beginnend mit 
der Grundschule und endend mit der Hauptschule, 
erstreckt. Das, meine Damen und Herren von der SPD, 
ist der eigentliche Grund, warum wir nicht in der Lage 
sind, der Formulierung Ihres Antrages zuzustimmen. 
Sie beschränken sich in Ihrem Vorschlag darauf, die 
Hauptschule zu erwähnen und sie zu verbinden mit der 
Forderung nach einer einmaligen Abstimmung, ohne 
zum Ausdruck zu bringen, daß das Elternrecht in vollem 
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Umfange auch für die Hauptschule gilt. Nach Ihren 
Ausführungen, Herr Kollege Schmidt, habe ich den 
Eindruck, daß Sie dennoch über diesen Text der Vor
lage hinausgehen möchten. Wir sind aber nicht in der 
Lage, diesem Text in der Formulierung die Zustim
mung zu geben, möchten aber erreichen, daß in den 
Ausschüssen darüber zur Sache beraten wird. 

Meine Damen und Herren! Wir sind nicht in der Lage, 
dem FDP-Antrag unsere Zustimmung zu geben. Eine 
grundsätzliche Verbannung des Elternrechts aus dem 
Bereich der Hauptschule ist nach dem Ergebnis der Be
ratungen im Kulturpolitischen Ausschuß nicht nötig, 
um den schulischen Fortschritt in unserem Lande zu 
gc\vührlcü;ten. Es \VÜrdc eine Ei!"...sc..'1ränkung der wohl
verstandenen Freiheit bedeuten, so wie wir sie sehen, 
wenn wir dem Antrag entsprächen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident \'an Volxem: 

kh eröffne die Besprechung der drei Tagesordnungs
punkte. Als erster hat das Wort Herr Abgeordneter 
Dr. Kohl (CDU). 

Abg, Dr. Kohl: 

Herr Präi;:ident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Es ist heute für dieses Haus und, wie ich vermute, 
für dif" 111nrl<.>Spolitische"E;ntwlcklung der nächsten Jahre 
ein wichtiger Augen-blick. Es ist nicht nur eine kultur
politische Frage - ich wiH d•as in diesem Zusammen
hank( b.:wußt hineinstellen -, die hler .zur Diskussion 
~tt>hl. sondern es ist auch die Frage des Selbstverständ
nisse-s der modernen Demokratie und damit auch der 
in ihr lebenden Bürger mit angesprochen. 

Wir !f'ben im Jahre 1966. Es muß hier vol'weg gesagt 
werdC'n: l)i:i<:, was wir h~ute über die Schule hier be
stimmC'n, ·betrifft Kinder dieses. Landes, die im Jahre 
2000 noch nicht einmal die Mitte ihres Lebens erreicht 
haben werden, und zwar in einer Welt, die skhel'lich 
.sehr vif"l gewandelter und veränderter ist als die heu
t igt:>. obw•>hl wir uns wahrlich über s türmische Y.erän
derungf"n nicht beklagen können. 

Wir haben in den letzten hundert Jahren geistesge
schi<:htlich wie politisch in Deutschland allesamt eine 
Enl-wicklunii: durchgemacht, die uns eigentlich opti
mlstisch für die Zukunft ·stimmen kann und stimmen 
d<1rL 

Wir haben ein bemerkenswertes Beispiel erlebt, indem 
der vorletzte Re(foer vor mir, mein KoHege Schmidt 
als Vorsi~ender der SPD-Fraktion, die Haltung seiner 
Partei ,begründet hat. Hier 1st in der Tat ein bemer
konswerter Wandel und eine neue Einstufung der ge
sellschaftlichen Zuordnung für die Zukunft festzustel
len. 

Wenn ich da11 hier von der CDU aus feststelle, bedeu
tet das schlicht und einfach, daß ich damit einen Tat
bes tand anerkenne, der mir Respekt abnötigt. Ich 
möchte hinzufügen, daß ich leider das, was hier der 
Spr.~er der FDP-Fn1ktion, ihr Vorsitzender Dr. Storch, 
vorgetragen hat, nicht mit der gleichen Fol:'mulierung 

versehen kann. Ich werde sehr detailliert die schul
POlitische Haltu.og der ODU nachh~r hier noch vor
tragen. Ich bin aber g~wungen, zu einer Reihe von 
Äußerungen, die Sie, Herr Kollege Dr. Storch, gemacht 
haben, Stellung zu beziehen. E.s is t weniger der Inhalt 
Ihres Antrags; er war ja bekannt, und zwar schon sehr 
lange . .Er ist ein Teil lh:res Parteiprogramms. Und es 
ist legitim - daß das hier ni<.:ht b1...<Strittt>n wird, brauche 
ich nicht zu unterstreichen -, daß Sie selbstverständllch 
einen solchen Antrag hier stellen können. Aber es ist 
die F.ormulierun.g dieser Begründung, die einfach für 
mich ortenba1· macht, daß zum mindesten der heutigf· 
Sprecher der FDP, der hier aufg.etret~n ist, eine Vor
stellung d'er Gesellschaft von morgen hat, die weder 
meine politischen Freunde noch !eh je haben 'Nerd~n-

(Beifall bei der CDU.) 

Herr Kollege Storch, Sie müssen begreifen, daß diese 
CIDU/CSU nach dem zweiten Weltkrieg unter dem Bild 
eines MenschE>n angetreten ist, der ihm ein volles, run
des Maß von Freiheit gibt. Und wir sind nicht bereit. 
hinzunehmen, wenn die Freiheit dem einen oder an
deren nicht paßt - in dieser Fraktk>n sitzen Mitglieder, 
die sowohl pcrsönHch ais Vater oder Mutt~r für die 
Konfessionsschule oder für die christliche Gemein
schaftsschule votiert haben oder votieren -, daß sie ifl 
irgendeiner Form verkdzert wird. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ich wehr~ mich gegtm die Gleichung, die hier aufge
stellt wird, als sei die Simultanschule tatsächlich eine 
neue und bessere Schule. Das iist einfach nicht wahr. 
Es entspricht üid:.t den pädagogischen Titt.qachcn, c::: 
entspricht. nicht den Gegebenheiten, es ist überhaupt. 
nicht wahr. Und ich wehre mich dagegen, aus meinem 
Bekenntnis und meiner Grundanschauung einer p lura
list~schen Gesellschaft, daß „Konfessionalisierung einer 
Scbule" zu etner Art Schl~wort wfrd. Herr Kollege 
Storch, die.se Schlagworte beherrschten überhaupt IhrC' 
Ausführungen. Ich habe mir ungi>fäh 1· 20 mitgeschrie
ben. Das sind jene 20 Schlagworte - ich kom.me noch 
darauf zu sprechen -, die sicherlich unglücklicherweise 
und - was ich I•hnen auch prophe-~eien möchte, nicht w 
lh.r~. ,Xp:i;~i,l :: d,i~ . näch~ti::n Monate des Wahlkampfes 
in diesem. Laode pehern;cltl:!il werden. Was s oll es hei
ßen - Sie haben die Fr<!lge nicht beant,wortet, als ich 
sie stellen wollte -: Konfessionalisierung der Schule? 
Was soll es heißen, wenn Sie sagen, daß der Konkor
datstext die· Verfassung ·b-e:slimm1. habe? Das stimmt 
nicht. Und das ist einfach in dieser Form nicht wahr. 
Jede Verfassung in den Bundesländern hat auf die 
Kon.kordaumesti.lntnung1:m aufgebaut. De1z.u bekenne ich 
mich auch heute in diesem Hause, Herr Ko!l-ege Storch, 
ich kann in diesem Zusamme nhang durchaus für die 
CDU überhaupt in un.serem Bundesgebiet sprechen. 
Wann ist denn diese Verfassung entstanden? Sie ist in 
Rheinland-Pfalz entstanden zu einem Zeitpunkt, als 
unser Volk gerade ganz unmittelbar und am eigenen 
Leibe erlebt hat, was es bedeutet, wenn Recht und 
Otidnung mit Füßen ,getreten werde n. Sie ist entst an
den aus einer Zeit heraus - das wollen wir doch 1966 
nicht ganz vergessen -, als ·man damals aus guten 
Gründen sich sagte: Wir habeH keinen Grund, Bestim
mungen internationaler Art, die auch z.um Vorteil der 
Dcutscheu - auch das will ich in diesem Zu.s.ammen
h.a.ng einmal sagen - all die Jahre gedient haben, tu 
brechen. Man soll jetzt nicht das Reich~onkordat an 
·einigen Punkten mit einem Fragezeichen versehl"n und 
gleichzeitig im Blick aruf die deutsche Einheit auf das 
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gleiche Reichskonkordat pochen und sagen: Breslau ist 
eine deutsche Diözese! 

(Beifall bei der CDU.) 

Man soll hier aus einer ganzheitlichen Betrachtung 
heraus an die Sache herangehen und sich vor allem 
hüten, in der Form, wie es hier geschehen ist, Urteile 
Ltib:i:ugeben. Ich gebe hier für meine politischen Freunde 
und mich kein Urteil a-b, welche Schulart die bessere 
ist. Das kann ich von dieser Tri·büne a.us gar nicht tun, 
weil ich die Schule im Konkreten mit ihren Lehrern 
und ihren Kindern als ein objektives Maß für mein 
Urteil haben muß, um im Ein:tJelfalle ein solches ab
geben zu können. Die generelle Verketzerung und etwa 
a·uch die Verballhornung, daß diejenigen, dfo für die 
eine Schulart sind, die mir aus diesen oder jenen Grün
den - um Sie zu zitieren, Herr Kollege Storch - nun 
gerade nicht gefällt, einfach abgelehnt wenden, hat 
nichts mit Toleranz und schon gar nichts mit moderner 
Gesinnung, wie wir sie verstehen, zu tun. Denn gerade 
aus diesem Beispiel, das Sie uns über den Weg der 
Intensivierung des privaten Schulwesens auch auf dem 
Volksschulsektor genannt ha·ben, muß ich Ihnen sagen, 
daß ckrnn ganz offenkundig - ich will es noch einmal 
so scharf betonen, wie ich es schon einmal sagtie - etwa 
die katholischen oder evangelischen bekenntnisgebun
denen privaten Schulen in Holland - dort ist das Ex
periment durchex~rziert worden - ob ihres Bildungs
gehaltes minderer Natur sind. Jeder Pädagoge - ich 
bln kein solcher -, d~r sich dem Urteil vertrauter und 
besser informierter Leute anschließt, wird Ihnen be
slä tigen, daß es hochqualifizierte .Schulen sind. Ich habe 
in einem anderen Zusammenhang sehon einmal gesagt: 
Wir ha.ben hervorr.agend geführte, konfessionell getra
gene Unlversitäten in vielen Ländern der Welt. Denken 
Sie an die Vereinigten Staaten, denken Sie wiederum 
an Holland und viele andere Beispiele . 

(Abg. Wa!!auer: Wer hat denn das bestritten, 
Herr Dr. Kohl?) 

- Herr Kollege Wallauer, genau das hat Ihr Sprecher 
gesagt. Ich unterstelle, daß Sie dieser Meinung nicht 
sind. Aber der Sprecher Ihrer Fraktion hat hier im 
Zusammenhang mit dem BegriM „Konfessionalasie
rung der Schule" eine Gleichung aufgestellt, die für 
uns unerträglich ist und die wir nicht hinnehmen kön
nen aus Gründen der Verteidigung der Freiheit für 
unsere Bürger. 

(Beifall bei der CDU.) 

Sie werden hier von dieser Tribüne aus nicht beweisen 
können, daß in irgendeinem Teil unseres Landes oder 
in irgendeinem anderen Teil der Bundesrepublik etwa 
die Frage: moderne Schule - Konfess ionsschule in der 
Form interpretiert werden kann, wie Sie es hier getan 
haben, was ich ganz schlicht und einfach als falsch be
zeichnen muß. Wenn Sie sagen, die eine Schule sei 
patriarchalisch-tmditionell geprägt und die andere 
etwa nicht, .dann ist das ein abwegiges Bild. Das ergibt 
sich schon allein daraus, weil ein großer Teil der Leh
rer dle gleiche Ausbildung erhalten hat. 

Sie haben weiterhin immer wieder die Beha·uptung 
a ufgestellt, daß eine konfessionelle Spaltung eine bes
sere Schule verhindere. Sie haben dann - und ich muß 
Ihnen gestehen, Herr Kollege Storch, das habe ich auch 
bei der FDP noch nie gehört, das habe ich mir wörtlich 
mitgeschrieben - die Behauptung aufgestellt, daß der 
demokratische Staat den Krndern Schulen bieten 
müsse, in denen sie - jetzt h eißt es wörtlich - „unge -

zwungen ·aufwachsen können". Was heißt denn das? 
Wollen Sie damit unterstellen, daß in einer staatlich 
unterhaltenen Schule - bei <len Bekenntnisschulen un
seres Landes trifft das genauso zu wie bei den Simul
tanschulen - ein Zwang ausgeübt wird? Wollen Sie 
etwa bestreiten, daß die Erziehungsgewalt der Eltern 
von Gott her, so wie wir es verstehen, nicht auch be
inhaltet, auch wenn es heule darüber theologische Dis
kussionen etwa im evangelischen Raum gibt - auch das 
Bekenntnis hineingehört? Was soll .denn das für eine 
Familie se~n, die im Hintergrund solcher Überlegungen 
etwa Pate steht? Sol! denn das Kind mit sechs Jahren 
entscheiden, wie die Dinge sein sollen? 

Dann haben Sie gesagt, daraus würde ein persönliches 
Bekenntnis el'Wachsen können. Und Sie sprechen dann 
davon, daß Solidarität, Redlichkeit und Toleranz eben 
nur in einer solchen Gemeinschaft wachsen könne und 
daß jedem Kind die Ausbildung zugeeignet werden 
solle, die seinen Anlagen entspreche. Dann haben Sie 
- für mich völlig unverständlich - die geheime Ab
stimmung bei dem Abstimmungsverfahren mit einem 
Fragezeichen versehen und Sie haben dann von einer 
Haltung gesprochen, die die FDP 1954 überhaupt nicht 
eingenommen hat. Ich glaube, wir waren uns bisher 
immer im klaren darüber, daß die geheime Abstim
mung die optimale Lösung in solchen Fällen ist. Da
mails - vor zwölf Jahren - ist doch das Schlagwort 
von der Kaplanokratie im Lande herumgetragen wor
den. Sie sprachen sehr eingehend und recht intensiv 
vom Recht der Minderheiten. Von dem Recht einer 
möglichen Mehrheit haben Sie in diesem Zusammen
hang nicht gesprochen. 

Wenn man von der Minderheit spricht, muß man sich 
auch über die Rechte der Mehrheit unterhalten. Ich 
verstehe zwar, daß Ihnen das eine aus einer polilisch
psychologischen Grundhaltung heraus viel näher liegt, 
aber ich muß Ihnen trotzdem sagen, daß es nicht ganz 
richtig ist. 

(Heiterkeit bei der SPD und vereinzelt bei der 
CDU.) 

Dann haben Sie wieder die konfessionelle Zwietracht 
- man könnte fortsetzen: tief hinein ins deutsdrn 
Herz - gelehrt und die Toleranz beschworen. 

Meine Damen und Herren! Ich will nicht - es ist nicht 
mein Amt - hier eine Wertung dieser Rede vorneh
men; das ist Ihre .Sache, Herr Kollege Storch. Ich bin 
sicher, Sie werden in den nächs ten Monaten noch 
viele solcher Reden halten. Ich will hierzu unseren 
Standpunkt noch einmal präzisieren. Die CDU ist der 
Auffassung, daß das Elternrecht eine der modernsten 
und tragfähigsten Errungenschaften unserer modernen 
pluralistischen Gesellschaft ist. Die CDU hat sich zu 
keinem Zeitpunkt - und sie tut es auch heute nicht 
hier an dieser Stelle .durch ihren Vorsitzenden - für 
diese oder jene Schulart eingesetzt. Unsere Au!Cas
sung von diesen Dingen ist, daß der Staat dieser 
Schule den Rahmen voi::z.uhalten hat und daß diese 
Schule eine Schule sein muß, in der es um das Glück 
der Kinder und eine bestmögliche Ausbildung geht. 
Und Aus.biLdung enthält natürlich das Element oder 
Bildung. So, wie wir den Menschen sehen - Sie mögen 
das altmodisch nennen oder auch nicht -, glauben wir, 
daß die religiös-sittliche Erziehung eines Kindes ge
nauso wichtig is t wie die Erlernung einer Fremd
sprache, wie .eine Intensivierung des Naturkunde
unterrichts, für den ich mich persönlich immer einge
setzt habe, u nd vieles andere meh r. Denn, meine Da-



:!118 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz. V. Wahlperiode 

(Dr. K ohl) 

mcn und H erren. diese Kinder. die heute die SchuJ.en 
in c•it>sem Lande- besuctwn, wachsen in e ine Welt ·hin
<!i n, die Persön!ichkP.it.•n braucht, welC'he als mündige 
Bürgl:'r in einem re<'hlss taatliehen. freiheitlid1en und 
demokt'<'ltischen Sta::it in dE"r Lage .sind, ihre Ent sclwi
d ungen 7. U tre !!en. Ma n kann nicht nur etwa im 
Si nni- t>in"'r V()rdt>rgründig1m Ausbildung und Ausbil
d\rngl'!lni:1 .l(inw das Leben bE!wiiltigcn, weB jeder von 
uns - mag e r noch so alt sein und herkommen , wo 
immer er auch will - in seinen eigenen Lebensstatio
iwn ~\:'llHg .Sit.uationen .erlebt hat, in denen Pr mit 
ctnm. wa~ ihm Universität odel' Schule geg~ben haben, 
nicht wei1er kam. In diesen Fällen kam es auf i!~s 
kleine Einmaleins oder - wenn Sie wollen - auf das 
,grnß<' .F.inrnlll'i'ins ctes Leben~ an. Dort z.eigte sich, 
tlaB religi1isl" und sitt:liche Werte nicht nur einen Teill
ber<..>id1 c!Pr Erziehung. son<lern einen g;anz entschei
denden und elementaren Bereich darstellen. 

(Beifall der CDU.) 

M<:ine Damen und Herren! Es soll niemand glauben -
cl<is h at m it d1rlstlicher Gesinnung oder so etwiis ga r 
nicht.i< zu tun -. daß wir in unserer modernen Gesell
sch<Jrt mit diesen Dingen weniger zu tun haben wer
dt•n a ls etw a die G eneration unserer Väter und Groß
di ter damit zu tun ha tte. Wenn Sie die weltpolitischen 
Aul'<•in<J nd,•rse t:i\ungcn in ihrem ideologischen Teil be
tracht<m - ich hoffe, ich begreife und beurteile dies 
richti,g -. dann wird gerade die jetzt heranwachseode 
Gen~ratinn s olche sittlich-religiösen Bindungen not
\\'l'lldiger haben als je eine Generation zuvor. 

(Beifall der CDU.) 

M<.•int• Damen und Herren1 Wenn wir dieses Recht h er
;iusi:.ldle n, daß die Eltern sich entscheiden, dann ein
f :1d1 HU::< unserem Ver<;;tändnis des menschlichen Lebens 
und sdnt:>s Auftrages heraus. Ich mache keinen He hl 
<1:mm", d;iß d ies für uns nicht von unserer religiösen 
Ht>im<H ;r.u t rennen ist und natürlich in einer Partei 
w ie der (' J)UiCSU Unt<:>rschiede be$feht'n, dsiß etwti 
dt!r ·~vnngelische Christ von besl.imm~n naturre<:hUi
chen r'r ;111:e n ande re Vorstellungen hat als der katholi
sche 1.nct <lr r K atho lik n ach dem Zw eiten V:=ttik<inischen 
Kon:m.•I bes timmte naturrechtliche Et·kenntnisse mit 
andP~n Akzent „n ;:m;;ieht als vorher. Wir wissen, daß 
di..-~e Gt:>sPllfl('hsift sich wandelt. aber \'.'i.r sind nur b e-
1 c:- it. mit <lieser Gesellschaft auf tragfähigen Prinzipien 
;•.u stehen. Wir leben nicht im 19. Jahrhundert. auch 
nkht mit unseren Komplexen: das überlassen wir a n-

(Stsirkcr Beifall der CDU.) 

\V••r d1•11t1 he1 uns h<tl ·~in (~rnsthaftei; Interes~e daran, 
Jiach all d em, was die Kirchengesl±J.ichte der letzten 300 
Jahre in diesem L<1nde ausmachte, wel' hat Interesse , 
nach dem , was über unser Volk in diesem Jahrhunde rt 
<in Intoleranz. an Verfol~uni;t. an Rassenwahn und was 
d azu ~+!hiirl.e. gekommen ist. heute davon zu sprechen, 
<la13 wir etwa in irgendeiner Form Zwietracht h aben 
wullten ! Das ist doch einfach nicht wahr! Wir wollen 
den f!'eihei111chen Raum bewahren, in dem d er einzelne 
Bürge r - d ie Mut ter und der Vater - seine Entsche i
dung trim. lind diese Entscheidung habe ich zu re
sµcktit:!ren wie jeder andere Bürger und jeder ander e 
i11 s••ine r Funktion - das gilt. auch fi.ir den vorpal'la 
mt-11 t <ll' i~d1en .H;,ium - in diesem Lande ihn zu respck
; iert>n' hat. Das ist der Ausgangspunkt unserer Politik~ 

Meine Damen und Herren! kh wehre mich <iuch auR 
l'inern anderen Grund gegen diese Verketzerung. daß 
('tWH die <!ine Sdi.ulart M1>nschen minderen Typs und 

minderer Ausbildung hervorbringe. Die Geschichte und 
die Tradition sind Werte. d ie bislang den Freien De
mokraten nicht fremd waren. Wenn ich das L eben u nd 
das Wirken 1ron Theodor H euss in die sem Zusammen
hang betrachte, könnte ich zu dieser F ra ge - ich w ill 
es nicht tun - das eine oder andere aussagen. Es is t 
Ihre Sache, meine Herren von der FDP - ich respek
tier c Ihre Entscheidun g - , da ß Sie ~ich fiir d ie Ge
meinschaftssclrnle einsetzen; k ein Wort da gegen. D as ist 
Ihre Sache! Abel' ich wehre mich dagegen. driß 8ie dC'n , 
der anderer Meinung ist - das entsprich t nicht dem 
Grundsatz det FDP, nach dem i- le .-in m<il angetreten 
ist -, hier in einer solchen For m verket:c:c tTl, \Vie de1:; 
heute und in dieser Form in diesem Haus geschehe n ist. 

(Beifall d er CDU.) 

Es iRt nitht die Frage, wie sich der einze lne von uns 
etwa an dem Tag. an dem sein Kind eingeschult wird, 
enbdteidet. Als Abgeordnete und Manda tsträge r tragen 
wir eine Verantwortung, die jedenfa lls im Bt'.'reid1 der 
A llgemeinheit, n!cht im Ber C'ich d er vorr;,ing igen indi
viduellen Verantworttmg und Gewissensentscheidung, 
weit schwerer wiegt. Wir t ragen d ie Vernn twortung 
dafür, daß e s in diesem Lande Frieden gibt und der 
vor handene Frieden n icht gebrocllt:!n w ird. Wenn icb 
das hier so oft geschmiihte Volkssch u lgesetz a us dem 
Je1hre 1954, an dem nicht wenige der hie r a nwesenden 
Kollegen große Verdienste haben - h ie r :;it7.en d er K ol
lege Martenstein und mancher aus d(-'r SPD-F rnktinn 
von di<mals -, 1.>ett'at:hle, i,o hHben wil' ke inen Grund. 
dieses Gesetz zu schmähen. Ich würde mich glücklich 
preisen, wenn alle Gesetze, die dieses Hohe Haus rn 
den ietzten Jahren verabschiedet hat, 7. WÖlf Jahre a111 

Leben geblieben wären und det' Schulfr iede auch durch 
das neue Gesetz in der Form statuiert worden wäre, 
wie das zwölf Jahre hindurch in diesem L;mdt• Gott s•~ i 
Dank der Fall war. Dies ist ein sehr hohes und Rehr 
wichtiges Gut. Viele meiner Freude und ich h;1bt•n nich t 
ohne Grund dem Kollegen S chmidt gerade a n d iesem 
P unkte lebhaft applaudiert. 

Meine Damen und Hel'ren ! Es ist eine :Se1chc. im Le 
ben des Priv;;iten u nd im Leben eines Volk es e in Prin
zip aufzustellen und zu sagen : Dieses P r inzip is t gul , 
und ich muß es auch gegen die Menschen, für die es 
gedacht ist, anwenden ; und es ist eine andere S ache , 
daß ich überlege: Was nützt es den Menschen in d ie
sem jetzigen Augenblick'! Was ist richtig zu tun. um 
ein l..lesiimmtes Zid Schritt für Schritt in dieser oder 
jtmer Furtn zu erreichen'! Herr K olleRe Storch . !:'iE' hfl
ben dabl"i von der Geschichte u nd d er Tradition wei
t P>: Landsch<1ften die~eR Lande!< L\l'in„ Kf'nntni~ _gp
nommen. 

kh denke nicht daran, den Bürgern in uru;io>rem H.egle
rungsbez.irk Montabaur den Rat zu e rteilen: Schafft 
euch jetzt, nach der Schulartmöglichkeit, d ie gegeben 
ist, die Bekenntnisschule a n! k h denke a lJer a uch nich t 
darnn, in dem alten Regierungsbezirk Trie r d en l3ü r
ger.a. die an ihrer .Schulart hängen. 2!U sagen : Schaff t 
truch jetzt - und das ist modern , w ie S ie ;;agen - so 
schnell wie möglich die Simu ltanschu le oder d ie christ-
1iche Gemeinschaftsschule an. Das sollen doch die LC'utt:> 
am Ort se lbst beurte ilen; sie sollen es selbst - und da s 
hat was mit Bekenntnis zu tun - bek C'n nen. 

Und Sie haben über eines n icht gesprochen ; S ie haben 
nicht ;1usgt;!Sprocht>n, Herr Kollege Storch - u nd da;; 
wäre redlich gewe;>en (weil Sie d as Wor t vcrwi.indlen) -, 
daß Ihr 2iel ja nicht ist , allein d ie Ha uptschule um
zuwundeln, sondern daß d<1s he ute nut· e in e rster Schr itt 
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sein soll und Sie in Wirklichkeit auch die Grundschule 
umwandeln wollen; und weil Sie das hier jetzt nicht 
gesagt huben, erspare ich es mir, auch daraur einzugf::
lll'n, was Sie für Perspektiven zur Realschule und zum 
Gymnisaum gezogen haben. Es ist das Ihr erklärtes 
Ziel. Das können Sie tun; aber Sie müssen es uns über
h1sscn, unsere eigene Meinung dazu zu haben. 

Ich \Vill hier auch nicht in den Streit eingreifen - dil.! 
Sache ist zu ernst, um jetzt hier in eine allgemeine Po
lemik cinzutrett!n -, d1.1rch wen schulpolitischer Fort
schril.t in diesem Lande erzielt worden ist - durch die 
SPD, durch die FDP. Ich kann sagen: Wir sitzen hier 
in der Mitte, blockieren die Mehrheit; wenn wir nicht 
dabeigewesen wären im Eisenbahnzug, wäre nichts pas
siert, meine D.imen und Herren! 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Ich kann weiterhin auch darauf hinweisen - es ist ja 
gesagt worden -, daß die Arbeit am Schulgesetz docb 
in einem ::iusgczeichneten Klima vor sich ging. Ich 
stünde heute hier viel lieber und würde, statt mich mil 
diesen Fragen, so wichtig sie sein mögen, zu beschäf
tigen, zum Schul,gcsetz sprechen; denn dann wäre ein 
wichtiger Abschnitt unserer Landespolitik in gemein
samem Inlcresse heute oder morgen verabschiedet 
worden. 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr richtig! - Beifall der CDU 
und SPD.) 

Und wir huttcn ja guten Grund zu dieser Hoffnung; 
denn so, wie die Arbeiten gelaufen sind - Sie haben 
dus Zit:it des Kollegen Fuchs aus der Fraktion gehört, 
w•1s der Kollege Schmidt hier eben berichtet hat -, war 
oder, genauer gesagt, ist das in der Tat mit eines der 
modernsten Gesetze bei uns in der Bundesrepublik. Es 
war und isl ein Gesetz, wie manch einer in diesem 
H:1ui>c es vor drei, zwei Jahren, Herr Kollege Schmidl, 
für unmöglich erklärt hätte. Auch das will ich in dic
~cm Zusammenhang .einmal sagen. 

Nun is t Ihr Antrag gekommen; und Sie müssen mil· 
schon zugeben, daß das, was dieser Antrag an Hinter
gründen aufzeigt, zum mindesten zulässigerwcise hier 
die IJ<'hauptung <iufstellen läßt: Es ging bei diesem An
trug im entscheidenden Punkt gar nicht darum, d;.iß 
jetzt die Verfassung geändert wird; denn das, Herr 
Koll<~ge Storch, wußte die FDP. Sie kannten unsere 
lfoltung. Sie hätten die SPD durch andere Müglichkei
ten in dio Luge versetzen können, ihre heutige Haltung 
darzulegen. Im übrigen war dus für mich insofern nic.:hl 
notwendig; denn ähnliche Haltungen haben die Spre
chc1· der SPD hier im Hause in den \'ergangenen Jah
ren - denken Sie ;.in die letzte oder an die vorletzte 
Dl'battc zum Kultushaushalt - ja eingenommen. Es wa1· 
deshnlb nicht eine völlige Überraschung. 

Was also kann wohl der Grund gewesen sein? 

(Ironische Heiterkeit bei der CDU und SPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, ist es denn so verwun
derlich, daß man als Politiker daran denkt, daß im 
April nächsten Jahres Wahlen sind? Ich bin hinreichend 
politisch engagiert, wie Sie allgemein wissen, als daß 
ich kein Verständnis für Wahlkampf, seine Vorberei
tung und seine Ausgangsmöglichkeiten habe. Aber, es 
ist sehr die Frage, was man in den Wahlkampf bringt! 

(Zustimmung bei der CDU und SPD.) 
'1 

1 
1 

Sehen Sie, meine Herren von der FDP, was mich bei 
diesem heutigen Vorgang bedrückt - das is t dos einzige 
Wort, was dafür am Platze ist -, ist, daß es Ihr Ziel 
war und ist - und Sie werden diesen Vorwurf nicht 
entkräften können -, diese gesamte Frage wegen ihl'cr 
scheinbaren Popularität in den Wahlkampf zu bringen. 

(Erneute Zustimmung bei der CDU und SPD.) 

Daß dabei ein so hohes Gut wie der Scliulfricden und 
was mit dem Wort „Frieden" zusammenhängt, in die 
Brüche gehen kann, ist zum mindesten - ich will <las 
jetzt einmal unterstellen - nicht hinreichend erwogen 
worden. Denn, meine Herren von der F.OT', Sie wuß
ten, wie die CDU abstimmen wird. Es ist abwegig, zu 
glauben - Sie haben zwar diese Behauptung heule wie
derum aufgestelll -, daß der eine oder andere Kollege 
in einer solchen Fr::ige etwa anders stimmt. Wie unsere 
Kollegen denken, weiß ich. Da gibt es - ich sagte es 
vorhin schon - eine ganze Reihe Anhänger der Be
kenntnisschule und eine ganze Reihe Anhänger der 
christlichen Gemeinschaftsschule. Aber, Herr Kollege 
Storch, Ihr Denkfehler beruht darin, daß Sie nicht das 
vorrangige Elternrecht, das den Rahmen liefert, sahen, 
sondern daß Sie gleich die nächste Stufe überspringen 
und rundweg erklären - und das haben Sie ja dur<:h 
viele Jahre hindurch öffentlich get•m, wie wir es Ihnen 
jetzt vergällen, das so zu tun -: Wer für Elternrechl 
ist, ist für die Konfessionsschule. Das ist schlicht und 
einfach nicht wahr, und ich wehre mich für die CD!: 
gegen diese falsche Gleichung, die hier aufgestellt wird. 

(Beifall bei der CDU.) 

Um was geht es? Es geht in d ,icser Stunde d~rum; für 
die Kinder unseres Landes die bestmögliche Ausbil
dung zu finden; es gehl darum, dieson Kindern !ür den 
Lebenskampf und für das, was sie im letzten Drittel 
dieses Jahrhunderts erwartet, die bestmögliche Aus
bildung und Zurüstung zu geben. Das bedeutet, daß 
das Glück dieser Kinder und ihrer Familie n mit auf 
dem Spiele steht. Und ich finde, es ist gar keine Frage 
der Tcleranz, sondern ein Selbstvorstä ndnis unserer 
modernen Gesellschaft, daß wir sagen : Wir als Staat 
möchten das mit denen machen, die zunächs t vor Gott 
und den Menschen nach Gesetz und nach Ordnung, 
nach den Bestimmungen unserer Verfassung dafür die 
Verantwortung tragen, nämlich mit den Eltern. 

Wir glauben, daß dieses Bild des Menschen von heute 
und morgen ein armes Bild und ein lrni·ges Bild und 
daß diese Welt nicht lebensfähig und jedenfalls keine 
glückliche Welt sein wird, wenn all das, was ich hier 
einmal sehr vorsichtig und zurückhaltend mit dem 
transzendenten Bezug umschreiben möchte, daraus 
hinweggewischt wird. Und da die Kinder nicht für die 
Schule, sondern die Schule !ür die Kinder da ist, hat 
natürlich auch das Religiös-Sittliche in diesem Zusam
menhang seinen ersten und bedeutenden und wichtigen 
Rang, weil es Element der Menschenbildung genauso 
ist wie das Lesen- und Schreibenlernen, das Lernen 
des Denkens und seiner Vorgänge. 

(Lebhafter Beifall der CDU.) 

Wir stehen hier in einer ungebrochenen Tradition, au! 
die wir gar nicht stolz zu sein brauchen, weil sie für 
uns selbstverständlich ist. Das Bild des abendländischen 
Kulturkreises, das heute eigentlich füt· jedermann in 
Deutschland selbstverständlich ist, fügt :sich hier ohne 
woite rcs mit hinein. 
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Meine Damen und Herren! Ich sage noch einmal: Es 
geht uns um das Glück der Kinder; es geht uns damit 
um das Glück der Familien in diesem Lande. Wirglau
ben, daß das am besten zu erfüllen ist, wenn wir die, 
die vor Gott und den Menschen zunächst berufen 
sind. für die Kinder zu sorgen, nämlich die Eltern, ent
,:;cheiden lassen. Wenn dabei hier eine Hauptschule die
ser Art und dort eine HauptScliule jener Art entsteht 
- sei es drum, das ist die Entscheidung der Eltern, die 
wir respektieren, weil das Wesen des Elternrechts so 
ist. Dieses Recht ist nach unserer Auffassung ein dyna
misches Recht, es ist kein einmalig auszuführendes 
Recht. Der Vater von heute kann nicht für seinen Enkel 
von übermorgen entscheiden. Es ist ein dynamisches 
Rc-<:ht, das eben mit·\lväc...1-Jst rrüt der jeo;,veiligen Genera
tion. Und auch das finde ich großartig. weil es dem
entsprechend immer jung und immer modern bleibt. 

Wir können weder Ihrem Antrag selbst noch einer Über
weisung desselben in den Ausschuß zustimmen, weil 
durd1 eine solche Überweisung ja zum Ausdruck käme, 
daß die Frage diskutiert werden müßte. Wir brauchen 
die~e Frage nicht zu diskutieren. Wir sind mit allen 
Mann und allen Stimmen der CDU-Fraktion dieses 
Hause:> der Au!!asfüng, daß wir diesen großen, ja, ich 
möchte asgen. köstlichen Gev.'inn nach der Tyrannei 
de~ Dritten Reiches, eben den Freiheitsrahmen des 
Einzelmen1>ehen zu erhalten, auch im Elternrecht, aber 
nicht nur im Elternrecht, nicht aufgeben werden. 

Wir bekennen uns zu dem Satz, daß die Demokratie 
von ihren mündigen Bürgern lebt. Und, meine Damen 
und Hf'rren, von mündigen Bürgern kann ich nicht 
nui· erwarten. dar.. sie am Wahltag uns in dieses Haus 
entsenden - übrigens auch in geheimer Wahl, Herr 
Kollege Storch -. sondern ich kann von diesem mündi
gen Bürger in seiner Eigenschaft als Vater und Mutter 
auch erwarten - und wir tun das -. daß er weiß, was 
für das Glück seiner Kinder am besten ist. 

Wir wehren uns gegen jeden Rückschritt, gegen jede 
Beschneidung der Freiheit. Der Freiheit gehört die Zu
kunft und damit dem Elternrecht! 

meifall der CDU.) 

Präsid('nt \'an Volxem: 

Das Wort hal. der Herr Abgeordnete Martenstein (FDP). 

Abg. Martenstein: 

Herr Präi>id1;>nl, meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Die Worte der Herren Vorredner fordern eine Ent
gegnung. Sie, Herr Kollege Schmidt, haben uns - so 
müchte ich sagen - ausschließlich für die verspätete 
Verabschiedung der Vorlage der Novellierung des Volks
.~ctrnlgesetzes verantwortlich zu machen versucht. 

Meine Damen und Herren von der SPD! Soweit Sie 
Mitglieder des Kulturpolitischen Ausschusses sind., darf 
ich Sie bitt.ein, sich zu erinnern, daß Lhr Landesvorsit
zender, der Herr Kollege Fuchs, davon gesprochen hat, 
daß man das Elternrechl auf eine einfachere Art zur 
Anwendung bringen lassen müsse. Er für seine Frak
tion deute an, daß man in der Zukunft an Stelle des 
Antragsverfahrens das geheime Abstimmungsverfahren 

setzen solle. Das hat Herr Kollege Fuchs im Kultur
politischen Ausschuß gesagt! 

(Abg. Dr. Skopp: Wie von uns beantragt!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren dieses Hauses! 
Ich treffe diese Feststellung, weil jeder von uns, der 
etwas von Verfassung kennt und weiß, wissen muß, 
daß die Änderung dieses Antragsverfahrens, das ver
fassungsrechtlich garanUert ist, in der Abwandlung zu 
einer geheimen Abstimmung ver!assungsrechtliche Fol
gen hat; darüber ist nicht zu diskutieren. Und wenn 
Sie jetzt so tun, als wenn wir mit unsel'er Antragstel
lung auf Verfassungsänderung die alleinigen Sünden
böc4:e für die verspätete ·verabsc..l-?iedung dieses Volks
schulgesetzes seien, dann bitte ich Sie, mit sich selbst 
einmal zu Gericht zu gehen und sich zu fragen, ob 
nicht Ihre beabsiC'htigte Verfassungsänderung die gleiche 
Folge gehabt hätte wie unser Antrag, der heute hier 
diskutiert wird. 

(Abg. Dr~ Storch: Sehr dchtig! - Beifall der FDP.) 

Das ist eine Feststellung, die können Sie nicht bestrei
ten! 

Nun, meine Damen und Herren, eine weitere Feststel
lung gilt es zu treffen. Es wurde gesagt, Herr Schmidt 
- da haben Sie sowohl die CDU als auch uns über die 
Koalitionszusammenarbeit sehr eindringlich belehrt -, 
wir hätten den Koalitionspartner über diesen unseren 
Antrag unterrichten sollen. Meine Herren von der 
sozialdemokratischen Fraktion, Sie wissen sehr viel, 
und ich mache immel' wieder meine Reverenz vor Ihrer 
Gründlichkeit -und Ihrer Zielstrebi~keit, und heute ha
ben Sie uns eine Belehrung über Koalitionszusammen
arbeit zuteil werden lassen. Wollen wir diese Formu
lierung, die ich hier ausspredle - -

(Zuruf des Abg. Schmidt. - Abg. Dr. Kohl: Das 
hat er nicht gesagtn 

- Sie haben uns eine Belehrung über Koalitionszusam
menarbeit zu teil werden lassen! 

{Abg. ßeckcnbach: Das war angebracht! - Weitere 
Zurufe von der SPD.) 

- Nein, meine Herren, ich wollte nur sagen: Sie wissen 
viel, aber Sie wissen nicht alles! - St>ien :'ii<" ~k.hn. der 
Koalitionspartner ist in einer von uns gedachten und 
geeignet erscheinenden Form - so meinen wir - recht
zeitig genug von dieser unserer Absicht, eine Verfas
sungsänderung zu beantragen, unterrichtet worden! 

(Abg. Dr. Skopp: Das beruhigt uns, aber wir 
hatten nicht den Eindruck!) 

Was ich hier sage, wird in Anwesenheit der gesamten 
CDU-Fraktion von mir ausgesprochen. 

Nun noch etwas! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich werde nachher auf Einzelheiten, die hier 
anges prochen worden sind und die den Inhalt des 
Schulgesetzes ausmachen, noch zurückkommen. Aber 
seien wir doch zunächst einmal ehrlich - hier sitzt Herr 
Ko.U~~~- -~~r~hel ~. er hat im Namen seiner Fraktion 

·bei. Q.er„.B.e.ra,t~ des § 12 beantragt, daß an diesen 
Bekenntnisschulen für die Minderheitskinder der Min
derheitslehrer zugebilligt werden soHe. Ic.:h komme 
nachher noch einmal darauf zu sprechen. Und Sie 
müssen genau wissen, wie alle anderen Herre n, die 
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dabei waren, daß in dem Augenblick, als sich die De
batte auf diese Frage z.uspilzte, keiner der anwesen
den Herren der Ministerien, aber auch keiner der Ab
geordneten eine Lösungsmöglichkeit dieser schulrecht
lichen Frage sah. Und da hat Herr Kollege Storch 
- das muß ich doch sehr deutlich sagen - die Andeutung 
gemacht, auch für Sie, meine Herren, daß, wenn wir 
uns hier so festgefahren haben sollten, nur noch eine 
Verfassungsänderung die Möglichkeit bieten würde, 
aus der Schwierigkeit herauszukommen. 

(Abg, Schwan;: Der Herr Kollege Storch macht so 
viele Andeutungen, da weiß man nie, welche man 

glauben soH !) 

- Die Andeutung wurde gemacht! Das stelle ich fest. 

Nun, Herr Kollege Schmidt, Sie haben mit sehr be
redten Worten das Gespenst des Kulturkampfes an die 
Wand gemalt, und Sie meinten, Sie wollten der Be
völkerung den Kulturkampf über die Entscheidung, die 
von uns getroffen werden soll, gewissermaßen in der 
geistigen Auseinandersetzung nehmen. Ich meine um
gekehrt - und da weise ich auf das Beispiel Koblenz 
hin; Sie wohnen ja nicht weit von Koblenz entfernt - , 
daß jede Entscheidung über eine Schulart den örtlichen 
Kulturkampf bringt. Und wenn Sie, meine Damen und 
Herren von der Sozialdemokratie und von der CDU, 
unserem Antrag zustimmen könnten oder würden, so 
meinen wir weiter, dann würden wir mindestens den 
Koblenzern und den sonstigen Bewohnern von Städten 
und Dörfern die Entscheidung über die Schulart als 
Kulturkampf wegnehmen. 

(Beifall der FDP.) 

Und nun, Herr Schmidt, eine sachliche Feststellung. Sie 
haben davon gesprochen, die Bekenntnisschulen seien in 
diesem Lande bisher bevorrechtigt gewesen oder sie 
seien bevorrechtigt. Sie waren bisher nur gleichberech
tigt! Das gilt als Feststellung, 

Und noch etwas muß ich feststellen. Natürlich, Herr 
Schmidt, sind Sie, gemessen an uns, eine riesige Partei; 
aber lassen Sie sich doch erinnern: Am 31. März 1963 
hat die CDU die absolute Mehrheit verloren. Und wenn 
Sie uns angreifen, müssen Sie sich im politischen Spiel 
auch etwas sagen lassen. Am l. April 1963 war mittags 
um 12.00 Uhr ein Brief bei uns, der uns eingeladen hat, 
mit Ihnen hier die Regierung zu bilden. Wir haben 
diesen Brief wohl beachtet, und er ist gewissenhaft 
durchgesprochen worden. Aber wir sind Ihrer Ein
ladung nicht gefolgt; denn wenn wir Ihrer Einladung 
gefolgt wären - das ist doch selbstverständlich -, dann 
hätte niemals diese CDU-Fraktion, die ja die Sperr
minorität für Verfassungsänderungen innehat, dieser 
Vcrfas:;ungsändcrung, die von uns gefordert wurde, Zu
stimmung erteilen können. 

Und wir finden es ein wenig anspruchsvoll, Herr Kol
lege Schmidt, daß Sie sagen: Nur die SPD hat den 
schulpolitischen Fortschritt gesichert. Wir meinen, daß 
wir aus dieser unserer Grundhaltung im März/April 
1963 mindestens ebensoviel Anteil an dem schulpoliti
schen Fortschl'itt dieses Landes haben, wie Sie auch! 

(Beifall der FDP.) 

Ich könnte noch weitere Überlegungen dieser und jener 
Art anCügen. Ich verzichte darauf! 

(Abg. Dr. Kohl: Herr Martenstein, werden wir 
uns doch einig sein können, daß auch die CDU 

dabei - -) 

- Jawohl, richtig ! Sie hätten ja Nein sagen können! 

(Abg. Dr. Skopp: Das wollten wir erreichen, daß 
der Koalitionsfriede endlich mal wieder herge

stellt wird! - Heiterkeit.) 

- Na, sehen Sie! 

(Abg. Dr. Skopp : Das muß doch die letzten Mona te 
noch klappen; daran sind wir interessiert!) 

- Ich weiß, wie selbstlos Sie sind, meine Herren! 

Jetz.t aber zur Sache. Nun setze ich mich mit Herrn 
Theisen auseinander, in der mir eigenen Art, Herr 
Theisen! Wir stehen vor der Novellierung des Volks
schulgesetzes, und damit stehen wir vor der Einfüh
rung der Hauptschule in diesem unserem Lande, einer 
Erziehungs- und Bildungsschule - wollen wir uns doch 
darüber einig sein -, die so oft hier in diesem Hause 
.gefordert wird, und die die beklagte Ungleichheit der 
Bildungschancen der Kinder draußen auf dem flachen 

1. Lande beseitigen soll. 

Leitbild der Vertreter aller Fraktionen - ich sage das 
mit Betonung -, Leitbild der Vertreter aller Fraktionen 
im Kulturpolitischen Ausschuß bei der Beratung der 
Regierungsvorlage war die Vorstellung der Zusammen
fassung der Oberstufen der Volksschule ab dem 5. Schul
jahr zur mehrzügigen Hauptschule, - -

(Abg. Dr. Kohl: Nicht war , sondern ist!) 

- War und ist, gut! Wollen wir uns über das Hilfs
zeitwort im Imperfekt oder Präsens gar nicht länger 
streiten. 

(Abg. Dr. Skopp: Das ist aber widitig!) 

- Gut, ich weiß, daß es wichtig ist ! 

- - die in dünn besiedelten abgelegenen Gebieten aus
nahmsweise auch mit der einzügigen Gliederung kon
struiert werden kann. 

Die Idealkonstruktion, meine Damen und Herren, der 
dreizügigcn Gliederung wurde kaum angesprocht>n; sie 
ist in unserem Flächenstaat - wollen wir uns nichts 
vormachen - so gut wie unmöglich, gleichwohl sie sicher 
die beste Raumnutzung in den einz.elnen Schulgebäuden 
sichert. 

Die h1itglicdcr des Aussu"lusscs \Varen hoffnungsvoll 
genug, :zu glauben, mit den in der Gesetzesvorlage ge
stellten Fragen fertig werden zu können, damit ein 
zügiger und wirksamer Ausbau der Volksschulober
stu!e beginnen könne, um so vom Landtag aus dem 
Hamburger Abkommen zu entsprechen, das die Herren 
Ministerpräsidenten abgeschlossen haben, und zwar 
aus der Erkenntnis, daß die Schule in ihrer überliefer
ten Form den Wandlungen unseres Lebens nicht mehr 
gerecht wird. 

Das Hamburger Abkommen gibt den auf der Grund
schule aufbauenden Schulen die Bezeichnung Haupt
s.chule, Realschule oder Gymnasium. Die Hauptschule 
soll damit eine über das Niveau der Volksschule hin
ausführende Schule sein. Seit eh und je gilt, meinr 
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Herren, die Sie hier in den beiden anderen Fraktionen 
sit7.<:>n. daf?. die öffentlichen weiterführenden Schulen 
ehrii;tliche Gemeinschaftssdrnlen sind. 

Nach die~r Ausdeutung des Hamburger Abkommens 
wissen wir uns mit großen Teilen unseres Volkes in 
vöJliger ÜbcrC'instimmung, beim Versuch, den Aufbau 
- und jet:1.t. komme ich noch einmal auf diese Dinge zu 
sprechen. weil sie hier angesprochen worden sind, Herr 
Kollege Thelsen - der Hauptschulen gesetzlich zu fassen, 
wollen wir doch ehrlich sein, sind wir alle an dem 
engen .H.ahmen, den die Verfassung zeigt, gescheitert. 
Auch weil'he Formulierungen. wie sie beispielsweise 
Herr Kollege Theisen vorgeschlagen hat, die die Mög
llc.~kcit der ·.;,rirkungsvollen ZusamrrJ.e-nfassur.i.g d€r 
Volk~~muToberstufen erleichtern sollen. wurden als 
nicht verfasi;ungsgerecht von den Vertretern der Mini
sterien rnrückgev„·iesen. Der gute Anlauf aller Beteilig
ten ist bei der Beratung des § 12 ausweglos gescheitert. 
K:inder eint;s Minderheitenbekenntnisses - das muß noch 
dnmal gesagt werden - bekommen in der ihnen be
kcnn1nb<ft'Pmden Schule keine Lehrer des eigenen Be
kcnntnii:ses laut geltendem Verfassungsrecht zuge
billigt. Der § 17 läßt Bekenntnisschulen in großer Zahl 
in Schulen des anderen Bekenntnisses aufgehen. Das 
Gasts<.:hulrecht für Kinder kann aus verfassungsrecht
lichen Gründen nicht au! die Lehl'er ausgedehnt wer
den, und 7.war mit der ausdrücklichen Begründung 
- ich habe damals dem Herrn Ministerialrat einen Zu
rnf gem<i('ht -, es gäbe keine bekenntnis-neutralen 
Un1t>r1·id1ls:-lundPn. Der Minderheitenlehrer sei an die
sen SdrnJ<'n verfassungswidrig. Jeder Vorschlag, dieser 
Ve!'fa:<su 11gslage so oder so l.Jeizukommen, erwies sich 
als undurchführbal.'. Die Tragfähigkeit dieses neuen 
Gcset:1.es erwies. sid1 rechtspolitisch als außerordentlich 
bl'üchig. 

Um unser Anliegen noch einmal ganz konkret auszu
sprecl1Pn : Schulen des gleichen Bekenntnisses sind da 
und dnrl in unserem Lande nicht in angemE'ssener 
Nähe vorhanden. Bekenntnisschulen unterschiedlicher 
Art werden nach § 17 zwangsweise fusioniert. Damit 
1.•,; libt>r unst>r Wollen keine M<"inungsverschiedenheit 
gibt: Wir wiiren und sind der Meinung, so kommen 
wir ctem Mrn:lernitiitsriick!:tand, dPr uns immer vorge
wc>rf„n wil'd. nicht bei. 

Mt-ine Damen und Herren! WiI' wissen, die Schule der 
Zukunft fordert eine sorgfältige Planung, sie fordert 
in.sbt~ondere Einzugsgebiete. die über die Dimension 
der einzelnen Gemeinden hinausrekhen und dabei doch 
noC'h zumutbare Sch11Jwege sichern. Alle suchten nach 
Lösungen. die pädagogisch wünschbar, politisch reali
s ierbar und organisatorisch durchzuführen sind. Aber 
e~ wui·dim Löi;ungen angeboten, die keine sind. Es ist 
.-;chwf.'r, meine Damen und Herren. auf diesem engen 
V('ff;1ss11ni;(~rectltlichen Raume sich in der Gesetzgebung 
d1e:>er Art :r.u bewegen. In der Übcrzeugnung, die Or
g:misatio~frllgt>n ;r.u objektivieren und nicht, meine Her
ren, was Sie uns da unterstellt haben, ich erkläre 
chrt•nwürUich, das Wort „Wahlen", Herr Dr. Kohl, ist 
in dieser unserer Sachttnterhaltung überhaupt nicht mit 
ein_.r Silbe erwähnt worden; ich persönlich habe nie 
:m Wahlen gedacht - -

rAhg. Dr. Skopp: Immer daran denken, niemals 
davon sprechen!) 

- Das tun Sie, sonst würden Sie das Zitat nicht liefern, 
IiPrr Kollege. 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Dr. Skopp: Hören 
Sie mal. so geht es nichtl) 

In der Überzeugung, die Organisationsfragen zu ob
jektivieren, eirte:a Ausweg aus dem Dilemma zu zeigen, 
das helßt die Schulpolitik zu aktivieren. stellten wir 
diesen verfassungsändernden Antrll~, die Hauptschule 
als wirklich weiterführende Schule zu betrnchten und 
zu bcllandel.n, einfach aus der Auffassung heraus, man 
brauchte diese Hauptschule nieht einzurichten, wenn sie 
nichts anderes sein solle als eine alte Schule mit neuem 
Nan:ten. 

Noch eine Bemerkung gilt es zu machen. Bekenntnis
sc.:hulen, meine Herren von der CDU, die geschlossen 
die Schülerschaft eines anderen Bekenntnisses beigc
gliedert bekommen, so wie es § 17 vorsieht, sind ja 
gur keine E{.!...~Cn--.~tnisschu!en mehr~ es sind dann min-
destexi.s von der Schülerschaft aus gesehen christliche 
Gemeinschaftsschulen. Wollen wir doch auch hier ehr
lich sein und den Mut finden, sie so zu nennen, insbe
sondere dann, wenn man eine auf Dauer abgestellte 
Schulorganisation schaffen will, die viel, viel Landei;
gelder kostet. 

(Beifall bei der FDP.) 
., 

Meine Paffien urlci lierren! Schulpolitik :-;teht immer im 
Spannungsfeld des öffentlichen Lebens, und diejenigen, 
die die$e Politik machen müs-8E>n, sind immer auf Grat
wandenmg. lch habe diese Gratwanderun·g gar zu 
oft hinter mich l.Jl'ingen müssen. Ich weiß, wie schwer 
es ist, einen Fuß immer vorsichtig nach dem anderen 
auf den schmalen Pfad zu setzen und bei der Erinne
runi;{ an den schmalen Weg, der bishel· gegangen wurde, 
und an seine Gefährlichkeit, und dabei in der Über
:i:eugung allen Beteiligten 7-U dienen, stellten wir den 
Antrag, einfach aus dem Wissen her<tus, daß etwa:> ge
ändert werden muß. Wäre es anders, meine sehr ver
ehrten Herren der beiden anderen Fraktionen, würden 
die verfassungsändernden An1räge Ihrer Frnktionen 
nicht auf dem Tische des Hauses liegen. 

(Abg. Dr. Kohl: Aber Herr Martenstem. das ist 
doch etwas völlig anderes 1) 

- Nein, gar nicht, lassen Sie mich zu dieser Sache noch 
sprechen. kh werde mich bemühen, so knapp wie mög
lich Stellung zu finden. 

Und da7.l1 eine grundsätzliche Betrachhmg! Die klassi
sche schulpolitische Auffassung der Kirchen - das sage 
ich ohne Bewertung, ohne jede Leidenschaft, das ist 
eine Aussage, die so objektiv wie nur denkbar ist - war 
bisher und ist wohl auch heute noch zum Teil die: 
möglichst alle Kinder eines Bekenntnisses in die Be
kenntnisschule! 

Die Gefahr des Abfalles vom Glauben wurde von sei
ten der Herren, die die Kirchen zu vcrlreten haben, 
sehr groß gesehen. Ob mit dieser Erwartung der vor
\viegend ~uf Erziehung abgestellt~n Tätigkeit dee Leh
rer in den Bekenntnisschulen alle die Früchte geerntet 
wurden, die man glaubte, erwarten zu können, das dis
kutiere ich nicht. E.;;; gäbe da eine ganze Reibe von die
~en oder jenen Betrachtungen zu machen. k.h verzidite 
darauf. 

(Abi;. Dr. Kohl: Da stimmen w[r so14a1· zu!) 

- Lassen Sie mich aber eine Wertung aussprechen, die 
bis in den tiefen und weiten Bereich menschlicher 
Existenz hineinreicht. ·wir meinen, Glaubensentschei
dungen müssen, wenn sie von Bedeutung sein sollen. 
in Frt:iheit getrnHen werden, 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 
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und !ortli<.:hrittliche Mitglieder der katholischen Kirche 
und ihre juristischen Berater sind gleichermaßen der 
Meinung, daß es ohne Verfassungsänderung keine nen
nenswerte Schulordnung geben kann. Herr Staatssekre
tär Hermans erklärte: Es bedarf keiner weiteren Aus
einandersetzung darüber, daß die Durchführung des 
Hamburger Abkommens, insbesondere die Einführung 
des 9. Schuljahres oder, anders ausgedrückt, die Ein
führung der fünfjährigen Haupts<.:hule, wenn sie über 
die bloße Verlängerung der Pflichts<.:hulzeit hinaus 
wirkliche Bildungsbedeutung gewinnen soll, die Besei
tigung der wenig gegliederten Volksschule im bisheri
gen Sinne unausweichlich macht. -

(Lebhafte Unruhe.) 

Wir sind gar nicht weit auseinander, meine Herren! 

(Abg. Dr. Kohl: Wir sind überhaupt nicht weit 
auseinander in der Frage!) 

Er meint weiter, das Minimum einer Neuordnung sind 
vier Jahrgungsklassen in der Grundschule und fünf 
Jahrgangsklassen in der Hauptschule. 

So Hen Staatssekretär Hermans. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist doch etwas ganz anderes !) 

- Nein, ich komme jetzt zu Ihnen; beruhigen Sie sich 
doch! Herr Kollege Dr. Kohl, Sie haben über das El
ternrecht diese und jene Ausführungen gemacht. Hen 
Kollege Schmidt hat mich vorhin zitiert. I<.:h bin weit 
davon entfernt, mich als einen Sachverständigen in die
ser sehr komplexen Rechtsmaterie, die gleichsam die 
Philosophie mit einschließt, zu bezeichnen. Ich habe 
mich bemüht, in all den vergangenen Jahren dazu die
ses oder jenes zu hören. Mit diesen oder jenen Herren 
oder Damen habe ich diskutiert und auch manches ge
lesen. Und so verstehen wir - das darf ich wohl aus
sprech<>n - das Elternrecht als Individualrecht. Es ist 
sogar eine ursächliche liberale Erfindung. 

(Hei terkeit im Hause.) 

- Sie lachen, meine Damen und Herren, genauso wie 
der Liberalismus im 18. Jahrhundert viele Dinge, die 
von der Schrift uns aufgegeben sind, beachtet zu wer
den, in die Wirklichkeit dieses Lebens hineingebracht 
hat. Sehen Sie sich doch die Verfassungsgeschichte der 
einzelnen Länder an. Wo kommen die· Menschenrechtler 
her? Sie kommen doch von den Amerikanern. Sie haben 
ihre Verfassungsrechte 1776, wenn Sie so wollen, aus 
der Bibel entnommen, die Franzosen haben sie 1789 in 
ihre Verfassung übernommen und so haben diese Be
stimmungen dann ihren weltweiten Rundgang um die 
Erde gemacht. Sie können liberales Gedankengut und 
kir<.:hlichc Substanz, die in ihm steckt, keineswegs leug
nen. 

(Abg. Dr. Kohl : Warum bleiben Sie dann nicht 
bei der Haltung?) 

- Wir sind ja dabei, Herr Dr. Kohl! 

(Abg. Gaddum: Warum verlassen Sie 
dann den Weg?) 

Ich wollte Ihnen sagen: Wir verstehen das Elternrecht 
als Individualrecht. Ich bleibe ganz streng bei der Ver
fassung, denn wir sind verfassungstreu. Und die Ver
fasirnng wollte und sollte, so die Meinung der Ver
fassungsgeber, das Elternrecht nicht beschränken - ich 

zitiere nur das, was von dorther kommt -, sofern es 
sich auf die Schulart bezieht, die der Staat bereithält. 
Dieses subjektive Recht, meine Damen und Herren von 
der CDU, bleibt somit von allen Mehl'heitsbeschlüssen 
unberührt. 

(Abg. Westenberger: Das ist doch unmöglich!) 

- Ja, doch! 

(Abg. Dr. Kohl: Sie wollten es doch abschaffen!) 

- Ich werde nachher noch ein inhaltsreiches Buch zu 
Hilfe nehmen, um diese unsere These mit Betrachtun
gen, die dort von sehr kompetenten Leuten ausgespro
chen worden ist, zu untermauern. 

Unsere Kirchen - das meine ich weiter - sind sehr stark 
in die öffentliche Ordnung unseres Gemeinwesens hin
eingestellt worden. Das Weimarer Recht, das den Kir
chen galt, ist nach 1945 sehr schnell \•.riederhergeslellt 
worden. Auch für die Konko1·date wie für die sonstigen 
Kirchenverträge kam, soweit w.ir feststellen konnten, 
sehr bald nach 1945 der ausgesprochene Wille nach 
Wiederherstellung aller vertraglichen Regelungen zur 
Geltung. Über das Reichskonkordat, das heute auch 
erwähnt wurde, vom 20. Juli 1933 wurde durch Bun
desver!assungsgerichtsurteil Klarheit geschaffen. Es 
waren die Schulartikel des Konkordates, denen man in 
einigen Ländern mit Vorbehalt begegnete. Artikel 137 
unserer Verfassung spricht nicht nur reichsrechtliche 
Vorschriften an, .sondern auch die in den einzelnen 
Landesteilen früher erlassenen landesrechtlichen Be
stimmungen. Einzelne Landesteile zählten früher zu 
Preußen, andere zu Hessen und auch Oldenburg und 
der letzte Landesteil, die Pfalz, zählte zu Bayern. 
Bayern kennt ein Konkordat mit Schulartikeln; Preu
ßen kennt ein Konkordat ohne Schulartikel. Abgesehen 
von der Theorie des Herrn Süsterhcnn, daß in diesen 
Fragen Reichsrecht gelte - was er da festgestellt hat, 
ist aber überholt - , stellen wir fest; für die Pfalz gilt 
das bayerische Konkordat. Und wir finden, es wird 
besser in diesem Raum, den wir hier innehaben, über 
die Racht~möglichkeit von beabsichtigten gesetzlichen 
B€stimmungen gesprochen, als vor dem Verfassungs
gerichtshor, der Entscheidungen über die geheime Ab
stimmung bei der Wahl von Schularten für rechts
ungültig erklären könnte. Denn in diesen Dingen - Herr 
Kollege Dr. Kohl und Herr Theisen - bin ich wirklich 
ein bißchen bewandert. Dazu habe ich 1954 stundenlang 
mit Ihren Vertretern zusammengesessen, um uns Klar
heit zu verschaffen, was ein Antragsverfahren und ein 
Abstimmungsverfahren ist. Unser Antrag, meine Damen 
und Henen, ist verfassungsrechtlich unbedenklich. Wir 
reduzieren den Begriff der Volksschule auf die Klassen 
l bis 4, das heißt auf die Grundschule. D ie Begründung 
wurde vorgetragen. Die Uranträge sowohl der SPD wie 
auch der CDU fordern, rechtlich gesehen, von vornhe
rein - d as ist jetzt unsere Meinung - die gesamte Durch
beratung des Volksschulgesetzes. Und dann hätte sich 
unseres Erachtens, wenn das Gesetz durchberaten ist, 
die Verfassungsänderung dem Ergebnis der Gesetzge
bungsarbeit anzupassen. Die Begründung für diese un
sere Meinung trage ich sehr schnell vor. 

(Abg. Dr. Kohl ; Aber, Herr Kollege Martenstein, 
ich möchte das nochmals begründen: Unser An
trag mußte kommen, weil Ihrer vorhergegangen 

ist!) 

- Gut, ich will jetzt nicht über die Priorität der Anträge 
sprechen; ich spreche eben einfach zu den Anträgen 
selbst. 
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Die Frage der Schulbezirke und deren Neuordnung, 
nwine Damen und Herren von der SPD und CDU, s ind 
mit diesen verfassungsändernden Anträgen ve1·bun,den, 
i;o wie Sie sie hier vorgebracht haben. Damit stellen 
i-ich die Fragen der Wahlgänger, der aufnehme nden 
und abgebenden Schulen, die Frage der Mehrheit - es 
b t bereit ~ <:l<1von gesprochen worden - und der notwen
digen Wahlbeteiligung. Theore tisch ist es durchaus vor
stellhar, daß bei einer Wahlbeteiligung von einer ge
ringen Zahl von erziehungsberechtigten Eltern die ab
solu te Mehrheit von 16 Prozent bei einer Wahlbeteili
gung von 30 Prozent unter Umständen eine Minderheit 
von 84 Pl'ozent majorisieren kann. 

l )a:'.-' Cr...:ndanHegen - H er r Dr. K ohl, 'Nenn Sie mir 
jel:tt vielleicht einmal die Eli1·e antun würden, mir zu
zuhiiren -, ob und in welchem Umfange die Grund
rechte und Grundfreiheite n dem Mehrheitsprinzip un
serer demokratischen Staatsordnung untergeordnet 
we1·den können. sollen oder müssen, sind Fragen, die 
von den Herren Sachverständigen für Konkordate be
antwortet werden müssen. 

(Ab~- Dr. Kohl: Herr Kollege Mar tenstein, sind 
Sie nicht auch der Meinung, daß das zunächst eine 

politisd1e Eni.-;cheidung ist?) 

- Wt?nn s ie aus rechtlichen Gründen unmöglich ist, dann 
können wir keine politische Entscheidung treffen. 

Nordrhein-Westfalen und über Bestrebungen, nicht
konfessionelle Mittelpunktschulen einzurichte n. Die Zei
tung ber.ichtet weiter davon: Oie Kirchen billigen 

.. cli+Mfü:h~ .. „Q.!'!Il)e~~s.chaftsschulen. Der Leistungsstand 
der Operstl.J!en der V:olksschulen, sprich Hauptsc-hulen, 
sollte - so auch die Meinung d ieses Blattes - durch 
neue Lehr- und Bildungsplä ne und durch Steigerung 
ihrer Anziehungskraft erhöht werden. 

Meine Damen und Herren! Man muß Dinge sehen, aud1 
wenn man sie nicht zu sehen wünscht. kh meine damit. 
die Verwirklichung einer Zivilisation, die im wesentli
chen heute von naturwissenschaftlichen Kräften be
stimmt wird. Ich möchte h!erzu ein ßeispiel geben: Das 
i<'ernsehen geht in jeden Lebensbereich hinein. Das 
aboodländi.sche L ebensgefüge, von dem so viel und i;o 

oft gesprochen wird , orientiert s ich neu, ebenso das 
weltliche und geistliche Regimen t. D.ie Herren obe11 
wissen: Die Zukunftsa ufgabe der Christenheit ist iht'•} 
Solidarität, und es gilt, Vorur teile abzubauen, die gar 
~.1,\ „ 5llL„i!.!-1L.Y.:n~~m~.tr,iis b~ruhen. Wir wissen, es ist 
schwer, m eine Damen und Her ren, Abschied zu neh
men von Vors1.ellungen, die l<1nge gedacht wurden . Und 
es mag vie len schwerfallen, einem Antrag zuzustim
men. der die zukunftträchtige Interpretation des Ham-

!' burger Abkommens ln sich trägt. Wir erfüllen so den 
Willen der Unterzeic'hner dieses Abkom mens; wir 
springen nicht vom Abkommen ab, unser Anlrag be
deutet eine Hinwendung zu ihm. 

Herr L>r. Kohl und meine Damen und Herren von der 
Sozia ldemokratie, ich habe hier das Buch von Dctter- -- ·- . Die Bemerkungen, unser Antrag sei aus Propaganda-
mann-Nipperday-Schreiner : Die Grundrechte, Hand- :gründen gestellt word~n, sind ebenso falsch wie boshaft. 
buch der Theorie und Praxis der Grundrechte. Ich zi- Die Eluslcht, daß v:ix so wie bisher nkht wd terkom-
liere aus dem Abschnitt „Glaubens- und ~wissens- men, hat uns bewogen, zu handeln. Dabei wissen wir 
freiheit"' Sei te 89 folgenden Satz: uns mit Ihnen im Wollen nur um Haaresbreite aus-

einander; denn auch Sie wollen die Jahrgangsklasscn 

Di e Ent,;cheidung übet• die konfessionelle Gestalt der 
Schule darf nicht nach dem Gesichtspunkt der Mehr
hei1. gt>tro(fen werden, soll doch die Bekenntnisfrei
heit g~rade das Bekenntnis der konfes:;ionellen Min
derheit vor Beeinträchtigung durch die Mehrheit 
s<.-hützen. 

rch gd>e diesen Satz hier aus diesem beachtlichen wis
!>enschaftlichen ·werk zu bedenlten. So kommt es, Herr 
Kollege Wesienbergcr, daß wir, was keii;ier von Ihnen 
uns jemals zu.getraut häUe, zu Wahrern von Konkor
datsbe,;timrnungcn werden müssen, weil Sie glauben, 
sie übergehen zu können. Wir benutzen lediglich diese 
Thesen, um Ihnen die Möglic.:hkeit einer zusätzlichen 
RegeJunp; nachzuweisen, die sehr viel billiger zu er
reichen ist als mit Ihrer Verfassungsänderung. 

Ich wollt !" also sagen: Bei objektiver Wert ung des El
ternrechts steht den Eltern im Antragsverfahren das 
Rech t w, in Abwägung der Verantwortung der Erzie
hung und Bildung ihrer Kinder Schulen ihrer Art zu 
fordern. Das ist der Inhalt. 

<Abi<;. Dr. Kohl : Das ist ja auch die Praxis bei uns !) 

- Ja. ja! Lassen Sie mich noch ein paar grundsätzliche 
Bcrn<;>rkungen anhängen. Die restaurative Grundhal
tung der Kirchen gilt schon Lange nicht mehr. Die Kir
chen denken heute anders. Die evangelische Kirche hat 
schon vor geraumer Zeit die Priorität der Bildung und 
Erziehung der Jugend allen anderen Beweggt·ünden 
kultu1·politischer Art vorangestellt. Sie, Herr Kollege 
Dr. Kohl, haben vorhin von der kathollschen Kirche ge
:;proche n. Sie ist im Aufbr uch. Das Konzil fand statt. 
Die Deutsche Tagespost, gewiß ein unverdächtiges Blatt, 
berich1i."1. über das Ende der einklassigen Volksschule in 

der Grundschule und die gegliederte Ha11ptschu le. Sie 
wissen nur nicht, wie Sie in dem bestehenden verfas-. 
sungsrechtlichen Rahmen zurechtkommen sollen. 

Meine Da men und Herre n! F i.ir uns darf lch sagen, 
nachdem wir vorhin so heftig attackiert wurden, d aU 

i · wir, tvi.e auch Sie, die Ordnung der Fre iheit und die 
Bindung an die wirkliche Sinngebung unseres Lebens 
YJ.o.J,l.gg, „.W:k ... 1.ia't!.!!P.- .UD.l> vqn einem klaren Grundsalz 
und einer klaren Vorstellung leiten Jassen. Wir haben ' 
nicht auf eine politi~c-he Kalkulation vertrau t. Si~. 
meine Herren von der SPD, h aben sicher das eine oder 
andere Mitglied der CDU-Fraktion - das durften wir 
annehme?). - in einem bestimmten Augenblick der ::;chul
gesetzgebtmg gehindert, unserem Antrag zuzus timmen. 
Schließlich würden Sie sich noch, wenn auch nicht als 
Erfinder. Herr Kollege König, aber doci1 wohl in Ihrem 
Trlerer Bezirk als der „wahre Wahrer" des E lternrechts 
der verwunderten Öffentlichkeit gegenüber deklarieren : 

'" . ·~ ' ", . ' ~ 

(Abg. Köl.l.ig: Sie sind ein Spaßvogel, Herr Kol
lege! - Abg. Dr. Skopp: Ein kleiner Spa!lvogel !) 

Unser Antrag bedeutet, meine Dam en und Herren, Cür 
die Haushaltspolitik unseres L andes eine wesentliche 
Einschränkung der Schulkosten. Er ist von der Ve r
nunft gesetzt; er gleicht einem Willensvollzug einer 
b reiten Öffentlichkeit . 

Den ·~li'iwänd, die Hauptschule sei Pflichtschule und 
deshalb' nicht vergleichbar mit der Realschule, gla ube 
ich im '\·oraus entkrä! tel zu he1ben. 

(Abg. Dr. Kohl : Aber Herr Martenstein, das 
stimmt doch nicht! Sie können es doch nicht be-
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weisen! Das stimmt doch nicht! - Abg. Dr. Skopp : 
Waren Sie für unseren Antrag? Das muß festge

stelll werden!) 

Das muß im einzelnen besprochen werden. Ich da1·f 
Ihnen aber mit Sicherheit sagen: Wenn unseren Vor
stellungen entsprochen würde, würden manche Millio
nen aespart werden. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist sicher falsch!) 

Darüber wollen wir uns einmal ganz privat unterhal
ten. kh glaube, Sie sind zum Schluß gezwungen, mir 
zuzustimmen! 

(Abg. Dr. Kohl: Nein!) 

- Docht Aber es hat keinen Zweck, uns hier mit dieser 
gegenseitigen Behauptung zu begegnen. 

Unser Antrag ist nicht auf die Berechnung eines Erfol
ges ausgerichtet. Er ist aus dem Geist eines guten Wil
lens gestellt. Wir wollen so wenig wie Sie einen Kul
turkamp!. Wir wollen den Schulfrieden, meine Herren, 
und ich bitte Sie noch einmal: Wir appellieren an Ihren 
guten Willen, einem Antrag zuzustimmen, der Ihre An
träge auf Verfassungsänderung ,ausgelöst hat, und 
glauben Sie ja nicht, selbst wenn Sie diesen unseren 
Antrag nicht akzeptieren zu können glauben, daß damit 
die Sache erledigt wäre. Sie meldet sich von selbst zu 
Wort, wenn Sie festgestellt haben werden, daß Sie auf 
dem Weg, den Sie zu beschreiten beabsichtigen, nicht 
das von Ihnen gesteckte Ziel erreichen werden. 

(Beifall der FDP.) 

Präsident Van Volxem: 

Meine Damen und Herren! Es lag eben nur noch eine 
Wortmeldung vor. Ich hatte beabsichtigt, diesem Red
ner dus Wort zu erteilen. Es liegt nunmehr eine weitere 
Wortmeldung vor. Ich glaube, unter diesen Umständen 
treten wir jet'Zt in die Mittagspause ein. 

kh unterbreche die Sitzung bis 14.15 Uhr. Um 14.00 Uhr 
tritt. der Rcchtsaussclluß zu einer Sitzung zusammen. 

U n t erb rech u n g d er Sit z u n g : 12.35 U h r. 

W i c d c r beginn der Sitzung : 14.27 Uhr. 

Präsident Van Volxem: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Wir fahren fort in der 
Beratung der Punkte 2, 3 a und 3 b der Tagesordnung. 
Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Thorwirth (SPD) 
d<lS Wort. 

Abg. Thorwirth: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Es wird häufig davon gesprochen, daß wir in 
einer pluralistischen Gesellschaft zusammenleben. An 
dieser Tatsache kann sicher nicht gezweifelt werden, 
wenn ich auch manchmal das Gefühl habe, daß im 
praktischen Zusammenleben in dieser Gesellschaft nicht 

immer die richtigen Konsequenzen aus dieser Tatsache 
gezogen werden. Es gibt keinen Zweifel, daß die plura
listische Ge:>ellschaft ein Nebeneinander und Mitein
ander von Interessen und Interessenten, von Auffas
sungen, Standpunkten und Lebensformen bringt und 
sich daraus für uns die Aufgabe zwingend ableitet, ein 
vernünftiges Miteinander, ein Aufeinanderabstimmen 
der Standpunkte in dieser pluralistischen Gesellschaft 
zu erreichen. Dies erfordert selbstverständlich, daß 
man auf die verschiedenen Auffassungen, Standpunkte 
und Meinungen in der pluralistischen Gesellschaft 
Rücksicht nehmen muß. Der Weg zu der heutigen Be
trachtungsweise auch in den bildungspolitischen Fra
gen, die ich als pragmatisch, als entideologisiert, a ls in 
der Sache begründet be-zeichnen möcllte, hat von allen 
und auf allen Seiten Einsichten und Opfer verlangt, 
die allerdings in der Sache begrundct sein müssen und 
nicht aus der jeweiligen Überlegung zu einem takti
schen Problem oder zu einer Tagesfrage bestimmt wer
den können. 

Wer heute auf diese Tatsache des Zusammenlebens in 
der pluralistischen Gesellschaft keine Rücksicht nimmt, 
nimmt dem einzelnen die eigene Entscheidung ab. 

Wir sind glücklicherweise, meine Damen und Herren, 
über die Zeiten weltanschaulich und religiös geprägter 
Auseinanderset.iungen in den bildungspolitischen Fra
gen hinaus. Das 19. Jahr·hundert mit einer Reihe von 
Erscheinungsformen war hier ja kein gutes Beispiel. 
Wenn ich dies feststelle, so möchte ich keinen Zweifel 
darüber lassen, daß es dabei natürlich auch Rückfälle 
gibt, daß es Verstöße gibt gegen die vernünftigen For
men des Zusammenlebens. Da gibt es natürlich auch 
manchen Pfarrer, der die heutigen Notwendigkeiten, 
die sich hieraus ableiten, nicht respektiert. Es gibt dies 
sicherlich auch noch in der Politik, daß Au1fassungen 
vorhanden sind und vert reten werden, die auf diese 
Anforoerungen, von denen ich glaube, daß sie an das 
Zusammenleben in der pluralistischen Gesellschaft, daß 
sie an den Maßstäben -der sachlich orientierten bil
dungspolitischen Dingen zu orientieren sind, nicht ein
gehen. 

Aber es ze.igen sich auch - auch das möchte icll hier 
feststellen - im kirchlichen Raum und auch im politi
schen Bereich - a uch das sei nicht bestritten - Wand
lungen und Erkenntnisse in Auffassungen zu bildungs
politischen Fragen, die es uns - a uch uns uls verant
wortlich in der Politik stehenden Sozialdemokraten -
leichter machen, unseren heutigen Standpunkt und 
Standort zu bes timmen. Wir meinen einen Standpunkt 
und Standort, der begründet ist in de r Bezogenheit zur 
Sache, im wesentl ichen begründet in der Vcrsachlichum: 
auch der Auseinandersetzungen. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, ich glaube, seit
dem die schulpolitischen Auseinandersetzungen, die Be
ratungen um schulpo1itische Fragen, d ie Entscheidungen 
auf diesem schwierigen und gerade in den Ländern 
besonders umstrittenen politischen Auftrag, stärker 
sachlich bezogen sind, ist es - so meine ich - überall 
der Schule, den Kindern und unsere n Bildungs!ragen 
überhaupt gut b~kommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, wenn wir von chrb;t
lichen Gemeinschaftsschulen sprechen - auch das Jassen 
Sie mich hier sagen -, da nn ist selbstven;tändl!ch die 
Religionsstunde Bestandteil dieser Schule, dann han
delt es sich um eine Schule, in der das Recht der 
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Ki1·che. wie es in der Verfassung verankert ist, das 1 
Rrd>t <l~r Kii·che auf Mitwirkung und Mitgestaltung 
unbe.~tritten ist und außerhalb jeden Zweifels steht. 

Heute morgen hat der Herr Kollege Dr .. Storch hier 1 
da$ Güdc•:-berger Programm z.itiert. Er hat uns über- .. 
haupt einige Male die Ehre erwiesen, das Godesberger 
Pro~nunm r.u zitieren. 

(Abg. Dr. Storch: zweimal!) 

- Herr Kollege Dr. Storch, ich hoffe nicht in Ermange
lung dgener ähnlicher Grundsätze für Ihre Partei. 

Er hat allerdings nic.~t vollständig und aucb. nicht .an 
der l'ichtigen Stelle zitiert. Und im übrigen möchte ich 
sagen, daß seine Zitate keinen Widerspruch aufweisen 
w dc>m, w<>s die sozialdemokratische Fraktion mit ih
rt·m Antl'ctg hier heute dem Hohen Hause unterbreitet 
hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

kh darf. ml"ine Da-men und Herren, das Godesberger 
Prngr;.irnm r.i!.ier.en; 

Die Mitwirkung der Eltern in der Schulerziehung 
und eine Mitvel·waltung der Schüler sollen an allen 
Schulen aus.e"ebaut werden. Organisation des SdlUl
wc:;ens un<:i Lehrpläne müssen so gestaltet werden, 
daß sich alli> Begabungen auf allE>n Stufen der Ent
wic:klung entfalten können .• Jedem Befähigten muß 
d<'r We~ in weitedilhrende Schulen un.d Ausbil
dung:$stätten jederzeit offenstehen. Der Besuch aller 
öffentlichen Schulen und Hochschulen muß kosten
los Rein. Lehr- und Lernmittel sollen an diesen 
S<'hulPn und Hochschulen unentgeltlich zur Vedü
gung stehen. 

Auch da8. meine Damen und Herren, ist ein Zitat au& 
dem Go<l(':o;berger Programm der Sozialdemokratischen 
Pnrtei. 

DiP SPD ist stolz - und ich mö<.:hte darauf verweisen -. 
riuf ihre unablässigen Bemühungen in diesem Hohen 
lfau~<> 7,ur Vet'besserung der Schulverhältnisse in un
~t·n•m Lanrie veJ·wcisen zu können. 

MPine Damen und Herren 1 Bei einer solchen Gelegen
heit muß man -auch daran erinnern dürfen, wie viele 
.Jahre hier Sozialdemokraten darum gerungen haben, 
•.•inP MPhrhPit 7.U finden für die Einführung der Schul
geldfreiheit in unserem Lantle. 

(Beifall der SPD.) 

SehPn SiP, meine Damen und Herren, ich meine, daß 
das Ringen und das Bemühen um sokhe Fragen in 
1m~,,.r':'t' S('.h·ulpolitik wichtiger ist, als hier eine neue 
Aus~inanderset;zung um Fragen heraufzubeschwören, 
mit riencn letztlich cter Sch-ule im Sinne einer bes:seren 
Enlwicklung kein Dienst erwiesen wird. 

Was ist in diesen ZW>ammenhängen alles gesprochen 
wnrdPn ; es ist auch gesprochen worden von der Pflicht 
der EltPrn, dafür z.u sorgen, daß die Kinder entspre
chende Schulen besuchen und damit von der Pflicht der 
El tern, Schulgeld zu bezahlen. Meine Damen ,und Her
rt>n, wenn man <.ias so beschwört, dann kann auf der 
anderen Seite das Red1t der Eltern, auch darüber zu 
bestimmen. welche Schulen ihre Kinder besuchen sol
len, nicht mit einem Federstrich b&dtigt werden. 

(Beifall der SPD.) 

Ein Weiteres dar! kh anführen. Wir dränJ(en seit Jah
ren, und, meine Damen und Herren - wir werden auch 
in naher Zukunft eine neue Anstrengung in dieser 
Richtung unternehmen -. daß die I.ernmitt.Plfreiheit in 
unserem Lande, und ich meine, ab dem nächsten Jahr 
zumin•dest stufenweise, verwirklicht wird. Auch hier 
m~trl:ö~l:' Wh', Cl.aß dle Einführung der Lernmittelfreiheit 
und damit dLe völllge Beseitigung ungerechtfertigte!' 
Unter.schiede in den Chancen der KindPr, ihren Bil
dungsweg ~· gehen, wichtiger ist, als andere Ausein
anderset>zungen um die Sehule hier in unserem Lande 
heraiu!zubesch wören. 

Meine Damf'.>n und Herren! Das sind nur ?;Wei schul-
politisei."'"e FrU:gcn, von denen Tv"vrir g1aubc-r·~ 1 daß sie 
vott\e-rgt"ündl~ und wichtiger sind, als eine Au.sein
anider~tzung darüber z•.i führen, ob das Recht der El
tern, die Schulart fiür ihre Kinder zu wählen, einge
schränkt oder beseitigt werden sollte. 

lch muß darauf hinweisen, meine Damen und Herren, 
daß es ja unsere Uranträge waren, die Uranträge der 
sozialdemokratischen Fraktion zum Volksschulgesetz, 
zum Schulpflichtgesetz und auch zu anderen Gesetzen. 
die die Diskussionen im letzten halben Jahr in diesem 
Parlament überhaupt ausgelöst ha'iwn. 

' ,'!j.„. 

· „. · „„„„ · „„„ · · · ·{Berfall bei der SPD.} 
1 •J,1 • '11\I:, 1 1 1 

In diesen Uranträgcn hat vieles von dem bereits ge
standen, was heute morgen hier mit vollem Lob und 
auf allen Seiten dieses Hohen Hauses als ein guter Bei
trag zur schulpolitischen Entwicklung bezeichnet wor
den ist. Da waren die Grundlagen ent.haltPn 7.um mehr
zügigen AW.bau und zur vernün!Ugen Glied'~rung un
, s~rer'fl':l:tl't)~:.!ltr!Ule; 1 z:U der Aufgabe. die auch nach unse
rer At1frM~tmg tl'l"I Vordergrund aller schulpoltti!:chen 
Bemühungen gegenwärtig stehen muß. 

Es ist völlig richtig, es is t im Kulturpolitischen Aus
schuß des Hohen Hauses von allen Fraktiono>n dazu 
beigetrage n und eine gute und nützliche Arbeit gelei
stet worden, nicht nur auf der Grundlage unseres Ur-

: ·:::~~;i.il:il!~~·j~füj.;a\!:X:i:i: 'ß:itm. aµf' der Grundlage der Regie
, rurig~V:ortage, ·die 1spAter eingebracht worden ist, auch 

auf der Grundlage von Vorschlägen - Arbeit:spapieren, 
wie es neuen:ltngs heißt - anderer Fraktionen. 

(Abg. Dr. Kohl: So vornehm heißt es schon 
immer, wenn wir das machen!) 

- So vornelun hieß es schon immer! Das ist mir zum 
erstemnal l:u;:l die~r Gelegenheit aufgefallen. 

Es ist kein Zweifel, daß der Kulturpolitische Aussc-huß 
wichtige, gute Entscheidungen getroffen h<1t. 

Se~~H „?i~, IP,* p;;ii;nen upd, Herren, bis vor 14 Tagen 
- und das !St wohl die Ursache der Meinung, wie sie 
hier in den anderen Fraktionen vertreten wird, daß die 
FDP mit ihrem Antrag eine Verzögerung ausgelöst hat 
- hat kein Mensch gewußt, daß die FDP in der rechten, 
vielleicnt auch in der linken Tasche - ich weiß es nicht 
so genau - eine Wahlboml.>u zur Verfügung hat, die 
d;;mi;i.,„ .~f\ ~.~E;. ,. ~~n~h.~n.g~n des Kulturpolitischen Aus
schusses mitten hineinplatzte und zu der heutigen Si
tuation führte, die es uns ja unmöglich gcrn<icht hat, 
die Beratungen des Volksschulgesetzes vor den Som
merferien zu beenden. 

Ich finde den Stil überhaupt ein bißchen problematisch. 
Aber nun .erleben wir ja seit Monaten überhaupl hier 
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merkwürdige Situationen in der Koalition. Die FDP 
versucht dauernd - nicht nur bei dieser Gesetzesbera
tung, sondern auch bei anderen; morgen werden wir 
vielleicht dasselbe wieder erleben - einen gewissen Rol
lentuusch vorzunehmen, oder - besser noch - sie ver
sucht, Opposition in der Koalition zu spielen. Ich weiß 
nicht, vielleicht meine Damen und Herren, ist die Ver
sud1ung, Opposition z.u spielen, so groß; das müssen 
Sie un undercr Stelle irgendwann einmal beantworten. 

Zur Suche, meine Damen und Herren! Wir haben in 
Rheinland-Pfalz verschiedene Traditionen. 

Wir haben Gebiete, die die Tradition der Bekenntnis
schule haben. Wir haben Gebiete, in denen die christ
liche Gemeinschaftsschule Tradition ist. Wir haben in 
unserem Lande in der Verfassung und auch in jahr
zehntelanger Tradition verankert das Mitwirkungsrecht 
der Eltern, die Schule für ihre Kinder selbst zu wäh
len. Diese unterschiedlichen Traditionen, die in unse
rem Lande ver.ankert sind, meine Damen und Herren, 
so meinen wir S<nlaldemokraten, kann man nicht durch 
einen Foclerstrich, durch eine Entscheidung dieses Ho
hen Hauses beseitigen; denn der fr€ie demokratische 
Staat hat nicht das Recht, reine Bürger ohne zwingende 
Not in Gewissenskonfükte zu stürzen, wie es zweifellos 
geschähe, wenn der FDP-Antrag hier eine Mehrheit 
fände. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir Sozialdemokraten würden mit aller Leidenschaft 
gegen Elnsch1•änkunge n des Rechts der christlichen Ge
meinschaftsschule eintreten. Wir würden auch mit al- . 
ler Leidenschaft dagegen eintreten. wenn andere Frei
heitsrechte, die unserer. Tradition besonders gemäß 
sind, eingeschränkt werden. Ich meine aber auch, man 
muß aus Gründen der Toleranz, die ja unteilbar ist, 
Entsclwidung·en respektieren, die getroffen werden, 
<tuch dann oder gerade dann, wenn man sie in der 
Sache nicht selbst teilt. So meinen wir, daß das Recht 
der Eltern, auch eine Schulart zu wählen, auch die Be
kenntnisschule z.u wählen, gewahrt bleiben muß und in 
der Verfassung seine Verankerung haben sollte. 

Wir haben nie einen Zweifel darüber gelassen, daß wir 
Sozialdemokraten die chris tliche Gemeinschaftsschule 
unter den heutigen Umständen - b ezogen auf die Auf
gaben im letzten Dritlel dieses Jahrhunderts, gemessen 
an dem, was in der Entwicklung unseres Volkes an 
Au!fu::isungen sdch gebildet hat, aber auch bezogen 
und 01·ientiert au( die wichtigen Sachfragen, die unsere 
Schule h(.>ute bf..•handeln und auch vermitteln muß - als 
die geeignetere Schulfor.m ansehen, um diesen Auf
gaben gerecht zu werden. Wir lassen aber auch keinen 
Zweifel daran, daß wir das Recht der Eltern dort 
schützen und gewahrt wi·ssen wollen, wo s.ie aus eige
ner freier Gewissensentscheidung dazu kommen, eine 
andere Schulart zu wählen. 

Es bleibt !ür uns die Auffassung völlilg uneingeschr.änkt 
bestehen, daß wir, so wie eben hier geschildert und 
dargelegt, die christliche Gemeinschaftsschule für die 
geeignetere Schule halten. Wenn das S:O ist und wenn 
das so stimmt - und wir glauben daran -, dann meine 
ich und meinen wir, geht es nur mit dem Willen der 
Eltern, nicht gegen die Eltern. 

(Beifall bei d~r SPD.) 

Wenn hier die Auf!as~ung beschworen worden ist, daß 
die Eltern heute mit Mehrhe it in diesem Lande dieser 
Schulart den Vorzug geben - ich weiß es nicht, ich 

wage hier kein Urteil und auclt keine Prophetie -, 
aber wenn es richtig ist, daß die Qualität der christ
lichen Gemeinschaftsscl1ule sich so oder in ähnlichem 
Maß durchsetzt, dann ist es sicherlich r ichtig und in der 
Sache auch vertretbar und begründet, z.u sagen, daß es 
nur gehen kann mit und au( der Grundlage <ler Eltern
entscheidung und nicht dadurch, daß man sie vorher 
beseitigt. 

Meine •Damen und Herren! Wir wissen natürlich, daß 
dieses Recht der Eltern seine Begrenzung dort h at, wo 
der geordnete Schulbetrieb, der ja in dem neuen Volks
schulgesetz auf einer höheren Ebene definiert und neu 
bestLmmt wird, nicht mehr gegeben ist. Ich bin über
zeugt - das haben die bisherigen Beratungen im Kul
turpolitischen Ausschuß auch bewiesen -, daß wir zu 
Formulierungen kommen und Gcsetz.csbest.immungen 
erlassen werden, mit denen wir die leistungsfähigste 
Form der Schule finden. 

Meine Damen und Herren! Darum geht es in aller
erster Linie ~i dem, was wir heute und morgen, in 
den nächsten Monaten und sicherlich noch auf Jahre 
hinaus in Fragen der Schulen zu ordnen haben. Es 
geht in erster Linie darum, dafür zu sorgen, daß wir 
die beste Schul!orm, die beste Organisation und die 
leistungsfähigste Schule für unsere Kinder überall 
möglich machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn man diese Entwicklung will, dann geht es, so 
meinen wir, auch nicht ohne die Eltern; dann kann es 
auch sicherlich nicht gehen ohne die innere Zustim
mung der Eltern in unserem Lande. Was wäre eine 
Schule, die wir auch durch eine Entscheidung hier de
kretieren, die aber in weiten Teilen unseres Landes 
aus Gewissensgründen, wegen Fragen, die mit der 
eigenen Willensbildung der Eltern zusammenhängen, 
auf inneren Widerstand stößt! Sie müßte - und sei sie 
noch so gut - irgendwo an ihren Aufgaben zwar nicht 
scheitern, aber doch erhebliche Schwierigkeiten haben. 

Wir sind überzeugt, auch das möchte ich hier sagen, 
und wir vertrauen auch auf die Eltern, daß sie diese 
Entscheidungen richtig treffen. Wir waren immer der 
Meinung, daß das Elternrecht umfassender sein soll als 
nur in der Bestimmung <ler Schulart. Die SPD hat dies 
unter Beweis gestellt bei gemeinsamen Enl;cheidungen 
in diesem Hohen Hause, indem durch das Elternbeirats
gesetz. eine Grundlage gescharten worden ist, auf der 
die Eltern mitwirken können in F ragen der Scltule, 
und Uber das Recht, die Schulart zu bestimmen, hinaus. 
Wir meinen auch, daß das Elternrecht anders prakti
ziert werden sollte, als es in den letzten 15 J ahren 
praktiziert worden ist. 

Hier ist von einem der Kollegen angeknüpft worden 
an eine Äußerung unseres Kollegen Fuchs ·im Kultur
politischen Ausschuß, die besagt., daß wir Sozialdemo
kraten bemüht seien, Formen zu finden, die die Prak
ti.z.ierung des Elternrechts zeitgemäßer, modifizierter 
und einfacher machen v.iirden. Mit dieser Auffassung 
stimmen wir völlig überein. Iclt glaube allerdings, das 
möchte ich hier auch sagen, daß wir auch ohne .Ände
rung der Verfassung auf dem Wege waren, eine ange
paßte Form der Ermittlung des Elternrecht s zu finden, 
die sicherHch nicht für alle Zeiten, aber für die ersten 
Jahre des Aufbaues unserer Schulen durchaus ausrei
chend und geeignet gewesen wäre. 

Wir meinen natürlich, daß die Ermittlung des Eltern
willens zur Schulart für ihre Kinder frei sein muß von 
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Tlt-mmnis:.;en . von .Umständlichkeiten, von .Erschwerun
u;~n. die der heutigen Ermittlwig zweifellos noch cnt
~egenstehen. Es wird unabhängig von den Entschei
dun~en hier, die zum Artikel 29 der Verfassung zu 
treffen sind, bei den weiteren Beratungen des Volks
schuli~set?.es notwendig sein, da und dol't die Bestim
mungen im Volksschulgesetz, die der BrmitUung des 
Elternwillens dienen. zu überprüfen, um sie zu moder
nisieren und den heutigen Verhältnissen anzupassen. 

Wir wi.~~<'n natürlich auch, daß zu diesem Recht der 
Eltern die volle Informationspflicht gegenü.ber den El
ff'm gehört, auch die Informationspfticht darüber, wie 
d ie Schule aussehen v;ürde oder aussieht, wenn man 
l.h·:<t„heinde unterschiedliche Schularten zusammenfaßt, 
un<i nicht nur eine Information darüber, wie die Schule 
aus~hen wird. wenn Schulen gleicher Art zusammen
gefaßt werden. Das w.ird - davon sind wir überzeugt -
di<' I•;ntstt1ddung der Eltern erleichtern und sie sach
gemäßer ·machen. Es wird auch dazu führen, daß sich 
die ~:ltern für die Schulart entscheiden, die .dann nach 
ihrer Auffassung den richtigen Weg, den sie für ihre 
Kinder bestimmen wollen. abgibt. 

Mir i~t hi~r vor 'Wentgen Tagen eine Ä!ußerung von 
Herrn OhPrk\rchenrat Eber ich von der pfälzischen Lan
dl'skirchP zu Gesicht gekommen, in der er als Sprecher 
d~r pfälzischen protestantischen Landeskirche ausführt: 

Die pfälzische Landessynode hc.t sich wiederh-Olt da
hin ausgesprochen. daß sie die christliche Gemein
~d1a!t.~schule als eine Schulart betrachtet, die sich 
dort emµfit.'hll, wo sie eine bessere Gliederung der 
S<:hule gestattet. Die evangelische Unterweisung ist 
auc•h in dieser Schulart gesichert. Die Eltern sollen 
.>id1 in voller Freiheit für die Schulart entscheiden, 
die uni.er den jeweils )l;ei;tebenen örtlichen Verhält
n issen die besten Voraus~tzungen für die Erzie
hu.ng und Bildung bietet und dadurch die Beruf:.
wahl erleichtert. 

S•~hen Sie, meine Damen und Herren, das -ist im Grunde 
;1ud1 die Auffassung, die aus dem von der sozia!demo
krillischPn Fl'aklion hier gestellten Antra g spricht, 
nämlich dort, wo wir neue Hauptschulen errichten und 
bilden. &lle Eltern aufaufordern, sich in freier und 
e,eheimer Abstimmun~ für die Schulart zu entscheiden, 
die sie auf Grund ihrer Gesamtüberzeugung und auch 
•„mt1>r dE>n Verhältnissen, die sich für sie <im Ort stel
len, zu lrr>ffen haben. Das bl:'deutet natürlich, daß diese 
Entscheidung auch häutig die Fragen aufwerfen wird, 
daß die christliche Gemeinschaftsschule die bessere 
Gliedi>rung und bessere Schulwege ausweist, daß sie 
l<:istung~fi.ihiger ist, daß sie auch eine optimalere Nut
zung der finanziellen Aufwendungen ermöglicht. Es 
wird nat.urlich den Eltern die Frage gestellt, daß dann, 
wenn sie sich für Schulen auf bckenntnismäßiger 
Grundl<li,l!;e ent.s1.:hdden, damit verbunden ist eine ge
ringer-e Gliederung der Schule, 'Weitere Wege, eine ge
ringere Ausnutzung d er Kapazität übet'haupt. Das wird 
bei -dr;n Eltern mit zur Entscheidung answhen. Wir sind 
d;won übeneugt, daß münruge Mitglieder unserer Ge
i:dJschaft, die Eltern. für ihre Kinder rue richtige Ent
scheidung tre C!en. 

Es is t von dem Herrn Kollegen Martens tein erwähnt 
wori:!Pn, daß die Bemerkungen unseres Herrn Kollegen 
Schmidt in bczug auf den Kulturkamp! nicht am Platze 
seien. F.s war angeführt worden, daß die Koblenz.er 
Eltern ir_gendwo dafür einen Beweis liefern würden. 
ld·, hrtlte es für einen ganz großen fundamentalen Un
tE'ri<chied. ob die Eltern in Koblen:z; wie in allen ande-

rcn Städten - das sei hier nur als Bei::;piel genannt -
in. ihrer .fre.ie.n E.nl;scheidun,g bcstimn-i.en könn~n, welche 
Scllulart sie .für ib.re Kinder als richtig halten oder ob 
wir hler ihnen durch einen Akt des Parlamentes diese 
Entscheidung nehmen würden. Wenn das Beispiel, da.~ 
hier mehrfach zitiert worden ist, richtig ist, dann habe 
ich keinen Zweifel, wie die Entscheidtmg der Eltern 
dort ausfällt, wo sie auf Grund ihrer Überzeugung und 
ihrer Situation vor sie gestellt sind. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren ! t1.-h darf 
hi~l' noch eine Bemerkung machen, die mir in den 
letzten Tagen angekommen ist. Ich habe gelesen, daß 
aus maßgeblichen Kreisen der FDP erklärt worden sei, 

(Abg. König: Das war wohl der 
Landesvorsitzende der FDP?) 

- Das ist nicht unbedingt ein Widerspruch, Herr Kollege 
König, zu meiner Bemei•kung -, die SPD würde die 
CDU umarmen. Nun muß ich sagim: Diese Bemerkung 

'war noch vor der Wahlnacht in Nordrhein-Westfalen 
imd. noch bevor die . FDP hier in diesem Lande die 
Haltung 'ihres Kollegen und ste11vertretenden Bundes
vorsitzenden in Nordrhein-Westfalen kenne ngelernt hat, 
gemacht worden. Ich weiß nicht, vb es bei der FDP als 
eine kleinere Partei rein vom Körperlichen her möglich 
wäre, die CDU zu umarmen. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Aber, meine Herren von der FDP. wer wie Sie seit 15 
Jahren - ich sage es jetzt anders - der CDU so am 
Buckel klebt, der hat bei Gott keinen Grund, einer 
anderen Partei einen sotch~11 Vorwurf zu machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Sozialdemokrntisdie Partei und ihre Fr:.ktion hier 
in diesem Hause hat und wird zu diesen Fragen heute 
wie auch in der Zukunft ihre Entscheidnugen treffen 
und ihre politische Meinung zum Ausdruck bringen. 
Wir werden den Weg besclu·eiten. den wir in Verant
wortung vor den Bürgern unseres L andes und auch vor 
den Kindern und ihren Eltern in Fragen der Schule für 
den richtigen halten. 

Lassen Sie mich zum Schluß in einigen wenigen Punk
ten das zusarrunenfassen, was noch zu sqgen ist. In der 
von . uns gdorderten Verfassungsändenmg soll zum 
Au!!druck -kommen, daß in der Kontinuität des deut
schen Schulrechts weder das herkömmliche Elternrecht 
<'USge!<;ch<1lt.f>t, noch die Schulversorgungspflicht des 
Staates h intangesetzt werden soll. Die mit unserer Ver
fassungsänderung angestrebte GrW1dlage wird eine 
Einigung ~chaffen , wonach alle positiven Kräfte - die 
der Elternschaft, der Lchrersd1c.!l und der Schulauf
sichtsbehfü'den - in den Stand gesetzt werden. in ge
meinsamen Anstrengungen unser Schulwesen, insbe
sondere die Hauptschulen in diesem Lantie, neu und 
besser zu organisieren und zu gestalten. Die Konse
quenz 1.1nd das Ziel, das sich daraus ableitet, ist, den 
Anspruch aller Kinder auf eine bessere l3ildung zu er
füllen. Das ist, so meinen wir Sozialdemokraten, das 
große gemetnsame Ziel aller. die sich dieser Auigabe 
VC'rbunden fühlen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Fdl.sid.ent Yan Volxem: 

Das Woi:t hat Herr Abgeordneter G;i<l<lum (CDU). 
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Herr Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Herren! 
Es ist augenscheinlich eine große Versuchung, im Rah
men einer solchen Diskussion sich Blumen zu pflücken 

' ob der Verdienste, die man zu ha>ben glaubt um eine 
Entwicklung, .die in der Gesamtrichtung freudig be
grüßt wird. Es ist mit Recht davon gesprochen worden, 
daß am Anfang dieser erneuten Novellierung das Ham
burger Abkommen gestanden hat. Ich glaube, man 
sollk auch an dieser Stelle - das kann man getrost 
tun - einmal diejenigen lobend erwähnen, die für dieses 
Land, bevor das Parlament dazu Stellung genommen 
hatte, das Hamburger Abkommen unterzeichnet haben. 
Das wat· die Landesregierung, die also mit ihrer Untel'
schrift praktisch die Weichen für diese Novellierung 
gestellt hat. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir huben du1·ch Herrn Kollegen Dr. Kohl zu den 
Äußerungen des Kollegen Dr. Storch hinsichtlich der 
Einstellung zur Gemeinschaftsschule und Bekenntnis
schule eindeutig Stellung genommen. Es erscheint mir 
aber wichtig, doch noch einmal zu betonen, daß es eine 
unterschiedliche Antwort geben kann zu der Frage der 
Gemeinschaftsschule oder Bekenntnisschule, ob ich sie 
Cür mich entscheide, für meine Kinder, oder ob ich sie 
als Gesetzgeber entscheide, verpflichtend für die ganze 
Bevölkerung. Ich muß sagen, dies ist für mich ein seht· 
entscheidender Grund zu Ihrem Antrag Nein zu sagen. 
lch muß betonen, daß mir das gar nicht so schwe1·fäHt, 
obwohl auch ich persönlich - daraus mache ich keinen 
Hehl - in den weitaus meisten Fällen ein Anhänger der 
Gemeinschaftsschule bin, weil ich die Auffassung ver
trete, daß sie zu einer besseren Lösung füht1. Aber es 
ist nach meinem Dafürhalten nicht möglich und tunlich 
in einer Situation, wie wir sie hier in Rheinland-Pfalz 
haben, vom Gesetz her etwas zu normieren, und zwar 
ausgerechnet einen Verfassungsartikel, von dem Sie 
wissen, daß er seinerzeit ausdrücklich durch eine Ab
stimmung in dieser Form in die Verfassung hineinge
kommen ist. Ich halte es deshalb für eine gute Sache, 
wenn gerade diese Frage, die offensichtlich doch in un
serem Volke umstritten ist, auch der Bevölkerung in 
möglichst demokratischer Art und Weise wieder zur 
Disposition und zur Verfügung gestellt wird. Das ist 
tatsächlich der Inhalt unseres Antrages. Er deckt sich 
in den entscheidenden Zügen auch mit dem Antrag der 
SPD. Diese beiden Anträge - das ist ein entscheidender 
Punkt, Herr Kollege Dr. Storch - lagen durchaus im 
Zuge der Beratungen des Volksschulgesetzes im Kul
turpolltischt!n Ausschuß, im Gegensatz zu Ihrem An
trug, den man von Anfang an hätte stellen sollen. 

(Beifall bei der CDU und SPD.) 

Dus hätte uns die Beratung im Ausschuß wesentlich 
erleichtet·t und ermöglicht, das Gesetz fristgemäß zu 
verabschieden. Wir sollten Respekt haben vor einem 
möglichst großen Freiheitsraum des Bürgers. Ich kann 
Ihnen nicht ganz zustimmen, Herr Kollege Martens tein, 
daß wir doch „die Entscheidung den Bürgern wegneh
men sollten". Ich sehe kein Positivum darin, daß wir 
als demokratische Vertretung in einem Lande eine Ent
scheidung dem Bürger wegnehmen sollen. Ich bin der 
Meinung, in einer solchen Frage, die augenscheinlich 
doch viele seht· bewegt, ist es eine durchaus gute Sache, 
wenn wir ihm diese Entscheidung nicht wegnehmen, 
sondern sie ihm überlassen. In welchem Geiste diese 
Abstimmungen stattfinden, das ist eine andere Sache. 
Es werden wahrscheinlich sehr viele von uns mitver
antwortlich sein, ob sie in einem guten Geiste statt-

finden oder nicht. Ich ho!!e hier auf Ihre Unterstüt
zung! Ich kann für uns sagen - was Herr Dr. Kohl auch 
schon ausführte -: Wir respektieren diese Entscheidun
gen nach beiden Seiten hin. Uns sind beide Schulfor
men und -typen in gleicher Weise lieb und wert. Aber 
wir halten es für richtig, das Primat in dieser Frage, 
das Recht der Eltern, anzuerkennen. Schließlich gibt es 
in unserer Verfassung nicht nur einen Artikel 29, son
dern auch einen Artikel 25, in dem das Elternrecht in 
einer umfassenden Form sehr deutlich angesprochen ist. 

Im übrigen, Herr Kollege Dr. Storch, haben Sie das, 
was Sie hier angesprochen haben, ausgeführt als Aus
fluß liberalen Gedankengutes. Lassen Sie mich dazu -
ich hoffe, daß ich das zibieren darf - einen der wirk
lich großen Liberalen anführen, den wir heute noch ha
ben. Ich denke an Salvador de Madariage1, der eben zu 
dieser Frage - ich darf das kurz vorlesen - einiges ge
sagt hat: 

Wir geben im Werdegang des Menschen der Fami
lie den Vorrang vor der Schule. Wir stimmen in die
sem Punkte völlig mit den echten Katholiken über
ein. Der Gedanke, man müsse die Schule über die 
Familie stellen, ist viel zu rationalistisch, um an
nehmbar zu sein. 

Dann heißt es weiter: 

Die Familie hat ein älteres und höheres Recht als 
der Staat, den Schultyp zu bestimmen, der ihren 
Kindern entspricht. Die Machtvollkommenheit des 
Staates in Sachen Volksschulwesen scheint uns ein 
Restbestand des Totalitarismus, den Rousseau der 
politischen Philosophie der Demokratie eingeimpft 
hat. 

Ein Stück weiter heißt es: 

Die liberale Antwort ii;t kategorisch: Wir sind für 
die freie Schulwahl! Wir erkannten die Notwendig
keit, das Volksschulwesen den Familiengemeinschaf
ten anzuvertrauen; man überlosse also ihnen die 
Wahl! 

- Seh<'n Sie, Herr Kollege Dr. Storch, das ist liberal! 

(Vereinzelt Heiterkeit im Hause.) 

Ich wehre mich dagegen, daß Sie mit dem Anspruch 
auftreten: FDP = liberal! - Das geht mir immer so et
was gegen den Strich. Es mag durchaus eine Linie 
Ihrer Partei sein, diese Sache, die Sie hier vortragen, 
zu vertreten; das ist dann praktisch die Linie der FDP. 
Aber die Behauptung, daß das in jedem Falle liberal 
wäre, müssen Sie erst noch beweisen. In diesem Falle 
glaube ich Madariaga - verzeihen Sie - mehr als Ihnen. 

Wir hatten im Kulturpolitischen Ausschuß - hier 
stimme ich mit Herrn Thorwirth überein - so weit vor
gearbeitet, daß eine sachliche und gute Lösung des 
Problems möglich schien. Ich bin der Meinung, daß 
vom Sachlichen her, von dem, was wir für die Ent
wicklung unseres Schulwesens wollen, dieser Antrag 
der FDP nicht notwendig gewesen wäre. Er ist gestellt 
worden; er führt zu einer Verzögerung der ganzen 
Angelegenheit. Wir werden nach seiner Ablehnung in 
der Beratung der Nove11e zum Volksschulgesetz wei
ter fortfahren, nur eben nach einer zeitlichen Verzö
gerung. 

Wir sollten - und das könnte uns In dieser Frage ver
binden - davon ausgehen, daß es darum geht, die Sach-
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fragen zu lösen, und wir sollten diese Sachfragen mit 
müglich:;l wenig ideologischem Ballast beschweren. Die
si::r B<illast - verzeihen Sie - wurde heute morgen zun1 
T<~il i<ehr deutlich. Es gibt eben auch eine Simultani
täts-ldeologie. 11..h mdne, man sollte Schulfragen jen
~~its von [deologien behandeln. Ich weiß, welche Vor
\vürfe in diesem Zusammenhang früher der CDU ge
mctcht W'lrden sind. Nach meinem Dafürhalten sind sie 
zu einem guten Teil falsch gewesen. Heute sind sie je
denf<1lis ganz klar falsch. Für uns geht es bei der Be
ratung dieses Gesetr.es da1-um, in unserem Land zur 
bestmöglichen Schule zu gelangen. Nachdem \l.ir Ihren 
Antn1g ablehnen, \Verden wir nach meiner Überzeu
gung auch dazu kommen! 

tBeifall der CDU.) 

Präsident Van Volxt>m: 

Das \Vort hat der Herr Abgeordnete Dr. Völker (FDP). 

Abg. Dr. Völker: 

HNr Präsident! Meine Damen und Herren! Mir scheint, 
daß heule über diesem Hause, vielleicht auch über der 
Bevölkerung unseres Landes, ein Hauch jener Span
llllll)!.l'!l und Erregungen liegt, die die abendländische 
Vfrll v<•r einiger Zeit in Spannung hielt, als das öku
Jnt'lli;.che Kon7.il berufen war und in Aktion trat. Es 
ist ein H<nwh jenet· Spannungen und Erregungen, die 
imnwr d;.inn auftreten, wenn Prubleme erörtert wer
den. die eben nicht, Herr Gaddum, ganz frei sind von 
id<>o lr>gisch€'n Schwingungen und Untertönen. Es wäre 
ilTe<tl , wenn wir glauben wollt€'n, daß wir alle die hier 
zur Er<irten.mg stehenden Fragen nur mit dem Ver
s t ;.in<l oder mit der Ratio lösen könnten. Wenn das 
mö.l(lich wäre, so würde ich glücklich darüber sein; 
denn mil dieser Beh<iuptung, Herr Gaddum, h aben Sie 
recht. daß man alle die Dinge, die mit dem Verstand 
r.u iö~C'n Rind. unter alle'n Umständen vcrst::indesmäßig 
iiisf"n und freih;ilten sollt€' von Erwägungen, die nicht 
•;<·r~l.;m<lPsgemäß bl:"dingl und damit verständig sind. 

Herr Dr. Kohl hal vorhin sehr richtig gesagt - ich no
tiere mir manchmal solch goldene Worte, Herr Dr. 
Kohl. weil i<'h sie oft für sehr bemerkenswert halte -: 
Die Di~lmssion geht in ihrer Bedeutung über die 
Grr.·nzen 1ins~·rPr Legislaturperiode lünaus. - kh glaube, 
dHfJ das riditig ist und daß hier und in dieser Debatte 
und F.ntscileiduni;i: Welchen gestellt werden, die sich 
nicht in dt>m Augenblickserfolg und nicht in der augcn
blicklic.hen Begründung der Zweckmäßigkeit der einen 
oder anderen Schule erschöpfen, sondern es werden 
Weichen gestellt, die vielleicht für eine längere Zeit 
dal' kulturelle und b fO'sonderi; das Bildungs- und Aus
bildungswesen unseres Landes beeinflussen. 

Lassen Sie mich zunächst etwas nicht rein Vernunft
mtißiges sagen. Ich komme - das wissen Sie alle - aus 
C"inem Lanrl. in dem die Frage der Bekenntnisschule 
keine Rolle gei;pielt hat. In meiner ostdeutschen Hei
mat waren die~e Fragen völlig irrelevant. Ich habe oft 
- ich glaube, auch an dieser Stelle - gesagt: kh habe 
von meinen Mitscllülern manchmal erst nach Jahren 
<-rfahrf"n , daß sie kalholiRcher Kon!ession sind. - Unter 
cfon Soldatt'n, mit denen ich gemeinsam den Krieg 
durcft]PhE'n mußte. habe ich oft bis zum letzten Tage 
nicht gewußt. ob s ie evangelisch oder katholisch sind. 

1 

Sie werden sagen: Das hat jdzt mit dieser Frage nichts 
· zu tun. - Ich will dies aber von mir persönlich doch 

in die Debatte werfEln. 

!~. b.ll.P~. ,aj,:l. ic;b, . Pierher kam, meine Damen und Her
ren, in ernstem Ringen und in langen Auseinanderset
zungen mit meinen katholischen Freunden versucht, 
den inneren Sinn der bekenntnismäßigcn Trennung 
der Kinder in der Volksschule - wie sie damals hieß -
zu verstehen. Ich habe mich ernstlich um dieses Pro
blem bemüht und keine Mühe gescheu1, in den immer 
wiederkehrenden Auseinandersetzungen für den St<1nd
punkt eines Teiles unserer Revölkl"rung V~n;t.ändnis zu 
g.ewitxnen. Ein sehr kluger Mann, e!n katholischer P!ar
rer, hat mir damals gesagt: Der Sinn dieser Bekennt
nisschule liegt in der Vorstellung - er :;agt.e: unse1·c1· 
Kirche, aber ich will das nicht verallgemeinern -, daß 
die Erziehung des Menschen nach Möglichkeit NfnlgPn 
sollte in der geschlos!':enen Gem„in:<ch<1ft der GemeindP., 
zunächst einmal der politischen Gemeinsch;:ift von Men
schen, di€' 7.LISHmmen wohnPn und aus einer LandS<?haft 
he1'Vo1·gegangen sind, und aus de1· Gemeinscha ft der 
Er1.iehung innerhalb dieser Pfarrgemeinde. - Ich muß 
gestehen. ich h<i.bt:! dieses Argumf"nt.. wenn i<'h es auch 
nicht für durchsc·hlagend i>r;iC'htet hahe, doch geachtet 

. in. dt::r Geschlossenheit der Auffassung. kh bin durch
aus i'ler Metnung. daß man diese VorstPllunp, i:!Pr Er
ziehung eines Menschen aus ein€'r Gcmeinsctiaft hernu;:; 
und im Sinne eine1· ~olchen Gemeinschaft eint?r soge
nannten Ganzheit des Lebens durchaus verstehen una 
auch bt:jahen kann. 

Aber, meine verehrten Damen und Herren, wir· sind im 
La ufe der Jahre - allein schon seit der i..e1t, in der ich 
die Lhre habe, diesem Hause anwgehören ~ doch über 
diese Vorstellung der GemeindE'Schule hina usgewachsen. 
Wil' h~Ocu. hn Jah.re 1963, ats wir lT1it der CDU und der 
SPD gemeinsam in einer sehr schönen Einmütigkeit die 
Änderung der Verfassung durchführten, von dieser Ge
meindeschule Abschied genommen. Seit dieser Zeil, 
meine Damen und Herren, ist es in dE>r Tat. fiir mich 
noch schwerer als vorher, rein ideologisch die besondere 
Berechtigung der Separation anzuerkennen. ll;h bin 
noch stärker als damals der Überzeugung. daß in der 
T<it die gemeinsame Err.iehu11g, die Kot>dulmtlon der 
Menschen, mindestens ebenso viele, vielleicht mehr 
Vorteile bietet. Ich halte es mit dem alten t-:m<1nuei 
Geibel, der davon sprach, daß in der Stille der Ge
meinde, der kleinen, engen Gemeinschaft sich wohl die 
Talente bilden, aber die Charaktere doch im Strom der 
Zeit, in der Auseinandersetzung miteinan<:ler :r.1.1 wach
sen begännen. 

{Zuruf des Abg. Hilf.) 
' ' "" "' .„.„„ „ 

- Sind Sie anderer Meinung, Herr Hilf? 

{Abg. Hilf: Das Zitat ist falsch!) 

- Warum denn? 

(Abg. Hilf: Es is t nicht von Geibel, soviel ich 
-weiß!) 

- So. ich habe es nicht nach):(elesen. kh meinte mich au~ 
meiner etwas länger zurückliegenden Schulzeit - - -

(Abg. Hilf: Schiller! - Zurufe: Schiller! -
Weiterer Zuruf: Goethe!) 

- Ist es Schiller't Dann ist die Durchschlagskraft des 
Arguments vielleicht nocll größer! Er hat jedenfalls et
was gesagt, was ich seht• richtig finde : Es bilden sich 
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T:.ilcntc in der Stille, Chraktere aber in dem Strom der 
Zeit! - Darüber kann man streiten, und ich will das 
eigentlich nur am Rande erwähnen. 

(Abg. Dr. Kohl: Es ist noch lange nicht die 
schlechteste Form des Streites, so zu streiten! 

Es ist der Bildungsstreit!) 

- Ich finde das nicht nur wesenUich, sondern ich habe 
mfr vorhin sogar erlaubt, unter Beruf·ung auf Ihre 
Stellungnahme zu sagen, daß mir diese Diskussion un
endlich wichtiger erscheint als viele andere, die hier 
schon oft in vielen und langen Debatten geführt wor
den sind. 

Meine Damen ·Und Herren, Herr Theisen sagt mit 
Recht - und er rühmt dabei die Vater- bz.w. Mutter
schaft der CDU -, daß man ja inzwischen auf Grund 
des Hamburger Abkommens die Volksschule, diese Ge
meinschaftsschule, von der ich sprach, aufgeteilt habe 
Jn eine Grundschule und in eine Haupt·schule. Er hat 
dabei gesagt, diooe Schule sei gegenüber der Volks
schule etwas Neues. Eben da, meine Damen und Her
ren, greift unser Antr.ag ein. Wenn es wahr -ist, daß 
diese Schule Cl.was Neues ist, und wenn es wahr ist, 
wie es ebenfalls der Herr Kollege Theisen mit Recht 
gepri~·sen hat, daß diese Schule nicht nur in ihren För
dcrkl<isson den Anschluß an andere weiterführende 
Schulen bieten ::;oll, sondern wenn sie - auch dies sei 
wörtlich zitiert - selber eine weiterführende Schule 
sein solil, wenn sie dein Kindern in der Endstufe eine 
Fl'cmdsprnche vermitteln soll, wenn sie die Kinder an 
eine viel weit.e1~gehende Erkenntnis heranführen soll, 
als sie die Gemeindeschule bisher vernutteln konnte, 
dann, m<!<ine Damen und Herren, frage ich mich, warwn 
man nicht, ohne ir.gendwelche großen Aufstände ideologi
scher Art herbeizuführen, diese weiterführende Schule 
so behandeln sollte wie andere weiterführende Schulen, 
dlls heißt sie einzureihen in die Gruppe derjenigen 
Schulen, die von alters her und immer unbestr:itten eile 
Konk::;sioncn zusammengeführt haben. 

Meine Damen und Herren, warum sind die Realscllulen 
denn - in unserem südlichen Landesteil in stärkerem 
Maße <lie Gymnasien - Gemeinschafts- oder Koe<luka
lions.schulcn geworden? Doch nicht deshalb, weil die 
Begründung dieser Schulen - der Staat oder die Ge
meinden - etwa der Meinung gewesen wären, daß hier 
die Trennung der Kinder voneinander nach religiösen 
I3ck(•nntnissen weniger wichtig sei! Das kann ja nicht 
sein; denn wenn für· die Zehn- bis Vierzehnjährigen die 
getrennte konfessionelle Erziehung wichtig ist, so ist 
sie es sicherlich In stärkerem Maße für die Schüler der 
Gymnasien und Realschulen. Ich bin der Auffassung, 
daß die Begründer der Gymnasien und Realschulen 
mit sehr gulcm und realistischem Grnnd diese Schulen 
zu Gcmeinsc.'1a!ts$chulen gemad!t haben; denn für ein 
Gymnasium oder t-ine Realschule gibt es eben kein 
Einzugsgebiet, bei dem in einigermaßen vertretbarem 
Rahmm bei konfessioneller Trennung eine ordentliche 
und ihrem Ziel und Zweck entsprechende Schule noch 
begründet werden kann. 

Ich w:ili jetzt hier unterbrechen; denn es liegen ver
schiedene Anfragen vor. Bitte, Herr Präsident. 

Präsident Van Volxem: 

Der Herr Abgeordnete Dr. Skopp (SPD) möchte eine 
Zwischenfrage stellen. 

Abg. Dr. Völker: Einverstanden! 

Abg. Dr. Skopp: 

Sie haben verschiedentlich den Fachbegriff der Ko
edukation verwendet. 

(Abg. Dr. Völker~ Ich meine nicht die Kotduka
tion der Geschlechter!) 

Vielleicht erklären Sie den BegriI! einmal. 

(Abg. Dr. Völker: Bitte?) 

- Ich hätte gerne gewußt, was Sie darunter vc1·::;tehen. 

Abg. Dr. Völker: 

Koedukation heißt ins Deutsche übersetzt: eine gemein
schaftliche Erziehung. Educare heißt: erziehen; cocdu
care heißt: zusammen erziehen . 

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall. -
Abg. Dr. Skopp: Ausgezeichnet!) 

Man kann natürlich unter Koedukation auch eine ganz 
spezielle Art der Erziehung meinen, die ich aber nicht 
angesprochen habe, das Ist die gemeinsame Erziehung 
der beiden Geschlechter; davon sprach ich nicht. 

Abg. Dr. Skopp: 

Eine Zusatzfrage. Ist Ihnen bekannt, Herr Kollege 
Völker, daß man den Begriff der Koedukation aus
schließlich in der Pädagogik in diesem Sinne verwen
det? 

Abg. Dr. Völker: 

Das glaubte ich in diesem Hause nicht voraussetzen z.u 
müssen. 

(Abg. Dr. Skopp: Vielen Dank! Die Antwort 
genügt mir!) 

Das Wort ist an und für sich k lar und gar nicht zu 
verkennen. Coeducare heißt: zusammen erziehen; und 
wenn ich von einer Gemeinschaftsschule spreche, dann 
glaube ich, wird je<ler unterstellen, daß ich nicht die 
Gemeinschaft der Geschlechter meine. 

Präsident Vao Volxem: 

Herr Abgeordneter Dr. Völker, gest.atten Sie eine Zwi
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Kohl (CDU). 

Abg. Dr. Völker: 

Ja, bitte! 
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Ab~. Dr. Kohl: 

Herr Kollege Völker, Sie gingen eben in Ihren Aus
führungen davon aus, daß man die Hauptschule - Sie 
zagen in diesem Zusammenhang das Hamburger Ab
kommen her.an - gleichstellen könne mi~ . dem Gym
nasium und der Realschule als weiterführende Smu
len. Sle gingen d a•bei jeweils aus von der Gemein
schH ftl'schule. Sind Sie m it mir der Auffassung, daß 
ein Unterschied besteht zwischen der chvistlichen Ge
meinschafts„~cbule, wie sie auch aus der Sicht der FDP 
für die Hauptschule gefordert wird, und dem Gymna
si um als weiterführ:ender Schu1e, das sich aus der 
Humbuldtsch~n Tradition in Deutschland entwickelt 
ha t? 

Abi<. Dr. Völker: 

Sclbstverständl.ich .bestehen Unterschiede. Den Haupt
unten;d1 ied. den ich in erster Linie erwartet habe, ha
bt•n .Sie noch nicht einmal genannt. Der Hauptunter
sct1ied JiPgt oorin, daß auch die Hauptschule eine 
Pfücht.sdwle ist, während Gymnasium und Reel
schule - - -

<Abi;(. Dr. Koh l: Das ist vom pädagogischen Inhalt 
egal!) 

- N <-i n. nein. das ist gar nicht ega.l. Das ist schon eine 
Fral'(e, mit der ich mich noch auseinandersetzen wollte; 
denn mit. größerem Recht, als der Hinweis auf die 
Humboldtsche Vorstellung von der humanistischen und 
d<>r weit.erführenden geistigen Entwicklung der Kinder, 
k(innten S ie i;:ap;en: E.o;; ist etwas Anderes. daß im eine 
w1;-ilerführen.<le SchuLe nicht nach den Bekenn tnissen 
getrennt, .sondern gemein sam begründe, weil d'cr Be
sud1 dieser Schule der freien Entscheidung der Eltern 
unterli.e~t. 

I:;s braud1i ja niemand sein Kind auf eine Realschule zu 
schicken, während für den Besuch der Hauptschule ja 
eine Pfl icht bestehen wird, wie bisher für die Ge
mei11df'sd1ulE', die Volksschule. Dieser Einwand schien 
mü· eigentlich der gravierende ; aui den wollte ich mit 
\'.'t'n igen Worten e ingehen . 

\iVcnn die Beratungsergebnisse des Kulturpolitischen 
A1.l~~r1 1u,..sPs, !'() wie sie hier vorgetragen worden sind, 
eine neue Ära der Schulentwicklung aufzeigen - und 
irh glaube auch, daß das der Fall ist -, dann sollte diese 
Sehule - das haben alle Fraktionen bejaht - eine mehr-
7.Ügige Jahr~angsschuie sein, und sie sollte nach Mög
lichkeit auch ·Leistungsklassen haben, das heißt, es sollte 
also in dieser Sd\ule die Möglichkeit bestehen, die Be
gabung des Kindes - das ein Kind meinetwegen in den 
Naturwisi:enschaften, das andere stärker im Sprach
unwrricht - zu fördern. Wenn das aber möglich ist, 
mein~ Damen und Herren, dann ist in der Tat diese 
Schule f"me weiterführende Schule, und dann wüt·de es 
nach meinem Dafürhalten keiner weltanschaulichen 
.0.ll~<'in;inrl<'r~et.zung bedürfen, um zu sagen : Diese 
Sdrnle ist dann dem Typ der Real- oder der gymna
sialen Ausbildung näher als dem Typ der Gemeinde
;.clmlc. w ie s ie zur Zeit des Reichskonkordats bestand. 

kh mödite mich hier zunächst mit einigen Argumenten 
uu,;ein<\ndersetzen. die Sie, Herr K ollege Dr. Kohl, ge
bracht haben. denn sie waren im wesentlichen - gegen
ülwr de n Argumenten des Herrn Gaddum - sachlicher 

Art. Mit den anderen nicht sachlichen Argu menten 
werde ich mich dann später auseinanderset..:en. 

Sie sprachen davon, Herr Dr. Kohl, daß wir in unseren 
Argumenten oder Diskussionen eine Schulart verketzert 
1'i.i.tJfi)tkl~ • .will,.rmc;h l').icht. lange zu dieser Frage - -

(Abg. Dr. Kohl: Das läßt sich doch aus den 
Formulierungen nachweisen!) 

- Ste kennen, Herr Dr. Kohl, besser als ich die Ver
lautbarungen - nicht von Ihrer Fraktion natürlich, das 
ist ganz. selbstverständlich - einer Reihe von Kirchen
blättern',' Ste 'kenne'n die Ve rlautbarungen ;weh In K an
zclverkündigungen, In denen die Gemein~cha(ti;$chule -
wenn Sie es so wollen - •. verketzert" wurde. Kein 
Mem:;m hat nach meiner Überzeugung heute oder je in 
meiner I<'raklion etwa die Vor:;lellung im Publikum 
oder in diesem Hause her vorrufen wollen, d aß d ie Be
kenntnisschule eine Schule der Ketzer sei im umge
kehrten Sinne. 

Daß wir die Vorstellung haben, Herr Dr. Kohl, daß 
die christliche Gemeinschaftsschule die bessere Schul

' . .fomi sei. bel'uht au! durc!ia us sachlichen Erwägungen . 
.. i ..... „ Im darr sie noch einmal ganz kurz vortragen; sie sind 

zwar schon vorgetrngen worden, aber ich will sie noch 
einmal wiederholen. 

Wir s ind der Auffassung, daß das Ideal der Haupt
schule, wie sie sich Ihre Fraktion, wie .sie sich die SPD 
und wie wlr sie· uns vorstellen. in mehrzügigen Lei
stungsklassen nur möglich ist. wenn m~m diese Schule 
nikht nach Konfessionen trennt, weil bei einer Tren
nung nach Konfessionen entweder diese Schulen ein 
Einz.ugsgebiet haben müssen - die Konfessionsschulen-, 
das die Fahr t w dieser Pflichtschule nahezu unmöglich 
mamt, oder wir müssen zu dem Mittel greifen, tl<ts ja 
im Kulturpolitischen Aussclruß vorgeschlagen wurde, 
jeweils die Minderheit en . in die Bekenntnisschule der 
anderen Konfession e inzugliedern. Auch dazu ist ge
nügend gesagt wurden. 

kll bin der Auffassung, daß diese Lösung mit Sicher 
heit weniger den Vorstellungen der Freiheit, die so 
viel besdnvoren worden h:t, entspricht , wie die Um
wandlung dieser Schule in ('lnP Gemeinschaftsschule. 
Denn wenn ich als Gastschii l('r ein0~ ancte rE>n Bekennt
nisses in einer Bekenntnisschule unterrichtet werde, ist 
m it 1"1mnhei1. die Freiheit nicht so gesichert wle in 
einer Schule. in der ich, wenn auch in der Minderheit, 
ah t'r doch ein gleichbe rech tigt er Schüler bin. 

j. " "'" ,jj „ ,• , ' " . 

(.ii..bg'. "Or. ''Kohl : Aber, Herr Dr. Völker, Sie geben 
d0d1 damit der Minderheit das Recht, über die 

Mehrheit zu herrscht-n l Das ist doch die 
Deduktion!) 

- Ich gebe damit dem Staat das Re<.:ht, daß er &ich 
ilbetall und zu allen Zellen in der Organisation der 
wciterfühl·endcn Schule genommen hat. Kein Mensch 
in der ,ganzen Welt ha t bisher darüber geklagt, daß es 
a n den verschiedenen Orten nur Gemeinschaftsgymna
sien.„Pde.r -:,1.·e;;il!';c;h,1,1.len gibt. Natürlich haben S ie r echt , 
denn wir hal.>en uns an dieser Stelle schon einmal dar
übe1· nuscinandergesetzt: Sie haben natürlich recht, 
wenn Sie sagen: Es gibt a usgezeich nete Konfessions
schulen beider Bekenntnisse, und es gibt ausgezeich
nete Universitäten, nicht so sehr bei uns - außer den 
theologischen - als im Ausland, die von einem Bekennt-
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nis getragen und geformt sind. - Natürllch gibt es das! 
Abct' wir sind doch hier in der Bundesrepublik. 

(Abg. Dr. Kohl: Wir sind in Rheinland-Pfalz!) 

In unserem Land sind die Gymnasien, soweit sie vom 
Staut oder von der Gemeinde getragen sind, Gemein
schaCtsschulcn. Und kein Mensch wird mir jemals sa
gen können - und Sie selber haben es doch, soweit ich 
weiß, gar nicht vor -, daß das Kind, das dort genau in 
dem gleichen Alter, in dem ein anderes Kind in die 
HuuptH<:hule kommt, nun dort irgendeine Not leiden 
müßte. Notleiden können nach meinem Dafürhalten 
überhaupt nur diejenigen Kinder einer Minderheit, die 
aus räumlichen Gründen gezwungen werden, wenn sie 
nicht einen halben Tag mit dem Omnibus fahren wol
len, in die Schule des anderen Bekenntnisses zu gehen. 
Das wird in der Pfala. für die Minderheit der katho
lischen Gemeinschaft so sein; und das wird im Raume 
Trier so sein für die Minderheiten des evangelisch(':n 
Bekenntnisses. 

Ich bin also der Meinung, daß man diese Dinge nicht 
als eine Revolution oder Aufstand gegen die Freiheit 
sehen kann. Im Gegenteil, ganz im Gegenteil! Wir ver
treten natürlich - aber insbesondere aus rationellen 
Gründen - den Standpunkt, daß der Staat die Ausbil
dungsmittel zur Verfügung zu stellen hat. Er hat die 
Schulen und die Schulgebäude zusammen mit den Ge
meinden zu erstellen und die Unterrichtsmöglichkeiten 
zu geben. Dort, wo in unserem Eifel- oder Hunsrück
gcbiet die Möglichkeit zur Erstellung zweier Schulge
bäude nicht b.esteht, scheint mir die schlechtere Lösung 
die zu sein, daß man eine Schule, in die 400 Kinder 
katholischer und 50 Kinder evangelischer Konfession 
gehen müssen, als Konfessionsschule einrichtet und die 
Kinder des anderen Bekenntnisses als Gäste aufnimmt. 
Mir scheint, es ist sinnvoller und entspricht der per
sönlichen Freiheit, wenn man statt dessen diese Schule 
gestaltet als eine Scliule der Gemeinschaft dieser Kin
der und nicht als Schule eines Bekenntnisses mit Gast
recht für das andere. 

Herr Gaddum hat einen Gedanken aufgegriffen, den 
wir ja oft vertreten haben. Wir sind mit ihm der Mei
nung, daß die Befragung des Volkes in vielen Fällen 
nützlich ist. Sie können sich erinnern, daß wir an die
ser Stelle einmal debattiert haben über die Frage, ob 
es zweckmäßig ist, daß die Obel'bürgermeister und 
Lan~räte unmitte1bar oder mittelbar gewählt werden. 
Wie damals sind wir auch hier der Meinung, daß, wenn 
die Möglichkeit dazu bestünde, man in einem Volksbe
gehren und Volksentscheid die Bevölkerung des Landes 
Rheinland-Pfalz darüiber entscheiden lassen sollte, 
welche Schulform ihr genehm erscheint. Aber, Herr 
Kollege Gaddum, Sie wissen so ,gut wie ich, daß diese 
Möglichkeit nicht gegeben ist. 

(Abg. Gaddum: Wir tun's ja doch; nach unserem 
und nach dem Vorschlag der SPD ist do<'l:l. diese 
Befragung gerade vorgesehen, wenn auch in den 
einzelnen Schulbezirken. Das wird doch da er-

reicht!) 

- Nachdem ja der Artikel 29 in einer Volksabstimmung 
geschaffen worden ist, nicht in einzelnen Schulbezirken, 
sondern insgesamt im Lande, sollte man - und so habe 
ich Sie sicherlich richtig verstanden - auch jetzt diese 
Frage der Gesamtbevö!kerung zur· Abstimmung stellen. 
Ich bin hundertprozentig Ihrer Meinung; es wäre 
wirklich diese Frage des Schweißes der Edlen wert. 

Aber die Verfassung läßt es doch nicht zu. Deshalb, 
glaube ich, können wir diese Frage beiseite stellen; die 
ist einfach nicht realisierbar, wenn man nicht eine 
weitere Verfassungsänderung durchführen will, die 
aber im Rahmen des Grundgesetzes, 

(Zuruf von der SPD. - Abg. Dr. Skopp: Wenn Sie 
das wollen!) 

- im Rahmen des Grundgesetzes - das wissen Sie doch 
auch, Herr Dr. Skopp - sich gar nicht realisieren läßt. 
Dieses Recht steht den Ländern nicht zu. 

(Abg. Dr. Slwpp: Wenn Sie das wollen, können 
Sie das machen!) 

- Wir werden es prüfen, Herr Dr. Skopp. Vielleicht 
können wir uns dari.iber noch einmal unterhalten. 

Meine Damen und Herren! Ich muß jetzt zu einigen 
Ausführungen des Kollegen Thorwirth Stellung neh
men, die mich befremdet haben. Herr Thorwirth, Sie 
~agen, daß es Ihnen wichtiger erschiene, die Lehr- und 
die Lernmittelfreiheit zu praktizieren und hiE:!r zu be
handeln als die heute anstehende Frage der Gemein
schaftsschule. Ich muß Ihnen gestehen, daß ich ent
täuscht bin. Sicherlich ist die Frage der Lehr- und 
Lernmittelfreiheit von großer Bedeutung. Aber daß 
sie die gleiche Bedeutung haben sollte wie die jetzt 
hier abgehandelte Frage der Bekenntnisschule oder der 
Gemeinschaftsschule oder der Hauptschule in ihrer 
Feststellung, das scheint mir doch nicht richtig zu sein. 

Sie sagen weiter, der Stil sei problematisch - hier 
komme ich gleich zu den Äußerungen des Kollegen 
Schmidt -, und die FDP habe hier aus Gründen der 
Wahlpropaganda aus der linken oder rechten Tasche -
so sagten Sie, und ich zitiere jetzt glcichzdtig den Kol
lagen Schmidt, „wie Zieten aus dem Busch" - eine 
neue Vorlage gemacht, um, so klang es heraus, die 
Verabschiedung dieses Schulgesetzes noch hinauszuzö
gern. Meine Damen und Herren! Wenn Sie nicht die 
Argumentation dieses Hauses übel·haupt abwerten wol
len, dann läßt allein die heutige, so sorgfältige Diskus
sion ein Abdrängen dieses wichtigen Fragenkomplexes 
unter dem Motto der Wahlpropaganda wohl nicht zu. 

Wenn wir aus Gründen der Wahlpropaganda diese in 
der ganzen Bevölkerung doch sicherlich mit Inte'ressc 
verfolgte Erörterung hier in diesem Hause angezettelt 
haben sollen, wenn wir nur die Wahlpropaganda zum 
Anlaß eines solchen Antrages gemacht hätten, wie steht 
es dann mit Ihren eigenen Anträgen? Ich bin der Mei
nung, daß Sie ehrlich Ihre Anträge gestellt haben und 
nicht nur, um einem Antrag der FDP nun in irgend
einer Weise Paroli zu bieten, also aus Wahlgründen. 
\Venn Sie selber das ehrlich wollen, was Sie in Ihren 
verfassungsändernden Anträgen vorgeschlagen habt!n, 
dann, meine Damen und Herren, können Sie doch nicht 
den anderen, der mit gukr Begründung etwas Ähn
liches, wenn auch Abweichendes will, bezichtigen, er 
habe aus Gri.inden der Wahlpropaganda so gehandelt, 
Sie selber aber nur aus den edelsten Motiven. 

(Beifall bei der FDP. - Abg. Dr. Kohl: Herr Kol
lege Dr. Völker, Sie haben eben die Behauptung 
aufgestellt: Etwas Ähnliches, aber aus anderen 
Motiven. Würden Sie mir bitte einmal interpre
tieren, welche Ähnlichkeit sich zwischen dem An-

trag der CDU und der FDP ergibt?) 
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- Dns sage ich Ihnen sofort und ganz genau. Sie v.'Ollen 
rrn1. der T>nrchfiihrung dt:>r Abstimmung der Eltern - kh 
~Laube, insoweit deckt sich Ihr Antrag mit dem der 
SPD - vnr der Begründun.~ de-r ja von uns allen im 
Zuge des neuen Schulgesetzes geforderten Hauptschule 
fr-;t,;tf'llPn, wie diese Hauptsehule aussehen soll. Das ist 
rlnl'h ({Pr Zwf'ck und Grund fhres Antrages. Sie wollen 
wi~~<'n. wn die Millionen. diP wir aus Landesmitteln 
und GemeindPmi1.teln freimachen müssen, am nütz
lichsten angeRet.?J werden. Sie wollen wissen, ob die 
Hauptschule, die nach dem Schulorg;misationsplan zum 
HPispiel nach X-Dorf kommt, eine christliche Gemein
;:chll.ft.,sc:hule, eine katholische Schule oder evangelische 
Schille wird oder ob zwl"i oder drei Schulen nebenein
ander bestdien. Das wollen Sie doch feststellen. 

1 Abg. Dr. Kohl: Sie wissen doch so gut wie ich, 
daß sich ctas in der Praxis übP.rhaupt nicht reali

sier<>n HWt. das zuletzt Gesagte!) 

- Dann brauchen Sie auch keinen solchen Antrag zu 
stellen. 

(Ab~. Dr. Kohl: Wir wollen das nicht wissen, wir 
wollen hahf'n. <laß die Eltern entscheiden. Wir 
\•:oll<'n da::; nicht wissen im Sinne Ihrer Ausfüh
rungen. ~ondern wir· wollen. daß von den Eltern 

ent~<;>hieden wird!) 

- VvflllPn Sif' denn ernsth~ft rlrei Schufääuser bauen 
und dann die Eltern fragen'! 

(Abg, Dr. Kohl: Aber Enl~chuldigung, Herr Kol
lege Dr. Völ'k'r!r, <iavon kann doch gar keine Rede 
sein. Nach df'm Antrag, wie wir ihn vorgelegt 
hi.iben - wenn ich jetzt einmal unterstelle, nach 
den Außerungen der SPD ist im Prinzip dort das 
gleichf' gemeint -, sollen die Eltern entscheiden, 
wie die Hauptschule nach der Schulart sein soll. 
Das ist nicht primär eine Frage der Einsetzung 
Yon F'inam:en und nicht primär eine Frage des 
Sl'hulstandorts, sondern das ist eine Frage der 
Svhulnrg;miRationsbehörde und entscheidend eine 
Frage , wie die Schulart ist. Das i:>t doch der Un-

1erschied !) 

- HE'rr Ko.lleg.e, verv.elh en Si.e, ich bin son:;t nichi be
griff~stu17.ig. aber wo liegt <li>nn der Unterschied? Sie 
wollen im Wege der Verfassungsänderung eine Mög
lichkeit schaffen. die Eltern in geheimer Abstimmung 
w be(rn.gen. ub s ie in X-Dorf oder •in Y-Dor! eine Ge
me-in;;clrnftssC'hul1> oder eine Bekenntnisschule haben 
wollen. Danach woll~ Sie doch fragen! Oder nicht? 

CAbg. Dr. Kohl: Ich komme noch darauf zu spre
chen, aber diese Interpretation kann idl. nicht 

akzep t.i e~n !) 

- Gut. so wird es auch de facto der Fall sein. Man muß 
dod1 , wenn man Hunderte von Millionen DM investie
t'Pn will, wis-:en, ob man sie zu investieren hat in !l;\"lei 

oder dre1 Schulgebäuden_ Man muß doch die Schul
bezirke - das ist die Voraussetzung für die Abstimmung -
so schneiden, dftß nach unseren Vor~tellungen diese 
Hauptsdn1le mchrzügig sein kann und in Jahrgangs
klassen gegliedert ist. 

Wenn ic:h alle d iese Fragen zusammennehme, dann 
sdtt•inl rnil' doch kein Zweifel daran ~u besteh.en, daß 
Sie mit. !ihrem verfassungsändernden Antirag etwas 
gam: Rationelles, e tw.as durchaus Vernünftiges wollen, 
näm lich feio;tste!len, was tatsächlich an dieser Stelle 

I· 

gebaut whlCI, Nur wir wollen - so glauben wir - es 
noch vernünftig:er machen; deonn wir möchten das. was 
Sie jetzt erst in die Zukunft verweisen und von einer 
Abstimmung abhängig machen, so wie es früher war 
wid heute noch ist bei den Gymnasi<:!n und Realschulen, 
auch hei den Hauptsehulen haben. \Vir möchten sagen, 
der Staat kann für den Bezirk X nur ein Schulg~bäude 
in der und der Größe zur Verfügung stellen, und zwar 
mit den dazu gehö1'tmden Anlagen im Werte von zehn 
oder zwölf Millionen DM. Dieses Schulhaus kommt 
nach X-Dorf. Da-s isi das Organi!!ations!'<.'cht des Staa
tes, über das der Kollege Martenst.ein snrach. 

Meine Damen und Herren! Die Eltern haben doch nach 
der heutigen Verfassung nicht die Möglichkeit, z.u sa
gen, wo sie ihre Schule hin h<ihPn wollen. Sie haben 
auch nicht da·s Recht, zu sagen, in we!che-m Bezirk ihr 
Kind eingeschult \verden soll. Wenn heute ein Elternteil 
in einem Dorfe, das an der Grenze eines Schulbezirks 
liegt, sein Kind in die Schulf' df'~ N~chh::i1·ort~ schik
ken wollte, so würde das durchaus mit ReC'ht aus or
ganUiatoPischen Gründen z.urückgewiesen werden. In 
Koblenz ist <lR~ alle TAg•f' der Fall. Das Recht der El
ter-n also, zu bt-stitrnn.m, ü1 well:he Schule das Kind 
g~hen soll, ist sehr eng l>e~chr~nkt auf das Rec.11t zur 
Bestimmung der Schulart. 

Meia.e Damen ·Und Herren! Es bleibt mir ein Letztes, 
aber ich mu.Ll das sagen, nämlich das am wenigsten 
Angenehme. Diese sachlichen Erörterungen und Aus
einandersetzungen sind eminent wichtig. Über diese 
Dinge kann man sprechen und man kann versch1eden-er 
Mein1mg ~in, .aber man kann das alles tun ohne Emo
tionen, -A.°P& rueht ohne Emotion kann man das hin
nehmen, w;i.s s.kh der Herr Kollege Schmidt hier ge
leiskt hat. 

'' .. „„,. "· ., ~U'tlh'ä'tt~i· Widerspruch 1bei der SPD.) 

Herr Kollege Sc:hmidl! Ihre emotionellen Äußerungen 
kann man nicht hinnehmen, ohne mit gleicher Emotion 
zu erwidern. Herr Kollege Sdm1irlt. SiP waren Ps, der 
hier vor noch nicht acht Wochen in l:'ilH'l' Ausein;.in1ier
setzung erklärte: Wir wi'irPn hereit gt"Wesen, mit der 
FDP die Zusammenlegun~ der Koblenzer un<'l der Neu
wieder Pädago.;(ischen Ho<'hschule durchzw.:·t'tzt"n. Und 
Sill .waren -e8, der dann von einem E iertanz sprad1. als 
wir auf getroffene Abreden mit unserem Koalitioni;
parlner, der CDU, verwiesen. 

Was Sie heute hier gemacht haben, Herr Schmidt, i.st 
ein Eiertanz mit Handstand und doppelt-em Salto mor
tale. 

(51.Hrker WidPrspruch bei der SPU.J 

Das ist eine artistische Glanzleistung. d ie ich nur neid
voll, obwohl ich von Ihrem Alter nicht. weit entfernt 
bin, betrachwn kann. Dfl ~ war der F.iert<-1nz mit Hand
stand und doppeltem Salto mortale. 

(Anhaltender Widerspruch bei der SPD.) 

Denn Sie sagten, Herr Schmidt - ich h abe mir das sehr 
sorgfältig notiert und dar! hier wörtlich zitieren-, man 
müsse bei politischen Entscheidungen mit beiden Bei
nen a'llf der Er.de bleiben.. Verfassungsänderungen hin
~en von der CDU ab; wir mi.ilJten uns d1>r W<"itE"rent
wicklung <auf breiter Basis anschlleUen, die Sache des 
einen Koalitionspartners sei es gewe~en, mit dem an
deren gemeinsam die Dinge zu bernlen, bevor i1·gend
ein S<>nderritt - Zlelihen aus dem Busch - erfolgte. Es 
sei besser. :::o ,;agte Herr Schmidt mit erhuben~m Zeige-
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finger, das Errungene zu erhalten, als Neuem nachzu
streben. 

(Abg. Schmidt: Ich habe gesagt: Das Erreichte 
zu sichern!) 

- Ja, de1s Erreicht.e zu sichern und nicht Neuem nach
zustreben. kh will mich darüber nicht auslassen, daß 
eigentlich ein klein wenig von dem revolutionären 
Gcist Ihrer Vorfahren erwünscht wäre. 

(Lebhafter Widet'spruch bei der SPD.) 

Das geht mich n ichts an, so wenig, wie Sie es angeht, 
ob wir unseren Koalitionspartner umarmen. Wir haben 
in diesem Hause - deshalb haben Sie uns so oft be
schimpft - hundertmal nachgewiesen, daß wir nicht ·in 
den Armen dieser CDU ersticken, obwohl sie wesent
lich größer ist als wir, sondern daß wir Wlsere Denk
freiheit und die Freiheit unserer Meinungsäußerung in 
vollem Um!ange erhalten haben. Aber was soll man 
davon halten, wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der SPD, sich - ich möchte das •hier ganz vorbehaltlos 
-sagen - als die weit besseren Christlichen Demokraten 
uusge.ben als es die CDU in ihren heutigen Darstellun
gen ist? Meine Damen und Herren! Man kann nicht in 
einem Atemzuge sagen, daß man die Gemeinschafts
schule als die .bessere Schule an.sieht, daß man diese 
Gcmci.nschafts.sctrnle anstrebt, und zwar auf örtlicher 
Ebene mit unterschiedlichen Erfolgen und dann gleich
zeitig sagen: Ja, aber dLese Gemeinschaftsschule ist 
eine Gefahr für die Freiheit! 

(Woit.ere Unruhe und Widerspruch bei der SPD. -
Abg. Völker: Wer hat denn das gesagt? 

Die Fr.eiheit ist - das wurde richtig gesagt - unteilbar. 
w,enn ich den Eltern das Recht zubillige, ein Kind auf 
eine Schule weiterfühn.mider Art - Gymnasium oder 
Realschule - zu schicken, dann muß es selbstverständ
lich auch die Mögllchkeit geben, daß diese selben El
tern in diese ebenso bereitgestellten Schulen nun ihre 
Kinder schicken odc1· n icht schicken wollen. 

Es war - noch einmal Herr Schmidt - eine Glanzlei
stung, die nur eines vennissen ließ, nämlich die Be
gründung Ihres eigenen Antrages. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dazu habe ich kein Wort gehört. Ich darf das als ein 
Kompliment gcgenUbcr Herrn Storch ansehen. Er hat 
unsere sehr sorgfältig überlegten und von der gesam
ten Fi·aktion getragenen Auffassungen offenkundig so 
übci·.wugend vorgct1·agen, daß Sie keine andere Mög
lichkeit mehr gesehen haben, als in einer absolut un
sachlichen Weise diese Dinge polemisch niederzuringen. 

(Beifall b ei der FDP.) 

Pl"äsldenl. Van Volxcm: 

Meine Damen und Herren! Bevor ·ich dem nächsten 
Redner das Wort gebe, möchte ich die Quiz-Frage 
bezüglich des Klassiker-Zitates entscheiden. Es stammt 
von Goethe a us „Tasso". 

(Heite1·keit und Beifall im Hause. - Abg. Mun
zinger: Hoffentlich hat das der Herr Kultusmi.ni

ster festge.stelltl) 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministel"präsident Dr. h. c. Altmcier: 

Herr Präsident ! Meine Damen und Herren! I<:h möchte 
in diesem Augenblick in die Debatte nur insoweit ein
greifen, als heute morgen und soeben von dem Herrn 
Kollegen Dr. Völker das Abkommen zwl.schen den Län
dern der Bundesrepublik auf dem Gebiet des Schul
wesens - das Hambul'ger Abkommen - vom 28. Okto
ber 1964 zitiert worden ist, und zwar als Begründung 
für den verfassungsändernden Antrag der FDP. Es 
liegt mir daran, meine Herren von der FDP, festzustel
len, daß Sie hier immer wieder etwas in das Hambur
ger Abkommen hineingeheimnissen, was wirklich nicht 
darinsteht. In den Verhandlungen, die zu diesem Ab
kommen geführt haben - das heißt zu der Änderung 
des Düsseldorfer Abkommens aus dem Jahre 1954 - war 
von den Dingen, die Sie hier ansprechen. keine Rede. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zuvor noch fol
gendes sagen. Ich habe dieses Abkommen unterschrie
ben. Glauben Sie mir - jeder der mich kennt, versteht 
das sofort -: Niemals hätte ich ein Abkommen unter
schrieben, das in irgendeiner Weise das in unserer Ver
fassung garantierte Elternrecht angeta.stet hätte. Lieber 
hätte ich auf die Unterschrift verzichtet, auch wenn da
durch unter den elf Ländern der Bundesrepublik keine 
Vereinbarung zustandegekommen wäre. 

Sie, meine Herren von der FDP, sprechen unter Bezug
nahme auf das Hamburger Abkommen immer wieder 
von der Grundschule, auf die Hauptschule, Realschule 
und Gymnasium aufbauen. Ihr Antrag bedeutet aber -
das haben Sie in Ihren Ausführungen zugegeben - eine 
völlige Verneinung des Elternrechtes für die Haupt
schule. Das Elternrecht ist fül' jeden V:iter und jede 
Mutter ohne weiteres gewahrt, wenn sie zum Beispiel 
nnch den Jahren der Grundschule für ihr Kind die Ent
scheidung treffen: Wir schicken unseren Sohn Peter 
oder unsere Tochtet· Elisabeth in die Realschule oder 
au! das Gymnasium. Das Elternrecht bestünde nach 
dem FDP-Antrag aber nicht mehr für die Eltern der 
Schüler, die in der Volksschule bleiben, das heißt das 
5. bb 9. Schuljahr als Volksschuljahr absolvieren. 

Insofern haben die Redner der Fraktionen der CDU 
und SPD heute morgen mit Recht behauptet, daß durch 
den Abänderungsantrag der FDP zu Lasten der Eltern 
eine Entscheidung herbeigeführt würde, die einzig und 
allein dem Staate das R echt gilbe, für alle Kinder, die 
die Hauptschule besuchen, zu sagen: Du hast die 
Hauptschule sowieso zu besuchen, eine Elter nent schei
dung gibt es dabei nicht. 

Ich will keine Vergleiche mit der Vergangenheit anfüh
ren. Sie denken sicher in anderen Auffassungen als die 
Machthaber von 1933i45. Aber wer umgekehrt die Will
kür des Dritten Reiches gcl·ade auf diesem Gebiete er
lebt hat - ich darf für mich in Anspruch nehmen, sie 
als Vater wirklich erlebt zu haben - , der wird sich dar
an erinnern, v..ie man Spruchbänder über die Straßen 
gespannt hatte, worauf e:; hieß: Das Recht der Jugend
erziehung hat allein der Staat! und e r wird verstehen. 
weshalb wir so leidenschaftlich darüber wachen, daß 
eine solche Allmacht des Staates nicht noch einmal 
zum Tragen kommt, sondern daß alle Zeit das Eltern
recht ungekürzt im Sinne unserer Verfassung erhullen 
bleibt. Deshalb haben wir 1947 in dem genauen Wis
sen dessen, was wir soeben hinter uns gebracht hatten, 
in unserer Verfassung, fußend aur dem Elternrecht, 
die Gleichberechtigung der beiden Schularten betont 
und diese in die Entscheidung der Eltern gestellt. Des
halb hatten die Eltern in unseren verschiedenen Lan-
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d~teilen das Rechl, z.u verlangen, zu verteidigen, be
stehen zu lassen oder zu ändern, was ihnm Wünschen 
enlsprach. 

Nun aber 7.U dem Hamburger Abkommen. Dieses Ab
kommen trägt bekanntlich die Überschrift· N~ufassung 
d0s Abk{'mmeni:; zwischen den Ländern der Bundes-. 
republik zur Vereinheillichung auf dem Gebiete des 
Schulwel'ens. Es sind in diesem Abkommen keine neuen 
Sd1ul!ormcn gescha!fen worden. Man hat ihnen auch 
keine m•uen Inhalte gegeben, sondern man hat ver
einheitlicht. Denken Sie bitte an die jahrelangen De
batten in der Bundesrepublik mit den Umzugsschwie
rigkeiten und alledem, was sich daraus an Kritik er
gt:ben hat, weii es hier so und dor t anders wa'r. Bei 
die~er Vereinheitlichung ha t ~ich herausgestellt, daß in 
verschiedenen Ländern von Unterstufen oder Grund
stufen. von Grundschulen oder von Hauptschulen ge
sprcch~n wurde, während man in den meisten anderen 
Liindern schlicht und einfach von der Volksschule -
l. bis 9. Schuljahr zusammengefaßt - spricht. 

E~ ging also bei der Neufassung des Länderabkom
mens darum, eine einheitliche Bezeiclmung - bitte den:. 
ken Sie an die Vereinheitlichung - festzulegen. Deshalb 
hat man im Abschnitl II unter der Oberschrift „Ein
heitliche Bezeichnung im Schulwesen" in § 4 Satz 1 
gesagt: ~Die .fü1· alle Schüler gemeinsame Unterstufe" -
gemeint war die Unterstufe der Volksschule - „trägt 
d ie Be7.eichnung Grundschule." Satz 2: „Die auf der 
Grundschule aufbauenden Schulen tragen die B~ich
nungcn Hauptschule, Realschule oder Gymnasium." 

8at7. a behandelt das Problem der in einigen Ländern 
verschi~·denen Bezeichnungen. Außer uns machten noch 
;'.•.vci ode r drei andere Lände r geltend, daß sie bei einer 
solcl11m BezeiC'hnung ihre Verfassung oder ihre Gesetze 
ände rn müßten, da in der Verfassung bz.w. in den Ge
setzen lediglich von der „Volksschule" gesprochC'n 
werde. Man hat daher beschlossen, dies so zu verdeut
lichen, damit die Verfassung bzw. die Gesetze nkht 
geändert zu werden brauchten. Aus diesem Grunde 
wurde in einem nP11en Sat7. 3 festgelegt: „Grundschule 
und Hauptsch·ule ltönnen die Bezeichnungen, Volksschule' 
tragen." Dies wurde also durch das Hamburger Abkom
men ausdrücklich klargestellt. Es besli::ht daher, meine 
Herren von der FDP, weder die Notwendigkeit nocl1 
irgendein Anlaß oder irgendeine Berechtigung, sich auf 
das Hamburger Abkommen zu ber ufen, um Gemein
scha ft.sschulen für die Klassen 5 bis 9 unter !\.usschluß 
des Elternrechts zu verlangen. 

kh glaube, es war notwendig, vom Hamburger Abkom
men her diese Klarstellung noch einmal ausdrücklich 
u u s7.usprC'ch en . 

(Beifall der CDU.) 

Präsident '\ian Volxem: 

Dai: Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (SPD). 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchtE: 
trotz allem versuchen, in aller Ruhe einige Betrach
tungen <1nzustellen, obwohl es mir der Herr Kollege Dr. 
Völker sicherlich nicht ganz leicht gemacht hat. Ich 
darf drei Dinge feststellen: 

l. Die FDP hat die Feststellung, daß sie mit ihrem 
ü~er;-~tjleµ9-~~. .f.ntrag eine bestimmte Wahlkampf
situation schallen wollte, heute nicht aus de m Weg zu 
räumen vermocht. 

(Zurufe: Sehr gut! und vereinzelter Beifall 
bei der SPD.) 

2. Die FDP hat die Frage nach der Toleranz auch für 
diejenigen, die in der kulturpolitischen Grundsatzfra ge, 
um die es heute gehl, anders denken als sie, nicht zu 
beantworten vermocht. 

3. Die FDP hat in ihren heutigen Ausführungen nicht 
im geringsten den Versuch gemacht, zu klären, ob sie 
sich bei ihrem Vorgehen überhaup i eine echt e Chance 
hätte errechnen könne n, um den Vorwurf der Wahl
taktik z.u entkräften. 

(Zurufe von der SPD: Sehr gut! - Abg. Dr. Storch: 
Haben Sie meine Ausführttngen n icht gehört?) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sif" m ich zunächst 
etwas aus dem persönlichen Be rekh bemerken. Ich habe 
hn Jahre 1950 in einer harten kult urpolitische n Ausein
andersetzung, in der es um die Frage der Gleichstellung 
der christlichen Simultanschu le ging, im damaligen 
Koblenzer Landtag festgestellt, ich selber schätze die 
Simultanschule si:hon deshalb, weil ich m it einer Reihe 
anderer Abgeordneter das Glück. hatte, in ei.ner Simul
tanschule groß geworden zu sein . Von Hause aus schon 
würde ich, wenn ich gefragt würde, welche Schulart ich 
7.U '\o'll'ählen gedenke, auch heute noch die christliche Si
multanschule w~h1Pn . 

Nun etwas aus meinem Erlebnisb,;,rekh, Herr Kollege 
Dr. Völker. Es sei zugegeben, daß ich in me inen jungen 
Jahren die Frage der Toleranz we niger sta r k als in den 
letzten Jahren gesehen habe. 

(Abg. Westenbergcr: Das ist das Vorrecht der 
Jugend! - Abg. Dr. Skopp: Sehr richt ig !) 

- Z1,1gegc1.>,.,u! J\usgangspunkt dieser Umorien tierung 
meiner inneren Haltung war ein Erlebnis im Jahre 1941. 
Ich wai.- damals vorübergehend zu Hause und ging von 
meiner Berufstätigkeit nachts um 10 Uhr auf mein 
Heimatdor:f zu. Da hörte ich in dieser finsteren Nacht 
einen einsamen Mann das protestantische Lied singen: 
Ein feste Burg ist unser Gott. - Ich ging auf den Mann 
zu und nahm ihn mit in meine Wohnung. Es war der 
evangelische Pfarrer, der sich zur Bekennenden Kirche 
zählte, was damals n icht ungefähdich war. Dieser Pfat·
rer ist später im Konzentrationslager Dachau umge-
.~~~ .. „ .. ... „; 
Ich ba~, nachdem diesei; Mann meine Wohnung ver
lassen hatte, meiner Frau gesagt: Vor einer so h ohen 
überzeugung, die so sittlich tief begründet ist, kann 
man doch nur Respcld haben . - Diesen gleichen Re
spekt habe ich vor all denen gewonnen, die im Dritten 
Reich um ihrer Überzeugung willen den Opfergang ge
gangen sind. 

(Zurufe von der SPD: Sehr richtig! - Beifall der 
SPD und vereinzelt bei der CDU.) 

Ich weiß nicht, Herr Dr. Völker , ob Sie in der gleiche n 
Zelt auch Gelegenheit genomme n haben oder nehme n 
konnten, solche Überzeugungen kennen7.ulernPn. 

(Zurufe von ·der SPD: Sehr gut! Sehr richtig! -
Abg. Dr. Skopp : Das war jelzt eine Frage, die 
z.u beantworten ist! - Abg. Dr. Völker: Ich bin 

in den Jahren So1dat gewesen!) 



60. Sitzung, 12. Juli 1966 2137 

(Schmidt) 

Meine Damen und Herren! Wenn es hier schon hart 
hergeht, dann muß man auch einiges ganz hart klar
stellen. Wir Sozialdemokraten haben uns zu Ende des 
Krieges mit Achtung und Respekt auch vor den Ver
tretern der Katholischen Kirche verneigt, die - wie der 
von mir genannte evangelische Pfarrer - um ihrer 
Überzeugung willen den Opferweg gegangen sind. Und 
es waren nicht wenige! Das heißt also, Überzeugung 
verdient Anerkennung und Respekt - auch vom Gesetz
gl!ber. Seit dieser Zeit eigentlich bin ich erst den inne
ren Weg zu jener umfassenden Bejahung der Toleranz 
gegangen, für die ich mich - und ich berufe mich auf 
das Zeugnis meiner Freunde - seit Jahren auch in der 
Sozialdemokratischen Partei eingesetzt habe. 

Die Sozialdemokratische Partei dieses Hauses, insbe
sondere der von mir vertretene Bezirk, ist lange Jahre 
vor Godesberg in ihren Vorstellungen den Weg nach 
Godesberg gegangen, weil wir am längsten mit der 
Frage der Überzeugungskraft, der Überzeugungstreue 
und damit auch des Respektes vor der Überzeugung 
anderer in Berührung standen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zugegeben, daß Sie, aus Ostpreußen kommend, 

<Abg. Dr. Skopp : Der Herr kommt aus Pommern, 
damit keine Verwechslungen vorkommen; da lege 

ich Wert drauf!) 

mit diesen Fragen nicht so -konfrontiert wurden, wie 
wir hier seit Ja;hren ununterbrochen konfrontiert wer
den. 

Herr Kollege Dr. Völker! Wenn wir Sozialdemokraten 
in der heutigen Abstimmung ein klares Nein zu Ihrem 
Antrag sagen, dann deshalb, weil wir erstens die Me
thode, die Sie anwenden, nicht billigen, und zweitens 
der ehrlichen inneren Überzeugung sind, daß, wenn wir 
die Frniheit der Meinungsbildung für - wie wir mei
nen - den fortschrittlichen simultanen Schulbereich 
wollen und anstreben, dLese Freiheit nicht von einem 
.harten Diktat gegenüber denjenigen, die anderer Auf
fassung sind, begleitet werden darf. 

(Starker Beifall der SPD.) 

Es ist nicht Taktik, es ist Überzeugung, aus der wir 
handeln. Wir sind und bleiben der Meinung, daß der 
von uns hier seit Jahren angestrebte Weg der richtigere 
ist, und wir glauben, daß am Ende die Entwicklung 
uns recht geben wird. 

Sie haben vorhin durch Herrn Kollegen Martenstein 
die Frage gestellt, ob denn nicht auch unser Antrag eine 
Verzögerung der Verabschiedung bedingt hätte. Der 
Herr Kollege von der CDU hat diese Frage bereits be
antwortet. kh glaube, innerhalb des Kulturpolitischen 
Ausschusses war man sich schon klar darüber, daß ge
wisse Verfassungsänderungen am Ende der Schulge
seti.bcrutung stehen würden, und zwar jene Änderun
gen, die wir beantragt hciben. Aber nachdem in der 
Grundfrage 2lWischen den •beiden großen Parteien be
züglich der Unterstützung und des Ausbaues des El
ternrechts übereinsti~ung bestand, hätte sicherlich 
die Verabschiedung dieser Änderung auch mit der Be
ratung des Volksschulgesetzes erfolgen können, ohne 
daß es irgendwelche Verzögerungen bedingt hätte. 

(Abg. Völker: Sehr gut!) 

Sie dürfen überzeugt sein: Auch daran haben wir ge
dacht. 

----- -·-- ---- -·· 

Mir hat heute mittag ein Kollege gesagt, ich hätte heute 
morgen erstmalig hier eine Sache für die CDU wahr
genommen ohne Auftrag. Ich habe darüber einmal still 
gelächelt. Meine Damen und Herren! Weil der Herr 
Kollege Dr. Völker mich so hart angesprochen hat, auch 
dazu ein persönliches Wort: Das war mir !remd, ist 
mir fremd und wird mir in meinem politi!?chen Wir
ken fremd bleiben. Ich glaube, Herr Dr. Völker, wer 
in fremdem Auftrag eine Sache wahrnimmt, <>hne in
nerlich an ihr beteiligt zu sein, kann nicht so frei fech
ten, wie ich das heute morgen in dieser Frage hier 
versucht habe. 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD.) 

Wahrnehmung eines fremden Auftrages, ohne mit Über
zeugung dabeizusein, setzt voraus, daß man keine 
innere Bindung zu der Sache hat; und wo in der Poli
tik die innere Bindung fehlt , ist das freie Wort ein 
armes Wort. Ich glaube, annehmen zu dürfen, daß Sie 
aus meiner Stellungnahme von heute morgen solches 
nicht ableiten konnten. 

Noch einmal gesagt: Wir Sozialdemokraten t reffe n un
sere Entscheidung in dem Wissen, daß wir die mög
lichen Fortschritte, die sich auf kulturpolitischem und 
schulischem Gebiet in Rheinland-Pfalz anbiPten, för
dern und entwickeln helfen. Es ist uns ein echtes An
liegen, immer mehr aus jener Situation herauszukom
men, wie sie sich geistig, möchte ich einmal sagen, zu
nächst 1947 bei den damaligen Auseinandersetzungen 
abzeichnete. Wir als Sozialdemokraten wollen nich t ein 
neues Recht setzen, das von vielen Teilen unserer Be
völkerung als ein Unrecht empfunden werden muß, 
sondern wir wollen das neue Recht setzen, das allen 
Teilen unserer Bevölkerung Entwicklung nach der frei
heitlichen Gestaltung des Schulwesens hin einräumt. 

Und nun können Sie mir sagen, was Sie daran politisch 
für falsch halten. 

. Wir sind der Meinung, daß auch in der Demokratie der 
Gesetzgeber verpflichtet ist, den vielsei tigen Strömun
gen, die in seinem Wirkungsraume tätig sind, Rechnung 
zu tragen, sie zu spüren und den Versuch zu machen, 
aus diesen vielseitigen Strömungen heraus eine Syn
these abzuleiten, die der Bevölkerung die demokra
tische Staatsordnung als die bessere erscheinen läßt. 
Dazu gehören alle, alle in unserem Lande, auch die
jenigen, die der Meinung sind, sie müßten in ihrem 
Bekenntnisbereich noch die Bekenntnisschule verteidi
gen. 

Wir wollen hier im Interesse der Demokratie eine 
Entscheidung treffen, die wir als sittlich reif und ver
tre tbar bP.Onden, und w ir glauben, daß unsere Bevölke
rung in dieser Frage auch die Reife finden wird, mit 
uns den gemeinsamen Weg zum Frieden zu gehen, den 
wir in unserer Bevölkerung auch brauchen. Meine Her
ren von der FDP! Vor dem deutschen Volk stehen an
dere Sorgen als neue kulturpolitische Kämpfe, neue 
Auseinandersetzungen in der Form, wie sie ansonsten 
in diesem Lande anzuheben drohen. Wir werden in 
den nächsten Monaten, so meine ich, über den kul
turpolitischen Bereich hinaus genug Sorgen haben, wo 
wir das Vertrauen und die gemeinsame Unterstützung 
aller Bevölkerungsteile benötigen. Wir wehr~n uns ge
gen neue Klüfte, nachdem wir dabei sind, vor.handene 
Klüfte zu überbrücken! 

(Bravo! und anhaltender starker Beifall der SPD.} 
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Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Völker (FDP). 

(Abg. Dr. Völker: Ich möchte zunächst Herrn 
\'ll<11lauer den Vortritt lassen!) 

Das Wort haL Herr Abgeordneter Wallauer (FDP). 

!Vereinzelte Heiterkeit. - Ab~. Dr. Skopp: 
Besser so!) 

Abg. Wallaucr: 

IIe1·r Präsident! Meine Damen und Herren·! Der Herr 
Kollege Schmidt hat soeben von einem Gespräch be
ricfl1 t>1 , cfas heute morgen mit ihm geführt worden sei 
und in dem ihm - er hat nicht ganz zutreffend zitiert, 
abr.r er hat es ridltig gemeint - gesagt worden sei, er 
ll1•Lt~ den Auftrag eines anderen. in diesem Falle der 
CDU, aus~efi.ihrt. 

kh hiüti> folgende Bemerkung zu ihm gemacht: Ich 
hii.lLe immer sehr viel Respekt vor ihm als Redner 
diese~ Hau~es gehabt; abc1· heu1e morgen hätte ich tat
siich lich den F,indruck gehabt, daß er hier, zeitweise 
wenigstens, als Geschäftsführer ohne Auftrag - die Ju
rislocn und auch einige Nichtjuristen wissen, daß es 
dies~· Rt:'eht~figur im Bürgerlichen Gesetzbuch gibt; zu
cr~t knmmt der Auftrag, dann die Geschäftsführung 
ohne Auftr~r1, - , 

(Unruhe bei der SPD. - Abg. Thorwirth: Wir 
haben doclr keine J:'ie:uren hier. Herr Kollege! 

Vielleicht ~uehen Sie die bei Ihnen!) 

daß er alsn h~utE> mol'gen , wenigstens zeitweise, als Ge
schäftsführt>r ohne Auftrag für die CDU gesprochen 
habe. 

Die~en Eindruck knnnte, ja mußte man haben; man 
mußte ihn schon <ie~wegen haben, weil er uns einen 
Vot'wurf ~emacht hat. auf den wir von ihm jn gar 
kdner Weise gefaßt waren. Er hat uns heute morgen 
den Vorwurf gemacht, wir hätten einen kulturkämpfe
l'ischen A<;pckt in die Schuldebatte hineingetragen, und 
wir hätten anl'<lleinend die Absicht - - er hat es eben 
nvch einmal wiederholt, indem er die Frage gestellt hat, 
dnfl wir hier doch schon im Zusammenha ng mit dem 
Wi:<hlkampf gesprochen hätten, also als ob wir hier 
"'·irklich kulturkiimpfP.rische Ab5ichten gehabt hätten. 

•:Abg. Thorwirth: „wahlkämpferische" ist 
i·ichtiger !) 

Di(•sel' r'eststellung möchte ich noch einmal genauer 
nachgehen. Es ist immerhin erfreulich, daß wir den 
Ausgangspunkt dieses Vorwurfs in einer ganz genauen, 
ich möchte l'agen, minuziösen Weise feststellen können. 

ln der Slt~.ung des Kulturpolitischen Ausschusses, in 
der zum erstenmal die Reaktion auf unseren Antrag 
sic.hth~r wurde. in der die beiden großen Fraktionen 
ihre Mejnung zu unserem Antrag äußerten, kam an 
einer :"1.PllP plötzlich aus den Reihen der CDU die Wen
dung: Dann würde ja der nächste Wa hlka mpf in die
::;em Lande als Kulturkampf geführt werden. 

Daraufhin Prfolgte eine sofortige Verwahrung aus den 
P.e ihen der Mitglieder des Ausschusses. Aber diese Ver-

wahrw1g kam nicht von uns, sie kam, Herr Kollege 
Schmidt, au.s den :Reihen Ihrer Fl'aktion. 

Ich brauche den Namen des Kollegen nicht 7.U n~nnen; 
es ehrt ihn, daß er diesen Zwischenruf gemacht hat. 

(Abg. Thorwirth: Nur der ZusarnmenhRng ü:t fa !srh 
. . „ „.~~t, E;err Kollege! Sehr falsch zitiert!) 

Und nun wurde dieser Zwischenl'uf gekonte rt, oder es 
wurde entgegnet von der CDU: Was soll das denn an
deres geben als Kultur ka mpf? - Und darnufhin ist ge
anbwortet worden: Es sind aufgekommene Schwierig
keiten, die sich auf einen Vorgang gründen, um lei
stungsf!hige Hauptschule zu erreichen. Da kann man 
doch nkht von Kulturkampf sprechen. 

Präsident Van Volxem: 

Herr Abge0rdneter, gestatten Sie eine Zwische nfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Haas lSPD)? 

Abg.:wauaue~: 

Ja! 

Abg. Dr. Haas: 

Herr Kollege Wallauer ! Sind Sie der Meinung, daß man 
mit der Wiedergabe von zwei Aussagen im Kulturpoli
tli::chen Am::schuß, die aus dem Zusarnrn <>nha ng heraus
gelöst s ind, hier i~g1md etwa s beweisen kann? · 

Abg. Wa1Jauer: 

.Ta, Herr Ko11ege Dr. Haas! 

Abg. Dr. Haas: 

Ich bekenne mi<:h 7.U der Tatsache. <laß ich reagiert 
h abe auf die sicherl ich in gewi~ser F.rn'!gunf!: ausge
sprochene Formulienmg „Kulturkampf" des Herrn Kol
lt>gMl Dr. Kohl. Daraufhin habe i<'h re<igiett und habe 
gesagt, man brauche in dem Augenbliek noch nicht von 
Kulturkampf zu ;;.prechen. Das war am Anfang der Er
örterungen über Ihren Antrag. Damit können Sie doch 
hie t• nichts beweisen! 

Ab&. WaUauer: 

Herr Kollege Ha11~, ich sage lhnen genau das Gegenteil! 
Es handelt sich hier um .einen völlig isolierten abge
schlossenen Vorgang, d er nur wenige Sätze des Hin 
und Her umfaßte und der eindeutig Ihre Reaktion -

„.l.~.„~~„.!iM?.W...„~~l -, ~e Sie durchaus e hrt und die 
wir von Ihnen erwarte n konnten, wiedergegeben hat 
Jeder, der diesen Vorgang angehört hat, wird mir be
stätigen, daß es so gewesen ist, wie ich es eben vorge
tragen habe. Es liegt im wesentlichen das Protokoll des 
Ausscltusses zugrunde, das heute ausgegelleu wu!'den 
ist. Aber bevor ich dieses Protokoll heute morgen be-
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kam, hatte ich selbst die Idee, darauf müsse man 
eigentlich zurückkommen, wenn uns in dieser Hinsicht 
ein Vorwurf gemacht werden sollte. 

Meine Damen und Herren! Diese unmittelbare Reak
tion, die Sie in diesem Ausschuß gezeigt haben, war 
doch eine natürliche Reaktion; das war die Reaktion, 
von der heute morgen der Herr Kollege Dr. Storch in 
anerkennendem Sinne gesprochen hat, daß wir gewohnt 
seien von der sozialdemokratischen Partei und Frak
tion dies in den le tzten Jahren zu hören. 

Herr Kollege Schmidt! kh verstehe, daß Ihnen dieser 
unser Antrag nicht angenehm gewesen ist. Und ich 
konnte heute mo1·gen leider das Gefühl nicht loswerden, 
daß Sie es nun einmal nicht gern gesehen haben - ich 
möchte fast sagen -, daß diese kleine FDP, a uf der man 
so leicht wegen ihrer Kleinheit herumreiten kann, die 
man so leicht kritisieren kann, nun zur rechten Stunde 
in der richtigen Form mit dem richtigen Inhalt einen 
Antrag gestellt hat, der die Dinge in Bewegung ge
bracht hat. Das können Sie einfach nicht bestreiten, und 
das können Sie im Augenblidc nicht verwinden. 

(Abg. Thorwirth : Wir la ssen Ihnen gerne die 
Bewegung für Sie!) 

Geben Sie es zu, nehmen Sie diesen - sagen wir mo
mentanen - Nachteil hin in der schulpolitischen Ausein
andersetzung! Dann tun Sie besser daran, als wenn 
Sie nun - Herr Dr. Völker hat es vorhin zu Recht ge
sagt - sozusagen als ein neuer sozialistischer Konser
vativer Auffas$ut1gen vertreten, die m it fortschrittlicher 
Schulpolitik in dem Ihnen gewohnten Sinne nichts mehr 
zu tun haben. 

(Abg. Munzinger: Sind Sie jetzt unser Geschäfts
führer? - Heiterkeit bei der SPD.) 

Herr Kollege Schmidt! Sie haben vorhin Herrn Dr. 
Völker erwidert und haben ihn sozusagen als - ich 
möchte beinahe sagen - vom Osten her zugewander
ten Kollegen 

<Widerspruch bei der SPD.) 

ja nicht irgendwie diskriminieren wollen, nein! Aber 
Sie haben ihn so hingestellt, als müßte er sich erst in 
diesem Lande akklimatisieren, als müßte er sich hier 
legitimieren, wenn er hier schulpo!itisch zu solchen 
Ausführungen, wie Sie sie gemacht haben, Stellung 
nC"hm<.'n wolle. 

(Abg, Dr. Skopp: Es geht um den Begriff der 
Freiheit dabei!) 

Ich kann Ihnen sagen, daß der Herr Kollege Dr. Völker 
t'bcnso wit' heute morgen unser Vorsitzender, Dr. Storch, 
die Meinung der Fraktion zu diesem Antrag im vollsten 
Sinne w iC'dergegebcn hat und daß die Fraktion ein
mütig hinter den Ausführungen beider Herren steht. 
Und ich kann nur auf das schärfste zurü<:kweisen, daß 
Sie eben den Kulturkampf nun aufgenommen haben in 
einer völllg anderen Weise, als Ihr Kollege Dr. Haas im 
Kullurpolitischcn Ausschuß darauf reagiert hat. 

(Abg. Thorwirth: Was soll das eigentlich beweisen, 
Herr Kollege?) 

Ilcn· Kollege Schmidt! Der Kulturkampf hat an die 
zwanzig Jahre gedauert, von der Zeit an, in der er an
fing und bis er abgeklungen war. Und die allerletzten 

1

. Auswirkungen des Kulturkampfes waren im Jahre 1918 
noch zu erledigen, als der § 1 des Jesuitengesetzes noch 
immer im preußischen Landtag und im Deutschen 
Reichstag behandelt wurde, daß er endlich verschwände. 
Ich meine, er is t sogar erst in der Weimarer Zeit ver-
schwunden. 

Unser Antrag hat so wenig mit Kulturkampf zu tun, 
daß ich hier die Überzeugung ausspreche, daß die 
nächste Legislaturperiode nicht zu Ende gehen wird, 
ohne daß sich unsere schulpolHischc Vorstellung von 
der Hauptschule durchgesetzt hat. Wir werden die Si
muHanisierung der Hauptschule erreichen, nicht aus 
den Gründen, die Sie uns unterstellen, sondern einfach 
deswegen, weil aus der Natur der Sache, aus den 
Schwierigkeiten, die unsere Gemeinden mit der Haupt
schule haben, notwendig die Auffassung folgen wird, 
daß wir die Hauptschule als simultane Hauptschule be
kommen müssen, weil wir sonst zu keiner rationellen, 
zu keiner vernünftigen Schulgestaltung kommen wer
den. 

(Zuruf von der SPD.) 

- Sie stimmen mir zu! 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Aber was verfolgt denn unser Antrag anderes, als die
ses Ziel hier in die Debatte zu werfen? Seil wann ist 
es denn notwendig, daß ein Antrag sofort zum Erfolg 
geführt werden kann? Wir können Ihnen doch nach
weisen, daß Sie soundsoviel Anträge auf schulpoli
tischem und auf anderem Gebiet gestellt haben, die 
Sie doch nur in die Debatte warfen, um irgendwann 
einmal zum Erfolg zu kommcll.. Und nkhts anderes 
haben wir für uns in Anspruch genommen. 

Wenn wir eine kleine Partei sind, wenn wir nicht so 
viele Anträge stelle n können. wie Sie d.is tun; die
jenigen Anträge, die wir stellen. auf die haben wir ein 
gutes Recht. 

Präsident Van \'oJxem: 

Herr Abgeordneter Wallaucr, gestatten Sie eine Zwi
schenfrage des Hel'rn Abgeordneten Dr. Skopp (SPD)? 

Abg. Wallauer: 

Gerne, bille schön! 

Abg. Dr. Sko1>p: 

Herr Kollege Wallauer, Sie haben eben formuliert: Seit 
wann ist das denn so, daß ein Antrag sofort zum Er
folg führen muß. -

Soll man daraus schließen, daß Ihr Antrag jetzt für die 
heutige Sitzung gar nicht ernstgemeint ist? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Abg. WaJlauer: 

Nein, Herr Dr. Skopp, das habe ich nicht gesagt! Aber 
aus Ihrer Reaktion und aus der Reaktion der CDU 
mußte ich inzwischen entnehmen - Sie haben es übri-
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.~ens ja zum Ausdruck gebracht -, daß Sie für unseren 
Anlr::ig im Augenblick jedenfalls nicht zu haben sind. 
So habe ich es gemeint, daß dieser Antrag jetzt nicht 
7.Um F.rfolg zu führen b1·aucht. Aber, Herr Kolleie Dr. 
Skopp, er i-teht im Raum und kann jederzeit wieder 
<tuCgenonuuen werden. Und ich erlebe noch die Zeit, wo 
auch Sie sich hinter diesen Antrag stellen werden; 
dl:'nn die:,;er Antrag h1:1t nichts mil Kulturkampf und 
lrnt Rudi nichts - um dieses Wort aufzugreifen, das 
heule morgen auch gefallen ist - ntlt der Vci:k<:tzcrung 
anderer An:;ichten zu tun. 

<Abg. Schmidt meldet sich zu einer 
Zwi:<rhl'nfragc.) 

- Tlerr Kollege Schmidt, lassen Sie mich den Gedanken 
zu Ende führen; ich bin bereit, Ihnen dann zu ant
wortf>n. 

kh d;:irf auC'.h die Herren der C.DU, oder in diesem 
Falle gci-ade die Herren der CDU, die ja von der Ver-
1\ctzerung gesprochen haben, an einen schulpolitischen 1 

Vorii;anl( erinnern, der doch ~ehr leicht unterzugehen . , 
<i l"üh t. 

Wir haitt>n im Jahre 1954, als die Auseinandersetzung 
auf df'm i<ehulpolitischen Gebiete begann - es war, 
glaube ich. schon 195~ -, die beiden Schulverfügungen 
des Kultusministers gehabt. Sie dürfen nicht verges
:<<>n. ch1ß ;im 30. Januar 1933 als Hitler kam, in Rhein
lws,..eu d€'r ZuRtand bestanden hat - Herr Dr. Kohl, ich 
billP. mich zu lroi-rigieren, wenn Sie es können -, ich 
glaube, daß mit Ausnahme von ein oder zwei Schulen 
in Mainz nicht eine einzige Kon!essionsschule bei den 
VoHrnsC'huJen mehr gab. 

(Abr,. Dr. Kohl: Bingen!) 

Dieses Ergl'bnis ü;t erreicht worden durch eine stetige 
und kontinuierliche Entwicklung seit dem Erlaß des 
hes~ischf'n Volksschulgesetzes in den siebziger Jahren, 
uncl zwar isl sle erreicht wo1·den im friedlichen Zu
.<-imnwnwifken der Bevölkerung - 7 

(Zurufe : Na also! - Abg. Dr. Skopp: Sehr gut!) 

- Nein. im will auf etwas ganz anderes hinaus: Mit 
den Gi?istlichen beider Konfessionen! Meine Damen 
und Herren von der SPD! Es geht jetzt nicht gegen 
Sie. sondern es geht. jetzt um die CDU. Meine Damen 
und Herren von der CDU! Sie haben sich damals -
1954 - nicht ~escheul, nach der Aufhebung der Schul
;·(•rfügun.g des Kultusminister!'. die plötzlich für Rhein
hessen die Anti:agst.ellung einführte, um nun hier wie
der KunfeS$ionsschulen installieren zu können, und 
zwar auf Grund der ersten Schulverfügung wäre das 
verhältnü;mäßig leicht gelungen. Sie waren nic:.ht be
rt>it. nunmehr diese Antragstellung für Rheinhessen 
t'tw<i herauszunehmen, sondern sie ist im Volksschul
gesetz von 1954 verankert worden. Damals konnte man 
doch sap:en, die Simultanschule hatte sich in Rheinhe.s
~l n d t1rchgesetzt; sie hatte sich ebenso qurchgesetzt wie 
in Baden und Nassau. 

1 lie nl!'>chöfo der betreffenden Gebiete, der Erzbischof 
V<>n Freiburg. der Bischof von Limburg und der Bischof 
vlln Mainz, haben mit dieser Simultanschule gelebt. 
Man kann sagen, es war die Grundübei-zeugung der 
Bevölkerung geworden. Warum haben Sie denn auf 
i:>inmal etwas ändern wollen? 

1 

1 

~ 

1 

1 

Präsi~ent Van \'olxem: 

Herr Abgeordneter Wallauer, es haben um eine Zwi
schenfrage gebeten die Herren Abgeordneten Schmidt 
und Di-. I:taas (SPD), und jetzt sehe ich auch Herrn 
W~~tiii'b~igt\'i"'"'(CO'tt). · Der Herr Abgeordnete Schmidt 
(SPD) zu einer Zwischenfragel 

Abg. Schmidt: 

Der Herr Kollege Wallauer hat das vorhin so vorge
t.rngcri, als ob die heutige Au;;P.inandersetz.ung und der 
heutige Antrag der FDP der erste dieser Art in die
~cm Hause wäre. Darf ich den K ollegen Wallauer fra
gen, ob ei- einmal die Protokolle de!'( Parlaments aus 
Anlaß dP.r verfassunggebenden LandPsversammlung 
und aus Anlaß de r damaligen schulpotili~chen Ausein
andersetz.ungen gelesen hat? 

Abg. Wallauer: · 

H~;.„;: R:ollege ~cl~midi! Ich braud1te ·sie in diesem Zu
sammenhang nicht zu lesen. kh hAbe nichts davon ge
sagt, daß wir mit schulpolitischen Auseinandersetzun
gen den An!ang 'gemacht hätten. Das ist ::mch ein Ver
dienst Ihrer Fraktion. ganz zweifellos. Das hat niemand 
bestritten. 

Abg. Schmidt: 

Eine Zusatzfrage! Hat der Herr Kollege Wallauer jetzt 
noch in Eri.nnerung, daß lch heute morgen hier festge
stellt habe, daß die Politik der Sozialdemokratischen 
l;:'ar1Pi fn diesem Hause darauf gerichtet sei, aus dem 
::.:unächst, wie wir meinen, schulischen Vorhandrecht. der 
KonCessionsse:hule herauszukommen und am Ende zu 
etnW!rn gJP.frl'iel'l. Recht beider Schularten zu kommen? 

Abg. Wa.Jlaucr: 

E;er.r Ko~e .~Ghmidt, ich steh!' nach wie vor auf dem 
Sta ndpunkt, daß die Hauptschule ein Teil der Volks
schule ist; aber Sie sind mit mir doch darüber einig, 
daß die Hauptscliule etwas anderes is t, als bisher die 
5. bis 9. Klasse der Volksschule war. Insofern gelten für 
sie neue, andere Entwicklungsmöglichkeiten. Es gelten 
andere Erwägungen. Diese anderen Erwägungen haben 
uns daz4_, ~ef~h;rt, daß wir jetzl schon diese Entwick
lung ,,„eilel'Lrefbcn wollen. und zwai- nur vom schuli
schen und von keinem anderen Gesichtspunkt h er. 

Abg. Sdlmldt: 

Herr Kollege Wallauer! Darf ich aus Ihrer Antworl 
feststellen, daß Sie mit oder ohne Absicht an der Be
antwortung der von mir gestellten beiden Fragen vor
beigegangen sind? 

Abi:. Wa.Ua~er: 

Herr Kollege Schmidt! Ich nehme diesen Vorwud auf 
· m~~.,„J!;;h„.,11,lil-.~R~ •. "Y~nn man Sie an irgendeiner Stelle 
einer Ihrer neden !ragen würde, ob Sie dieses oder je-



60. Sitzung, 12. Juli 1966 2141 

(Walla\ler) 

nes - und nun haben Sie mir gleidl ein ganzes Paket 
of.fcriert - zu irgendeiner Zeit gelesen hätten, dann 
würden Sie in sehr vielen Fällen in dieser Art auch 
nicht antworten können. 

Präsident Van Volxem: 

Herr Abgeordneter Wallauer! Wollen Sie die Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Haas (SPD) beantworten? 

Abg. Wallauer: 

Herr Präsident! Ich beantworte noch die Fn1ge des 
Herrn Abgeordneten Dr. Haas und auch noch die Frag<! 
des Herrn Abgeordneten Westenberger; aber dann 
werde ich Nein sagen. 

Abg, Dr. Haas: 

Herr Kollege Wallauer, Sie haben vorhin eine Parallele 
gezogen zwischen der Einführung von Simultanschulen 
in einzelnen Gebieten und einzelnen Gemeinden unse
res Landes im vergangenen Jahrhundert und Ihrem 
Vorhaben 

(Abg, Wallauer: Nicht im vergangenen 
Jahrhundert!) 

von heule. Sie haben auf die hessische Entwicklung 
hingt."Wiescn und gesagt, dort sei sdlon damals die Si
multanschule eingeführt worden. 

Abg. Wallaucr: 

Nein, Herr Kollege Haas, ich habe etwas ganz anderes 
mit dieser Einführung sagen wollen. kh habe gesagt: 
In Hessen ist die Entwicklung von der Konfessions
schule hundertprozentig zur Simultanschule gelangt. 
Damit ist ein neuer Zustand hergestellt v,;orden. Mit 
diesem Zustand hatte die hessische Bevölkerung eine 
Schule, mit dCI" alle Konfessionen einschließlich der 
Geistlichkeit zufrieden waren. kh habe ja den Vor
wurf zurückw<'isen wollen, daß wir andere Leute ver
ketzerten, da ß wir die Hauptschule absolut setzten -
Herr Dr. Kohl wil"d es mir gerne zugeben, daß er den 
Vorwurf gemacht hat -, und daß wir die Konfessions
schule abwerteten. 

(Abg. Dr. Kohl: Ich mache ihn noch einmal!) 

Herr Dr. Völker hat vorhin schon darauf geantwortet. 
Herr Dr. Haas, ich bin jetzt nicht mehr bereit, eine 
Frugc zu beantworten. 

(Abg. Dr. Haas: Ich habe die Frage überhaupt 
noch nicht gestellt. Dann sagen Sie also von 

vornherein Nein!) 

Herr Dr. Haas! Sie haben meine Ausführungen miß
verstanden. Ich habe Ihnen eben gesagt, - -

(Starke Unruhe und Bewegung bei der SPD. -
Abg. Thorwirth: Sie haben unsere Frage noch 

nicht beantwortet; denn Ihre Argumente hätten 
nämlich genau für unseren Antrag gesprochen!) 

Meine Herren von der Sozialdemokratis.chen Partei! Ich 
brauche Ihnen nicht mehr zu antworten. 

(Sehr starker Widerspruch bei der SPD. ) 

Ich habe Ihnen gezeigt, daß ich bereit bin, mich mit 
Ihnen auseinanderzusetzen, aber Sie werden mich hier 
nicht in die Enge treiben und werden mich nicht aus 
dem Konzept bringen! 

{Anhaltende Unruhe und Widerspruch 
bei der SPD.) 

Pr!isident Van Volxem: 

Wollen Sie jetzt die Frage des Herrn Abgeordneten 
Westenberger (CDU) beantworten? 

Abg. Wallauer: 

Bitte! 

Abg. Westcnberger: 

Herr Kollege Wallauer! Wenn ich Sie recht verslandeu 
habe, haben Sie ausgeführt, daß in Rheinhessen mit der 
Simultanschule alles einverstanden gewesen sei, ein
schließlich der katholischen Geistlichkeit. Darf ich Ihnen 
im Interesse der historischen Wahrheit die Frage stel
len, ob Ihnen bekannt ist, daß der frühere Bischof von 
Malnz, Dr. Hugo, der seit vielen Jahren tot ist, ein er
heblicher Verfechter der Konfessionsschule war, und 
sein Nachfolger, Bischof Dr. Stohr, einer der stärksten 
Vorkämpfer für die Konfessionsschule In Mainz war, 
woraus sich wohl ergeben dürfte, daß die katholische 
Geistlichkeit nicht eindeutig mit der Simultanschule 
einverstanden war. 

Abg. Wallauer: 

Herr Kollege Westenbcrger! Ich gebe Ihnen die Ant
wort, daß mir das vollkommen bekannt ist. Aber ich 
habe ja nicht von der Zeit nach 1945, sondern von der 
Zeit vor 1933 gesprochen. 

(Abg. Westenberger: Und Bischof Hugo?) 

War der Bischof Hugo damals schon da? 

(Abg. Westenbergcr: Ja!) 

Aber Herr Westenberger! Man hat iochulpolitisch doch 
vor 1933 keine Angriffe gegen die hessische Simultan
schule geführt. Es dachte doch niemand daran, und es 
lag auch gar kein Anlaß vor; denn Hessen war ja ein 
Land für sidl. Es hatte mit dem katholischen Rheinland 
nicht das geringste zu tun. Hessen war in seinen drei 
Teilen ganz simultan, wie es bis heute geblieben Ist. 

(Abg. Westenberger: Das bestreite ich !) 
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kh glaube also, daß ich die Frage jetzt genügend be
antwortet habe. Ich darf noch einmal zusammenfassen. 
Wir weisen den Vorv1rurf des kulturkämpferischen Ver
hHlt~n!' ;:rnf rlas entsd1iE->den;;te zurück. Ich habe es des
wegen für notwendil'( gehalten. das hier noch eirunal 
ausdrii<'klkh zu sagen, weil wir sonst Gefahr laufen, 
in ckn kommenden sechs Monaten diesen Vorwurf ge
legentlich am Rande zu hören. 

IAbg. Völker: Den werden Sie hören!) 

l)('•shRlb möchte ich hier sagen; Widerstehe den An
fängen! Und diesen Anfängen habe ich widerstehen 
w1lll<?n unrl hahe das zum Ausdruck gebracht. 

!l3<!ifall boi der FDP.) 

Präsidf'nt Van Volx<'m: 

IJ!-ls Wort hC1t Herr Ab.~eordneter Dr. Kohl (CDU). 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Priis!dent ! Meine sehr verehrten Damen und Her
r~n! kh will nur noch auf ganz wenige Punkte, die 
in der Dl'!Jatte zur Sprache kamen, kurz eingehen. Herr 
Kollege Dr. Völker, Sie haben von Fehlinvestitionen 
gesprochen. Das ist ein Punkt, der micll au.f den Plan 
ruft, weil das seit Jahr und Tag von Ihrer Seite be
hauptet wil'd. Das war auch ein besonderes Argument 
des früheren l<'inanzministers Glahn bei seinem Auf
trete-n in Ve-r~ammlungen. Das ist immer v..iedcr be
haupt.et worden. auch heute noch. 

::-iw haben auf meine :l;wischenfrage - das will ich hier 
nu1· feststellen - k<>ine klare Erklärung geben können, 
wieso überhaupt in diesem Zusammenhang die Frage 
dt:r Inve~titionen eine Rolle spielt. Wenn man bei 
(•\lwm n..-uPn Srhulbeiirk - um bei Ihrem Beispiel zu 
blP1bPn - sich eini.gt, dal.I darüber abgestimmt wer
d·~n mwl - vmbei man uber die Modalitäten der Ab
stimmung überhaupt noch nicht gesprnehen hat - , ob 
r?S e twa rin Quon1m geben soll oder nicht und vieles 
anciere mehr, dann Vf'rmag ich nicht recht einzusehen, 
wurum hier etwa mehr Säle f'nt.st.ehen werden, als 
11J1111'<:ii'°"li twi oder Haupt~chule. egal an welchem Ort sie 
sid1 slilltntiiPrt. fällig gBWorden wären. 

E:; ist einfach nicht wtreffend. wenn jetzt hier die 
Frage d„r Investitionen von mehreren hundert Millio
llPll DM. von denen Sie i;prachen. in d iesem Zusam·· 
menirnng gebracht wil'd. 

kb muß nor.h e inmal sagen, daß Sie den Vergleich mit 
dem Gymnasium a us Gründen, die Sie selber uuch ge
brndlt haben, nicht in Ihrem Sinne int~pretieren kön
ntm. Es bleibt für uns. Herr Kollege Wallauer - das 
will ich mit aller Nüchternheit und allem Ernst sagen-, 
ll<H'h dic>~1·r Debatte der bitlere Geschmack, daß es we
der Ihnen noch einem lhrer Kollegen gelungen ist, aus 
der Weil zu räumen, daß dieser Antrag natürlich etwas 
mit dem Schulfrieden und einer kulturkämpferischen 
Stimmun~ z.u tun hat. Denn Sie haben selbst aus dem 
J\ussC'huf:I bC'richtr.t. Insofern haben Sie in der Tat die 
Rc·plik des Herrn Kollegen Haas auf meine Äußerun
iwn hi<"r in einem völlig anderen Zusammenhang ge
hrachl. auch wenn Sie es so verstanden haben. Ich will 

lhnen das gerne unterstellen. Id1 habe im Ausschul! 
davor gewarnt, daß wir uns im Zusammenhang mii 
dem Schulgesetz in eine Entwiddung hineinbegeben, 
die eine Art Wahlkampf wil'd. Ich habe davor gewarnt , 
nicht weil ich es für meine Partei zu fürchten hätte. 
Glauben Sie wahrlich nicht, daU wir hier in(endwelL'he 
k'urcht empfinden. Aber ich sehe, daß hier Gräben ent
stehen und aufgewor!en werden, die sich eben nicht am 
Mori;(P.n n:::im df~r Wahl schließen , die in Jahren erst 
mühsam zuwachsen. Was sich hier in einzelnen Orten 
unset·es Landes zw<ingsläufig, und 7.war durch Unge
schicklichkeiten, durch mangelnde Demut und mangeln
des Miteinanderlebf"n übcraH und von <dien und an 
allen B'ronten ereignen wird, das ist nicht in elner 
kur?.en Zeit wieder gut?.umiwhen. kh bin m it dem 
Herrn Kollegen Schmidt tatsächlich der Aulfassung, 
daß v.rir jeizt in eine Zeit, die vor uns liegt, hineinge
hen, die siche1· viele problematiscnere Frag•.:m nufw<!r
fen wird, als die vorliegendE'. Wir hcibPn in diesPm 
Lande zur Stunde Schttllrieden und sind glücklich dm·
über. Wir werden diesen Schulfrieden auch in guter 
Weise :weiterhin erhalten können, wenn wir heute srnl.t 
über einen verfa8sungsändernden Antrag der F'DP um~ 
über d:::is Schulgesetz unter halten könnten, 

(Beifall bC'i der CDU). 

und wenn wfr im Lat1fe der Berntunl'(~m zu einem in
t.er!raktiont-llen Antrn~ gekmnmen wären, der unge
fähr so gelautet hätte, wie wir ihn heute als Ur::mtrng 
zur Änderung des Artikels 29 vor uns haben, dann 
wäre dieses Gesetz auch über die Rühne gegangen. 
Und das hat etwas mit Verketzerung zu tun, Herr Kol
lege W<1llauer und Herr Kollege Dr. Völker, Sie spra
chen und sprechen immf'r nur von der Knnfo~sions
schule uncl nicht von der Poh:irität-. rlif' hiN r.ntstPht 
und nicht von der Gleichrangie;keit, rl<'lß die andere 
Schulform dimebenstcht. Warum wollen Sie denn dem 
Bl'!rger das Rechl nehmen'! kh glaube. der Satz. den 
der Herr Kollege Gaddum Ihnen von Salvadore de 
Madarlaga vorgelei;en hat, spricht Bfü1rtf', spricht für 
sich und von einem neuen Bild des Menschen. der 
cl.genverantwortlich aus seiner Überzeugung heraus 
entRcherd„t. T„<1i::<:Pn SlP c'ln<'h f'intnRl die g11 nzen Zitate 
des Herrn Kn11egf'n ~torrh. WPnn 8i<" die RedP nach
lesen, auf sich wirken. Das war dot:h uichls andeN>S, 
als eine Verketzerung. Das läuft dorn im TPxt und Te
nor der ganzen Rede hindurch . F.i:: wnr eine formulierte 
Rede und nicht eine freie. Das ist das, was ich heute: 
früh mit den kritischt-n AnmPrknngf'n vers':'ht•n h<ibe. 
JC'der von um; - Ich W<:'iß das aus eigener Erfahrung - . 
der rrei zu sprechen pflegt, ist nicht frei von der Ge
fahr. diese oder jene Formulierung zu wagen, die er 
hintennach gf'rnE' zuri.icknehrni>n rnödite. häufig A\lrh 

zurücknehmen muß. Warum denn nicht? Das gehört 
zum Parfam(>!ltarii::m•.1io. Aber lii~t· lurnci~·lt es Rich dor.h 
um eine oUensiclltli<.-h vnrhPreitPIP Re<le. Hierin waren 
Formulierungen enthalten, die einfach einer \'crkct
zerung gleichkommen. Ich wende mich dagegen, weil 
in diesem Saale Kollegen sind - etwa in meiner 1''rak
tion -, ich stehe hier als VorsltzendP.r dieser Fraktion 
für jeden dieser Kollegen, der diese oder jene Meinung 
vertritt, meinetwegen als Vater oder als Mutter eines 
solchen Kindes, die eine soldle Verkelzcrung ni<:ht ver
dienen. Das sind nicht Leute minderer Intelligenz, son
dern nur solche, die ihre Verantwortung autil ernst
nehmen, die sie vor Gott und den Menschen sehen und 
dann zu dieser Entscheidung kommeH. Ich vc:rslt>he Sie 
wirklich nicht. Was Sie doch hier rne1chen, ist nichts 
anderes, uls einer Tendenz nachlaufen, die damals d~s 
19. Jahl"hundert. auszeichndc. Da~ i::;t dor.h nfrht ciPr 
große liberale Zeitstrom, von dem Sie eben ,..,·ieder ge-
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sprochcn haben, Herr Kollege Wallauer. Das ist doch 
nicht liberal. Was Salvadore de Madariaga gesagl hi.lt, 
das ist liberal, dem Bürger das Recht zu geben, sich 
selbst zu entscheiden. Sie werden doch nicht sagen wol
len, daß dieses Ehrenmilglied der Liberalen Weltunion 
ein geringerer Liberaler sei als irgend jemand ande
res. Diese Grundhaltung - das muß ich noch einmal sa
gen - spricht doch eine völlig andere Sprache. Wir sind 
nicht für einen Staat, der dem Bürger bis zum letzten 
sagt: du mußt dies oder jenes tun. Wir stehen zum 
Schulorganisationsprinzip und zum Recht des Staates, 
festzulegen, daß eine Schule da- oder dorthin kommen 
.soll mit a ll dem, was dazugehört. 

Wir waren für dieses Elternrecht im Zusammenhang 
mit dem Elternbciratsgei;ctz. Ich bin durchaus für die 
CDU dumit einverstanden, daß die besten Köpfe in die
sem Hause darüber nachdenken, was wir in dem einen 
oder anderen Falle noch tun. Glauben Sie mir, Herr 
Kollege Wallauer, daß wir jetzt alle Mühe haben wer
den, um d:ts Gesetz frühestens in die Oktobersitzung 
des Hauses zu bringen. Wenn wir Pech haben, kommt 
es in die Dezembersitzung. Dann haben wir noch vier 
Wochen bis zur Aussetzung der Parlamentsarbeit im 
Hinblick au! die Wahl. Glauben Sie wirklich, daß in 
diesem Hause außerhalb der FDP jemand der Meinung 
ist , d;1ß Sie in der Tat so keusch sind, daß Sie niema ls 
an diese Frage gedacht haben? Glauben Sie wirklich, 
Herr Kollege Wallauer, daß ich solche Äußerungen so 
hinnehme, ohne mich zu wehren? Ich würde mich dann 
als Politiker selbst deklassieren. Wenn ich an einem 
Abend in einer Forumsveranstaltung höre oder in den 
Zeitungen lese: Wir, die Freien Demokraten, bekommen 
15 Mandate, und dann kommt etwa die Ansprache, sie 
seien !ür die Simultanisierung, und dann der nächste 
und der übernächste Sachpunkt, dann darf ich dazu 
sagen, daß das Ihr gutes Recht ist. Glauben Sie, daß es 
ein Bürger in diesem Lande anders sieht, wie wir es 
hier gesehen haben? Ich wehre mich dagegen, wenn 
man die Dinge beim Namen nennt, daß hier der Ein
druck entsteht, als wolle man etwas unterschieben. 

Ich persönlich habe ernsthaft die Meinung, daß dieje
nigen in der FDP - Sie können das jetzt bestreite n, 
nbcr ic:h sage trotzdem meine Meinung -, die diesen 
Antr,1g vorbereitet und ins Rollen gebracht haben, die 
Konsequenzen wahrscheinlich nicht übersehen haben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Denn an dt.'m Tage, a ls Sle diesen Antrag einbrachten, 
.ist im Lande etwas in Bewegung gebracht worden. 
Man muß doch einmal die taktische Situation der ein
zelnen Fraktionen sehen. Sie wußten so gut wie ich, 
daß Sie von der CDU die Stimmen nicht bekommen; 
und damit war die Verfassungsänderung nicht mög
lich. Und was wollten Sie mit den SozJaldemokraten? 
SLe wollten sie 1in die Verlegenheit bringen - das kann 
man doch hier auch einmal öffentlich aussprechen, 
nachdem die Dinge so weit gediehen sind -, daß sie 
entweder zustimmen oder ablehnen. Stimmen die So
zialdemokraten Ihrem Antrag zu, hat der Herr Kol
lege König Schwierigkeiten, bei der Fronleichnams
prnzess-iun in Trier mitzukommen. 

(Lebhafte Heiterkeit im Hause.) 

Lehnen die Sozialdemokraten ab, hat der Hen· Kollege 
Barthel oder der Herr Kollege Lorenz - ich sehe ge
rade 1.wei pfälzische Kollegen - Schwierigkeiten, den 
alten Sozialdemokraten Ln Ludwigsh afen und Kaisers
lautern, die noch still für sich die Jakobinermütze a b 

und zu mit versonnenem Blick anschauen, klarzu
machen, daß sie sozialdemokratisch wählen müssen. 

(Weitere Heiterkeit im Hau.se.) 

Das war doch ein Kalkül. Und wenn S ie Ihren Frak
tionsvorsitzenden in diesem Augenblick ansehen, dann 
sehen Sie doch seinem Gesicht an, daß ich mit meiner 
Meinung goldrichtig liege. 

(Heiterkeit und Bei!all bei der CDU und SPD.) 

Aber, Herr Kollege Wallauer, um die Deduktion fort
zusetzen: Man soll n.ie glauben, klüger 7,\) se'1n als die 
anderen sind. Diesen Braten haben natürlich die So
zJ.aldemokraten a uch gerochen. S ie sind nun in einer 
Ecke durchgebrochen, wo Sie sie einfach nicht vcrmulet 
haben und wo ich alle Mühe habe, um bt.:>i dieser De
batte klarzustellen, daß wir von der CDU noch in der 
Mitte sitzen. 

{Heiterkeit im Hause.) 

Auch das muß ich ganz klar sagen. Aber das b1·au1.:hcn 
S ie nicht der SPD zuzuschreiben. Ich muß mich hier 
einmal als Geschäftsführer ohne Auftrag b etätigen. 

(Weitere Heiterkeit im Hause.) 

Das können S ie ausschließlich der Taktik Ihrer eigc
neJ;l Fraktion zuschreiben. Man kann bei einem surrea
listischen Witz doppclstöckig denken, aber nicht in der 
Politik. SLe ist viel realistische r. Was Sie hier gemacht 
haben, führt Sie in ein gefährliches Fahrwasset'. Glau
ben Sie mir .das. Es ist Ihr gutes Recht - das habe ich 
eingangs schon gesagt - , die Simultanisierung zu ver
langen. Aber dazu hatten Sie in diesen Jahren wahr
lich Gelegenheit genug. Und mancher Blick über die 
Landesgrenze hinweg in andere Bundesländer läßt ja 
vermuten, daß diese Dinge nicht isoliert im Lande ge
wachsen sind. Ob das der richtige Zeitpunkt ist, weiß 
ich n icht. 

Eines will ich Ihnen zum Schluß noch sagen: Wenn es 
in diesem Lande mit · dem Schulfrieden zu Ende 6cin 
wird, wenn es Streit und Kulturkampfstimmung ge 
ben wird, werden Sie diese Fraktion der CDU genau 
an dem Ort treffen, an dem sie auch heute den gan
zen Tag gestanden hat, wo sie all die Jahre stand und 
wo sie 5tehenbleibcn wird. Wenn eine Radikalisierung 
eintI'itt - und das ist die notwendige Folge solcher tief 
in die menschliche Ge\vissensnot hineinreichenden 
Streitigkeiten und Auseinandersetzungen - , dann wer
den mit Sicherheit nicht Sie, nicht wir und nicht die 
Sozialdemokraten die Nutznießer sein. Und S ie sollten 
bei manchem, was heute in der Bundesrepublik däs
kutiert wird, darüber nachdenken, ob dies Ihr Vortt.>il 
gewesen ist! 

{Beifall der CDU.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Völker (FDP). 

Abg. Dr. Völker: 

Hen· Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin an
gesprochen worden und will Ihnen eine Antwort nicht 
schuldig bleiben. Herr Kollege Schmidt, Sie haben cine 
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~t>h1· schön(' Schflderung Ihres Weges zur Toleranz ge
gobcn. Ich habe diese Toleranz gelernt in einem ak
li ven !i<>ldatisC'h€'n Einsatz vom ersten bis zum letzten 
Tage de:< W-eltkrLeges und siebenmaliger längerer Laza
rcttr.eit in den oft. nricht sehr reizvollen Unterkünften 
der Hauptverbandsplätze. Die Toleranz ist n.icht ab
h~n14i~ von der Art des Erlebnisses, sondern von der 
Art der Verarbeitung. Ich möchte, wenn man schott 
von p.crsönlid1en Dingen spricht, Ihnen folgendes sa
gen: Diese Toleranz, die Sie für sich mit Recht in An
spruch nehmen, nehme auch ich für mich in Anspruch. 
Herr Kollege Kohl, es ist mit dem 9ehr schönen - ich 
h<iibe mir diesmal nichts notiert, obwohl einiige goldene 
Worte und auch sehr schöne, nette Übel.'lgänge dabei 
w:lr"n - Schlagwort der Störung des Schulfriedens und 
des KuUurkarnpfes nicht getan. Sie wissen das so gul 
wie kh. Sie sagen es mit Recht, weil Sie Lhren Stand
punkt vertreten wollen. Wfr haben - wi.e Sie - im 
Lan<ie umb.ergehört. Und Sie werden genauso wie wir 
wissen, Herr Kollege Kohl, daß die Leute draußen im 
Lande eine realisierbare optimale Schulausbildung für 
ihre Kinder haben wollen, 

<Abg. Dr. Kohl: Sind wir uns doch ei1üg!) 

daß die Leute draußen dm Lande eine Hauptschule ha
ben wollen. die n·icht erst nach dreistündiger oder noch 
l~ngerer Omnibusfahrt erreichbar ist. Wenn selbst in 
L•iner Stadt wie Trier - ich glaube, der Herr Kollege 
Martenstein hal vorhin das Beispiel gebracht - bei 
einer ~etl'ennten konfessionellen Hauptschule mit Mühe 
eine einzige Hauptschule katholischen Bekenntnisses 
für die gan?.e Stadt zustandekommt 

{Zurufe: F.vangelisch !) 

und die evangelischen Kinder nicht annähernd elne 
auch nur fünfk!lassige Schute zusammenbringen, 

(Abg. Köni.g: Das trifll doch nich t ;zu, was Sie 
sagen, Herr Kollege!) 

dann we-rden Sie mir doch :tugeben, - -

(Abg. König: Sie opel'ieren mit falschen Zahlent) 

- kb habe den Kollegen Martenstein zitiert. -

- - d<1ß d<.>n Leuten draußen im Lande daran geLegen 
ist. eine praktikable Lösung zu !incten, Wfr sind der 
Auffasisuog - ich will jetzt die Debatte nicht noch ein
m a l wiederholen -, daß wir mit unserem Antrag 

(Abg, König; Warum sprechen Sie von Ideen, von 
denen SiP nichts versl.ehen?) 

dazu beigetragen haben, eine solche realisierbare -

(Zuruf des Abg. König.) 

~ kh k ann Ihre Bemerkungen, Herr König, nicht ver
stehen. Sle müssen dann schon auf.sLehen, wie es an
dere höfliche Leute dieses Hauses auch tun, und sagen, 
daß Sie eine Zwischenfrage stellen wollen. Icl1 kann 
nicht, wenn Sie hier in jeder Ecke brummeln, d::iuernd 
dazu Stellung nehmen; das .geht doch gar nicht. 

(Vereinzelt Heitel'keit •im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

G<>statten Sie eine Zwischenfrage des H errn Abgeord
nl'tf>n Schmidt (SPD)? 

J\b~. Dr. VöUr.er: 

Natürlich, selbstv~rständlich ! 

Abg .. Scbm,idt: 

Herr Kollege Dr. Völker, Sie haben vorhin festgestellt., 
daß die Eltern draußen im Lande eine praktikable 

.. Hauptschule haben wollen. Was hindert denn, wenn Sie 
unseren Vorstellungen folgen, die Eltern daran, diei;~ 
ihre Meinung verwirklichen zu helfen? 

Abg. Dr. Vatker: 

Das ist dle Frage. Wollen Sie auch gleich noch, Herr 
K.öc1g, ocler -. -

(Abg. König. Ja!) 

- Bitte! 

Prä~<Je~~ Van ~'.olxem: 

kh erteile Herrn Abgeordneten König (SPD) das Wort 
zu einer Zwischen!rage. 

Abg. liönig: 

Trüft es zu, daß Sie sich über Trier ausschließlich bd 
Herrn Kollegen Martenslein informiert. haben? 

Abg. Dr. \'ölkcr: 

Daß ich mich ausschließlich bei Herrn Martenstein in
formiert habe, können Sie nicht unterstellen, Hel'r 
König. Aber ich bin gewohnt, das, was Martenstein 
S::igt, als hundertprozentig t'i(•htig zu unterstellen. Del' 
ist so zuverlässig, von dem glaube ich a lles. 

1Bcifall der FDP. - ·Zurufe von der SPD. - Abg. 
Dr. Kohl: Darf ich Sie auf einen Irrtum auf
merksnm m achen? Der Herr Martenslein hat es 
nicht gesagt; die Ausführungen kamen von Ihrem 
FraktlonsvorsitzPn<ien ! - Zurufe aus dem Hause.) 

Prä.$idcnt Yan Volxem: 

Herr Dr. Kohl, zur Zeit bat der Herr Kollege König. 
d ::is ·wort. 

(Abg. Schmidt: Ich warle noch immer auf eine 
Antwort!} 

Abg. König: 

D arf ich denn erwarten, Herr Kollege Dr. Völker, da.G 
Sle im besagten Falle dem Herrn Kollegen Martenste in 
einen Vorwurf macht!n, daß er Sie falsch informiert 
hat? 

{Abg. Dr. Kohl : Der hat docll nichts gesagt, der 
Herr Martenstein !) 
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A bg. Dr. Völker: 

Ich höre dies eben, und hier wiederum glaube ich dem 
. Herrn Kohl, - -

<Heiterkeit im Hause. - Abg. Dr. Skopp: Sie sind 
ein gläubiger Mensch, Herr Kollege!) 

[eh bin ein gutgläubiier Mensch! 

(Abg. Dr. Skopp: Eine schöne Sache!) 

daß der Herr Marlcnstein es gar nicht gesagt hat. 
lch werde es also nachlesen, Herr König. Ich verspreche 
Ihnen, demjenigen, der es gesagt hat und dem ich 
nachweisen kann, daß das, was er gesagt' hat, falsch isl, 
eine crnstha!le Rüge zu erteilen. 

(Abg. König : Danke schön! - Vereinzelt Heiterkeit 
im Hause.) 

Pl"ll!'iident Van Volxem: 

Das Wort ciu einer Zwische nfrage ha t der Herr Abge
or<inetc Schmidt (SPD). 

Abg. Sd1mldt: 

Hcn Dr. Völker, ich warte noch immer au! eine Ant
wort au! die von mir gestellte Frage. 

(Abg. Dr. Völker: Welche war das? - Heiterkeit 
im Hause.) 

- Sie haben gesagt, die Eltern wollen eine praktikable 
Hauptschule. Daraufhin fragte ich, ob Sie glauben, daß 
bei einer Annahme unseres Antrages der Verwirkli
chung dieses Elternwillens irgendwelche Schwierigkei
ten entgegenstehen. 

Abg. Dr. Völker: 

Diese Frage bea ntworte ich wie folgt: Herr Kollege 
Schmidt, ich bin der Auffassung, daß, wenn man mei
ner These folgt, die Hauptschule eine weiterführend·~ 
Schule ist. Wollen Sie bitte diese Arbeitsvoraussctzunr, 
unterstellen. Die Bezeichnung st«mmt aus dem vorhin 
von dem Herrn Ministerpräsidenten erwähnten Ha m
burger Abkommen. Da steht expressis verbis , daß es 
eine Grundschule gibt und auf dieser Grundschule die 
weiterführenden Schulen, nämlich Hauptschule, Real
schule und Gymnasium, aufbauen. Ich habe aus dem 
Hamburger Abkommen die These entnommen und sie 
als Arbeitsgrundlage benutzt, daß die Hauptschule eine 
wcitc1·führende Schule im Sinne des Hamburger Ab
lwmmcns sein soll. 

(Abg. Schwarz: Das steht nicht im Hamburger 
Abkommen!) 

- Das hat uns der Herr Ministerpräsident vorhin expli
:dert! 

(Abg. Dr. Neubauer: Aufhauende Schule!) 

Ich dur! Ihnen sagen, ich habe das als Arbeitsgrund
lage verwendet, und so beantworte ich die Frage des 
Herrn Kollegen Schmidt. Wenn das richtig ist, dann ist 

der einfachste und klarste Weg zu einer praktikablen -
wenn ich es so nennen darf - Hauptsch·ule der, daß man 
die Hauptschule so behandelt wie die Realschule und 
das Gymnasium, das heißt, daß der Staat sagt: Ich stelle 
euch eine Schule zur Verfügung, in die die Kinder ge
hen können. - Wenn die Eltern der Auffassung sind „ 

und das gibt es nach der sehr eingehenden Diskussion 
mit Herrn Kohl -, daß sie ihre Kinder in eine andere 
Schule schicken wollen, so ist dazu zu sagen, d a ß sie 
dieses Recht immer besitzen. Ich glaube, damit ist die 
Frage beantwortet. 

Mir lag daran, noch einmal zu erklären, d aß wir nicht 
den Wunsch haben, auf die Barrikaden zu gehen, son
dern der Meinung sind, daß die Abstimmungen, die Ihr 
Antrag und der der Sozialdemokratischen Partei als 
selbstverständlich voraussetzt, einen viel größeren 
Schulunfrieden in die Bevölkerung hineintragen wer
den als es bei einer Annahme unseres Antrages der 
Fall wäre. 

(Beifall der FDP.) 

Präsident Van Volxem: 

Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Ich schlie!le 
die Besprechung. Wir kommen jetzt zu den Abstim
mungen. 

Ich lasse zunächst a bstimmen über den Antrag au! 
Ausschußübe rweisung der Drucksache II/616 - Uran
trag der Fraktion der FDP -. Die Drucksache soll dem 
Kulturpolitischen und dem Rechtsausschuß überwiesen 
werden. Ich bitte diejenigen Abgeordneten, das fü:nd
zeichen zu geben, die für Überweisung sind! - Danke! -
Gegenprobe ! - Stimmenthaltungen! - Der Antrag ist 
abgelehnt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und SPD. 

Ich darf noch hinzufügen, daß die zweite Beratung 
dieses Punktes - Nummer 2 - in der morgigen Sitzung 
stattfindet. 

Ich lasse jetzt abstimmen über Tagesordnungspunkt 3 a; 
das ist die Drucksache II/627 - Urantrag der Fraktion 
der SPD -. Wer der Überweisung dieses Antrages a n 
den Kulturpolitischen Ausschuß und Rechtsausschuß 
zustimmt, der möge das Handzeichen geben! - Danke! 
- Gegenprobe! - S timmenthaltungen! - Die Überwei
sung ist b eschlossen mit den Stimmen der SPD und 
CDU bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP. 

Ich lasse nunmehr über Punkt 3 b der Tagesordnung 
abstimmen; das ist die Drucksache II/631 - Urantrag 
der Fraktion der CDU -. Wer der Überweisung dieses 
Antrages ·an den Kulturpolitischen Ausschuß und 
Rechtsausschuß -zustimmt, der möge das H3ndzeichen 
g.abenl - Danke! - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen' 
- Ich stelle fest: überwiesen mit d en Stimmen der CDU 
und SPD bei Enthaltung der Fraktion der FDP. 

Ich rufe auf den Punkt 4 der Tagesordnung : 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
zur Änderung des Schulpflichtgesetzes 

- Drucksachen Il/561/613i633 -

Die Berichterstattung für den Kulturpolitischen Aus
schuß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Bock. Ich er
teile ihm das Wort. 
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Abg. Bock: 

Hen Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ihnen 
mit Drucksache 11/61:'1 vorgelegte Änderungsantrag des 
Kulturnoliti!'Chen Ausschusses hat zur Gnmdlage den 
Gei:.elz~ntwurf dt!r Landesregierung zur Änderung des 
Schulpflichtgesetzes, der Ihnen mit Drucksache Il'561 
ül>cl'mi1telt wurde. 

1Vi:1.eprä~ident Piedmont übernimmt den Vorsitz.) 

FE:'rner w<inm Gegenstand eingehender Beratungen des 
Kulturpolitischen Ausschusses der Urantrag der Frak
tionen der CDU, SPD und FDP, der Ihnen als Druck
:<<1d1e Ilil 97 zugegangen i:;t, und der Urantrag der SPD 
7.UI' ÄndPrung des Schulpflichtgesetzes, der als Druck
sache Il ,476 eingebracht wurde. 

Die Notwendigkeit zur Noveliierung des Schulpflicht
gc•st•lzt!~ ergibt llkh aui:; den Verpflichtungen des Ham
burge r Abkommens, das eine Vereinheitlichung des 
Sch11lwes1ml'I in den Ländern der Bundesrepublik an
~trt>bt. 

Der numnt>hr zur Beratung anstehenden zweiten No
vellierung des Schulpflichtgesetzes ging das Erste Lan
desgeseL~. zur Änderung des Schulpflichtgesetzes vo,r
<lUS. das 11!1> sogenanntes Vorschaltgesetz am 1. März in 
dit•:;em Hause verabschiedet v.'Uroe und sich insbeson
d('l'C mil der Einführung des 9. Schuljahres und der 
Terminierung des Schuljahrbeginns als Vorabregelung 
hefRJHe. 

Mit diesem :r.weiten Bntwurf sind die sich aus dem 
Hamburger Abkommen zwangsläufig ergebenden recht
lichen und gesetzgeberiscJ1en Konsequenzen und Not
w•mdii;lk:eiten komplettiert, und es dürfte auch weii
~E:'hPnd den anerkannten modernen pädagogischen, 
psychologischen und auch medizinischen Et·kenntnissen 
über die Entwicklun~ der Kinder w1d Jugendlichen in 
c\Pn ,fahren der Schulzeit entsprochen sein. 

Di e Sd1wi1~rigkeit und damit vielleicht auch die Be
sonderheit der Beratungen der Novelle im Kullurpoli-
1isd1~11 Aus~dlUL: lag insbesondere darin, daß bei der 
Terminologie und begrifflichen Bestimmung der Ge
~Qt 7.€'serfordemisse bereits dem neuen pädC1.gogischen 
w"~"n;o:P,<>h:<lt dt>s noch in der Beratung befindlichen 
V•JlkssC'.hulgesetzes vorgegriffen werden muUte. Die 
zcilweilig parallelen Beratungen des Kulturpolitischen 
Ausschusses gewährleisteten aber, daß die beiden schul
polilisd1 so bedeutungsvollen Novellierungen vom gei
sti~en Gehalt und der gesetzesmäßigen Form einen 
Guß darstellen bzw. die Novelle des Schulpflichtgesetzes 
dl•r Novelle des Schulgesetzes in der endgültigen Be
r::i 1 ung keine Schranken auferlegen wird. 

Der VPrlauf det· Beratungen des Volksschulgesetzes be
weist. daß es auch gut war, die Beratungen über das 
Sdllllpflich1gesetz nicht zu unterbrechen und hinter 
die B<>ratungcn des Volksschulgesetzes zu stelle n. So 
blf'ibt es dem Schulpflichtgesetz vorbehalten, die Volks
~hule für die Zukunft als Grundschule und Haupt
~chule «owie die im Rahmen dieser Schulen eingerich
teten Sonderschulen filr behinderte Kinder zu defi
nieren. 

Der § :t Abs. 3 des Gesetzentwurfs bringt diese klare 
Aus,;age und stellt damit schulpolitisch die Weichen für 
eine neue und moderne Entwicklung, von der der Aus
~d1uß e-rwartet. dal3 sie in kommenden Jahrzehnten 
fö)l"h RP~tand hat. 

Die im § 2 festgesetr.ten Zeil~n füt• den Beginn der 
Schulpflicht entsprechen den Erfordernissen, die sich 
aus dem neuen Schuljahrbe~inn am 1. August künftig 
ergeben. Nach wie vor bleibt die Möglichkeit, daß der 
Schulleiter die individuelle körperliche und geistige 
~ntwicklung eines Kindes berücksichtigen und auf An
trag der Erziehungsberechtigten ein Kind auch dann in 
die Schule aufnehmen kann, wenn es erst binnen drei 
Monaten nach dem allgemeinen Stichtag des 30. Juni 
das sechste Lebensjahr vollendet. 

Der Ausschuß hat die Problematik, die sich aus dieser 
Ermessensentscheidung des Schulleiters ergeben kann, 
sehr eingehend diskutiert und grundsätzlich iestgelegt, 
daß nur mt!<iizinii;t.:ht: ode1· !JSy..:hoiogisd1„ G r ünde ge
gen eine Einschulung auch nach ctem Stid1h1g der a ll
gemeinen Schulpflicht sprechen können. Eine noch im 
l:legierungsentwurt enthaltene anderslautende Vor
schrift, die auch sonstige Gründe gelten lassen wollte, 
wurde gestrichen. Damit ist der Grundsatz, daß nur 
solche Gründe gelten können, die im Wesen und in der 
Natur des Kindes liegen, und nicht, was der Ausschuß 
sehr stark befürchten mußte, llllter Umständen schul
organisatorii:che Dinge entscheidenden Einfluß auf die 
Stellungnahme des Schulleiters hätten, absolut gewahrt. 
Damit ist aut.h eine gleiche Behandlung der Schulan
fänger trotz untexschiedlicher schuiorgunisatorischef 
Verhältnisse in den einzelnen Städten gesichert. 

Eine wesentliche Hinzusetzung erhielt der § 3, der die 
Vorschrift über die Zurückstellung vom Schulbesuch 
regelt. Kinder im schulpfhchtigen Altei', die geistig oder 
körperlich noch nicht genügend entwickelt sind, um mit 
Erfolg am Unterricht teilnelunen zu können, können 
bis zu zwei Jahren vom Schulbesuch :r.urückgestellt wer
de!"- Diese E.ntsdieidung trifft das Schulamt im B~meh
men mit dem Schularzt nach Anhüren der Erziehungs
bcrcch ti~ten. 

' .•. . „ . . " ' • :·• " „ .. , . ~ 

Mit dieser Regelung \\•ird eine bessere fachliche, me
d1zinische und pädagogische Beurteilung der Schulreife 
eines Kindes garantiert. Die bisherige Zuständigkeit 
des Schulleiters wurde aufgegeben, weil bei den Schul
ämtern die größeren Erfahrungen in der ßeh<•ndlung 
der geistig noch nicht genügend entwickelten Kindei· 
gegeben scheinen. 

Bei der Behandlung dieses l!'ragenkomple>Ces - so darf 
ich mir erlauben, hier kommentierend <'in1.ufle<'hlen -
war die Sorge spürbar, wie die Zeit der Zurückstellung 
bei den betreffenden Kindern gut genutzt werden 
könne. Der Wunsch nach Einrldltung von Schulkinder
gärten liegt daher in der Luft. Dieses Problem wut'de 
zwar so nicht angesprochen; ich bin aber überzeugt, 
daß manches Mitglied des Kulturpolitischen Ausschus
ses sich eine entsprechende Notiz auf den Rand sein€r 
Arbeitsunterlage gemachL hat. 

1 Die Dauer der Schulpflicht wird im § 4 mit der FE!SL-

1 s_lellu.ng im Absatz 1 geregelt: „Die Pflicht zum Besuch 
1 der Volksschule endet nach neun Schuljahren ." Diese 
! Festlegung erfolgte bereits im Vorschaltgesetz. 
l. 

Hierzu liegt Ihnen auch ein Entschließungsantrag des 
Kult1.1rpolitischen Ausschusses als Drucksache IIi621 
vor, worin die Landesregierung er,;ucht wird, dem 
Landtag zu gegebener Zeit einen Erfahrungsbericht 
über die l!:inführung der Hauptschule und des !l. Schul
jahres vorzulegen und dabei insbrsondere zu der Frage 
Stellung zu nehmen, ob es sinnvoll erscheint, für die 
Ableistung des 9. Schuljahres die Wahl zwischen Haupt
schule Wld Berufsschule zuzulassen. 
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Gerade diese Frage hat der Ausschuß zusammen mil 
der Regierung sehr eingehend und gewissenhaft ge
prüft. Nach einem Anhöri.·crfahren, an dem die ein
schlägigen Lehrerverbände, Vertreter der Industrie und 
des Handwerks, der Gewerkschaft und der Berufs
fachschulen teilgenommen haben, sind die unterschied
lichen Auffassungen und gegensätzlichen pädagogi
schen Einstellungen zu dem Fragenkomplex sehr deut
lic.:h und damit auch nicht durchschaubarer geworden. 

Der Kulturpolitische Ausschuß behält sich daher eine 
nochmalige Überprüfung der Möglichkeit der Wahl, das 
9. Schuljahr an der Hauptschule oder an einer Berufs
fachschule zu absolvieren, vor. 

Der jetzige Gesetzgebungsakt schließt eine Anderung 
nach Vorliegen entsprechender Erfahrungsunterlagen 
nicht O.lUS. 

Eine besondere Rolle bei den Beratungen über die Er
füllung der Schulpflicht spielte auch die Überlegung, 
inwieweit bei guter Begabung eines Schülers nach der 
8. Klassenstufe der Besuch einer Berufsfachschule, de
ren Ziel etwa die zweijährige Vollzeitschule und al5 
Bildungsziel die Fachschulreife ist, gesta ttet werden 
könne. Dlescn Überlegungen konnte der Ausschuß nichl 
folgen, weil die 8. Klassenstufe bis zum Jahre 1976 s ie
ben J;ihre und vier Monate dauert. Hängt man noch 
zwei Jahre Hundelsschule an, so kommt man immt:?r 
nur ;1u! neun Jahre und vier Monate. Das bedeutet 
eine Verkürzung der Schulzeit um acht Monate; das 
möchte der Ausschuß nicht, und es widerspricht auch 
dem Hamburger Abkommen. 

Bei dieser Regelung sind jedoch für die privaten Schu
len gewisse materielle Nachteile mit Sicherheit zu er
w:1rten. Damii diese für die Zeit der Übergangsjahre 
ausgeschlossen sind, streben das Kultusministerium und 
der Kullurpulitische Ausschuß eine Überbrückungs
möglichkeit an, die sich unter Umständen darin anbie
tet, Jaß für die Zeit, an der die Privatschulen ohne 
Schüler sind, deren Lehrer vier Monate lang als ne
bcnamtlic.he Kräfte an den Berufsfach~chulen beschäf
tigt werden könnten oder eine finanzielle Zuwendung 
seitens des Landes in Erwägung gezogen wird. 

Im § G der Novelle erfolgt eine klare Herausstellung 
der Sonderschule neben die Grundschule und die 
Haupts~·hule. Damit sind die bisherigen Begriffe wie 
,.Hil!ssc.:hulc" oder ,,Heilpädagogische Schule" nicht 
mehr gültig. 

Der Text des Gesetzes und seine Festlegungen ergeben 
die künftige Aulgabenstellung, das pädagogische An
liegen und die bestmögliche Organisationsform des 
Sonderschulwesens. 

Die Einfügung der seeHsch behinderten Kinder in den 
Kreis der geistig oder körperlich behinderten Kinder 
lsl oine notwendige Di!!eren~erung gegenüber der bis
herigen Regelung und auch ein Erfordernis aus dem 
Hamburger Abkommen. 

Jm Absatz 2 des § 6 wird .testgelegt, daß die Pflicht 
zum Besuch einor Sonderschule ruht, wenn für das 
IGnd der Schulwltig unzumutbar und es nicht nach § 7 -
das ist die Unterbringung behinderter Kinder in ge
eigneten Anst.alten und Heimen oder Jn geeigneter Fa
milienp!kg.e - nach Entscheidung des Schulamtes im 
filinvcrnchmen mit dem Jugendamt versorgt werden 
kann. 

Zu dieser Festlegung wünscht der Ausschuß ausdrück
lich vor dem Plenwn festzustellen, daß es sich hierbei 
um keinen Freibrief für ein Untätlgsei.n ~r zuständi
gen Stellen handeln darf, sondern in jedem Falle die 
Aufgabe gestellt bleibt, für ausreichende Sondcrsc.:hulen 
zu sorgen. 

Daß b ei einer Entscheidung, ob ein Kind zum Besuch 
einer Sonderschule verpflichtet ist und welche Sonder
schule es z.u besuchen hat, das Schulamt nach Anhö
rung der Erziehungsberechtigten im Benehmen mit dem 
Schulanzt, soweit erforderlich, noch <in heilpädagogi
sches Gutachten einzuholen hat, ist tine auf Wunsch 
des Verbandes der Sonderschullehrer hereingeholte 
Festlegung in das Gesetz, die nach Meinnung des Aus
schuss~s allerdings nicht in jedem 1''alle erforderlich zu 
sein braucht. Es wird wohl in ·den meisten Fällen so 
sein, daß die Stellungnahme des Schularztes ausreicht, 
die Sondersd1ulverpflichtung zu entsc.:heiden. Sofern je
doch die Erziehungsberechtigten die Einholung eines 
heilpädagogischen Gutachtens wünschen. wird dies 
selbstverständlich geschehen. 

Die neuen Vorschriften über die Dauer und dit- Er
füllung der Berufssc.:hulpfiicht sind vom Ausschuß ge
mäß der Regierungsvorlage mit einigen terminologi
schen Änderungen angenommen worden. Im übrigen 
handelt es sich hierb~i um die Anpassung an die Vor
schriften über die Einführung des 9. Volksschuljahres, 
um die Ergänzung der Vorschr.i!ten über die Verlänge
rung der Berufsschulpflicht und die Möglichkeit ihrer 
er.satz.wcisen Erfüllung, 

Abschließend darf ich bc!'ichten, daß der Ausschuß das 
Kultusministerium ermächtigte, das Landesges"tz über 
die Schulpflicht im Lande Rheinland-Pfalz in der gel
tenden Fassung in neuer ParagraphL'nfvlge unter Be
rücksichtigung de..> Vorschallgesetzes bekanntzumachen. 

Die mit der Änderung des Schulpflichtgesetzes zw..i.ngs
läufig verbundenen Gesetzesänderungen b eziehen sich 
auf das Realschulgesetz, das Landesgesetz über öffent
liche Berufsbildende Schulen, das Privatschulgcset.z und 
das Landesgesetz über die Schulgeldfreiheit; in der 
Vorlage II/613 sind es die Artikel 2 bis 5. 

Mit dem Abschluß der Beratungen erklärt der Kultur
politische Ausschuß das umfangreiche Vorlagen.mate
rial - a ufgeführt unter II. der Drucksache ll/613 - für 
erledigt. 

Ich darf Ihnen namens des Au.sschusscs die Annahme 
des Änderungsantrages zur Drucksache II/561 empfeh
len, ferner eile Annahme des Antrages Drucksache II/ 
619, womit der Urantrag der Frnktionen der CDU, SPD 
und FDP - Drucksache II/197 - erledigt il;t, die An
na.h_,1,e des Antrages Drncks<tche II.'620, womit d.cr Ur
antrag der SPD-Ft·aktion über die Änderung des Sc.:hul
pfiichtg·esetzes für et'ledigt erklärt wird, sowie den 
Entschließungsantrag Drucksache II/621. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Picdmont: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatt~r für seinen Be
richt. Ich eröffne die Besprechung, -

(Abg. Martenstein meldet sich zum Wort.) 
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(Vlzeprllstdent Pledmont) 

- Wollen Sie zu dem Antrag Drucksache IJ:i633 spre-
<'hE'n? 

(Abg. Martenstein: Ja!) 

- Den rufe ich vor der dt'itten Lesung auf, Herr Mar
~cnstein ! 

AndP.rP Wortmeldungen liegen nicht vor. - Dann kom
men wir in zweiter Lesung ~r Abstimmung. Wer dem 
Antrag Orucksac.he Ili619 - d.as ~st der Antrag des Kul
turpolitischen Ausschusses, womit der Antrag Druck
sadtt! II„ 197 erledigt wit·d - sein.e Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! 
- ~timmenthaltung! - Einstimmig angenommen! 

I.;t t'Ufe nunmeh1· auf die Drucksache W620, mit der 
<iElr Antrag Drucksache IIi476 erLeidigt wird. Wer die
sem Antrag seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Hanw..eichen. - Gegenprobe! - Stimment
haltung! - ~instimmig angenommen! 

kh l'ufe nunmehr auf die Drucksache Il/613 unter Bc
l"Ü<'ksimtigung der beiden soeben beschlossenen An
träge, Wer der Drucksache II/613 des Kulturpolitiscl1en 
Aus~~·hussf'hl in 7.weiter Lesung seine Zu~timmung ge
lh=11 will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen
prnbe! - Stimmenthaltung! - Eü1stimmig angenommen! 
Wir kommen jetzt zur dritten Lesung. Ich geb~ das 
Wort dem Herrn Abgeordneten Martem-tein (FDP) und 
rufe gleichzeit>ig den Antrag Drucksache ll/633 auf. 

Abg. Martcnstein: 

Herl' Präsident. meine Damen und Herren! Zur Be
gründung uns~re:; Antrages Drucksache II/633 eine 
kurze StPliungnahme. 

Das Landesgesetz zur Änderung des Scb.ulpfiichtgeset-
7.es hal im wesentlichen die Bedeutung eines Anpas
sungsgesetzes. Es dient der Anpassung ·unserer Rechts
vut·schr i!ten an die Regelungen des Hamburgel' Ab
kommens der Herren Ministerpräsidenten zur Verein
hE"itlkhtm.g des deutschen Schulwesens. 

Die politische Entscheidung war bereits mit der Ak
zeptit>rung dieses Abkommens gefallen; übrig blieben 
die technischen Re.gelungen, die das 9. Volksschuljahr 
angeh"°'n, der Schuljahrumstellung, es blei~n mancher
le.i Verbesserungen der Einrichtungen, Vorkehrungen 
für behinderte Kinder. Das sind alles Dinge, zu denen 
wir unsereri;.eits freudig ja eagen. 

UnbC'achtet aber blieb unseres Eracbtens ein Gesic:ht:;-
punkt, der wichtig genug ist, i:hn in Rechnung zu stel
len. Wir meinen eine Einsicht, die sich Jn den letzten. 
Jahren zunehmend durchgesetzt hat, die Einsicht, daß 
w ir Deutschen in unserem Bildungssystem den Zeit
f aktnr all.zu sehr vernachläss~gt haben mit der Folge, 
daß un$ere jungen Leute um J,ahre später in eigen
\'C'rantwortliche Tätigkeit einrücken, als die der ande
rl'n m<i<lernen Kulturnationen, und <laß das optimale 
Bl'.'rufsP.intritt..~alter namentlich bei den akademischen 
BF;>rufen weithin überschrltten wird. 

Diese Erkennt.nisse, die sich vor allem mit dem Namen 
rl~ Runde.~tags;ibgeordneten Dr. Dichgans verbinden, 
beginnen sich bezüglich der Hochschulen bereits aus
zuwirken. So verfolgen die soeben herausgegebenen 
Empfeh~ungen des Wissenschaftsrates zur Stu.dien
reforvn das klare Ziel, zu einer V.erkilrz·ung überlanger 
Studienzeiten zu gelangen. 

Alwr die Bemühungen, die Gesamtausbildung unserer 
Ju.gend jeweHs in einem vernünftii.gen Alterszeitpunkt 

abzuschließen, d~rfen nicht erst bei der Hochsd1ule 
einsetzen. Dichgan-s stellt zum Beispiel fest, daß wir in 
der Bundesrepublik bereits das .höch~te Einschulungs
alter der WPlt haben. Es liege in der Mitte zwischen 61/t 
und' '7 Jahren und solle sich bei der Umstellung auf 
den Herbstbeginn in einigen Ländern noch weiter er
höhen. 

Leider treffen <lie Feststellungen des Herrn Dr. Dich
gan-s zu, un.d das geht auch Rheinland-Pfalz an. Blsher, 
metne Damen und Herren, begann die Schulpflicht am 
l. April !Ur alle Kinder, die bis zum 31. März eln
schließl ich das 6. Lebensjahr vollendcl hatten. Das 
durchschntttliche .Einsdwlungsalt.er lag mithin bei sechs 
Jahren und secl\s Monaten. Nach der beabsichtigten 
Neufassunt? des ~etzes soll die S_chulpflid1t bei der 
Herbsteinschuhmg aber nur die KindPr erfassen, die 
vor dem 30. Juli das 6. Lebensjahr volloenden. 

Da das Schuljahr nach den großen Ferien künftig Ende 
AugustiAnfang September beginnt, bedeutet diel'e Re
gelung, daß das Einschulungsalte r prnUiscb um nahe
zu zwei Lebensmonate auf durchschnittlich fas t sechs 
Jahre und acht Monate hinaufgesetzt wird. Ein Kind , 
das nm 1. Juli gcl>ur~n wird. kommt normalerweise erst 
mit sieben Jahren und zwei Monaten in die Schule. Mit 
anderen Worten, es wird in Zukunft nur wenige junge 
Leute geben. die Aussicht haben. vor Vollendung des 
20. Lebensjahres die Reifeprüfung an der höheren 
Sehulc> ab7.ulegen. 

Das Durchschnitt~~lter dPr Abiturienten in d er Bundes
republik liegt heute schon bei 201/2 Jahren. Es wird 
sich also noch weiter erhöhen. Vor wenigen Jahrzehn
ten lag das Durchschnittsalter unserer Abiturienten 

· ürifü'i." '20""J"ä'l'i'i'Crt.' 'Auch In diesem Hause, so nehme ich 
an, 'bc!Iriden sich P ersönlichkeiten, die in der Ver
gangenheit ihre Reifeprüfung unterhalb de1· Schwelle 
des 20. Lebensjahres bestanden haben und trotzdem 
und vielleicht gerade deshalb einen vorzüglichen Stu
diener:folg für iüch aufzuweisen haben. 

Meine Fraktion plädiert nicht dafül', sich vom Ham
burger Abkommen zu lösen. Der Spielraum, der uns 
gegeben ist, ist ein enger Spielraum. An der vorge
sehenen Fassung des § 2 Satz l über den Regelbeginn 
der Volksschulpflich t läßt sich deshalb überhaupt nich!R 
ändern. Wohl aber haben wir einen Spielraum beim 
Absatz 2. Die nochmalige 

0

Hinau~schiebung der Regel
schillpflicht um einen oder zwei Monate mit Rücksicht. 
auf die 10 oder 1!> Prozent der bisherigen Scliulanfänger, 
die noch nicht die voile Schulreife mitbrachten, braucht 
und darf nicht dazu führen, auch die begabten Kinde !' 
später einzusChulen; denn für sie wäre es ein Nachteil, 
um nicht zu sagen eine Strafe. Der Vorschlag meiner 
Fraktion greift deshalb eine Anregung auf, die im Kul
turpolitischen Ausschuß unserer Erinnerung nacl1 von 
.dew. .Herxn Koll~it;n Gaddum gemacht wurde, nämlich 
aus . dem „können„ im ersten Satz des Absatzes 2 e in 
ttsollen" zu machen. Das würde darauf hinauslaufen, 
daß die Eltern unter der Voraussetzung der vollen 
Schulreife eine Anwartschaft darauf erhalten, daß ihr 
Kind, wenn es in dieser Zeitspanne gebot·en ist, n och 
mit eingeschult wird. Das wären die Kindet", die am 
Einschulungstag ' mindestens fünf Jahre und elf Monate 
bis sechs 'Jahre und zwei Monate alt sind. 

Darüber hinaus aber schlagen wir vor, für die voll 
schulreifen Kinder des nachfolgenden Quartals unter 
Benutzung des Wörtchens „können" wenigstens die fa
kultative Möglichkeit einer früheren Einschulung zu 
schaffen. Hier mag die Schulbehfüde einen strengen 
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Maßstab anlegen. Bei hervorstechender körperlicher 
und geistiger Reife soll der Einschulung im Alter von 
!ünf Jahren und acht Monaten bis fünf Jahre und elf 
Monate aber kein unübersteigbares gesetzllches Hinder
nis bereitet werden. Soweit zum ersten Punkt unsere!> 
Antrages! 

Der Gesetzentwurf verstößt aber noch in einer zweiten 
Hinsicht gegen das Anliegen, die Gesamtausbildungs
zeit der deutschen Jugend mindestens nicht ohne Not 
noch weiter zu verlängern. Es sind sich, glaube ich, 
alle Fraklionen dieses Hauses darüber einig, daß der 
Zweite Bildungsweg nicht erschwert, sopdern erleich
tert und >veiter ausgebaut werden muß; das heißt, alle 
Wege für wirklich begabte Jugendliche, denen nad1 
der Grundschule der Besuch einer weiterführenden 
Schule versperrt war, um zum Bildungsstand der Mitt
leren oder Hochschulreife zu gelangen. Zu den ältesten 
und bewährlesten Einrichtungen dieser Art darf die 
zweijährige Berufsfachschule gerechnet werden, nament
lich in ihrem kau!männischen Zweig der zweijährigen 
Handelsschule. Die Schüler dieser Schulart sind be
gabte Volksschulabsolventen, die bisher auf Grund 
einer erhebliche Anforderungen stellenden Aufnahme
prüfung ausgelesen wurden. Das Abschlußzeugnis der 
zweijährigen Handelslehranstalten wird von der Wirt
schaft und der Verwaltung der Mittleren Reife gleich
gestellt. Außerdem vermittelt es die sogenannte Fad1-
schulreife und damit die Beredltigung, höhere Fach
schulen zu besuchen. 

Diese Form der Mittleren Reife konnten begabte Volks
sdlüler nad1 der bisherigen Regelung im gleichen Le
bensalter erreichen, wie Gymnasiasten oder Realschüler 
die ihre. Es \\lärc deshalb bedauerlich, \\'enn v.,rirklich 
begabte Volksschüler künftig alternmäßig gegenüber 
gleichaltrigen Realschülern diskriminiert würden, die 
mit neun Jahren und vier Monaten ihren Schulabschluß 
erreichen. Das geschieht aber, wenn man bezüglid1 des 
9. Pflichtschuljahres nid1t mindestens eine Begabten
klausel dergestalt einbaut, daß wirklid1 begabte Schü
ler im 9. P!lichtschuljahr an Stelle der Hauptschule eine 
berufsbildende Vollzeitschule besuchen durfen. Mit dem 
Verhältnis der Berufsfacllschule zum 9. Pflichtschul
jahr hat sich der Kulturpolitische Ausschuß ausführlich 
bcschä!tigl. Er hat es schließlich abgelehnt, generell die 
Möglichkeit zu scha!!en, auf Eltemwunsch das 9. Pflicht
schuljahr an einer Vollzeitberufsfachschule statt an der 
IIauptschule abzuleisten. Für diese Entscheidung war 
einmal maßgebend die Überlegung, daß während der 
vor uns liegenden achtjährigen Übergangsfrist die Ge
samtschulzeit nicht neun Kalenderjahre, sondern nur 
acht Jahre und vier Monate betragen würde, und ferner 
der Wunsch, eine ge!ährlidle Auslaugung der künfti
gen Hauptschule zu vermeiden. Das war ganz so, als 
fürchtete man die Nebenfolgen bei der Jagd auf die 
Begabten. 

Eine Existenzgefährdung der zweijährigen Berufsfach
schule ,glaubte der Ausschuß nach dem Beispiel anderer 
Bundesländer nicht befürchten zu brauchen. Er mag 
darin recht haben. Auch für die Wirtschaft und die 
Verwaltung mag es zu verkraften sein, wenn sie ihre 
Lehrlinge von der zweijährigen Handelsschule künftig 
für die kommenden acht Jahre nur mit einer vier
monatigen Alter9Verspätung ~rhalten. Nicht hingenom
men werden k.ann aiber unseres Erachtens die Ben.ach
teili.gung besondCt"S Begabter, für die der Erwerb des 
A!bschlußzeugnisses der zweijährigen Beru!.s!achschule 
der Start zur Ing,enicurschule und zur höheren Fach
schule bedeutet. Die Einsicht, daß di·e bisherige T-en
denz des deutschen Bildungswesens praktisch auf eine 

Vernachlässigung der Förderung frühcntwickelter Kin
der und Schüler mit besonders gutem Auffassungsver
mögen hinausläuft, beginnt überall auch au! anderen 
Gebieten in das öffentliche Bewußtsein z.u rücken. 

Ich habe eine Denkschrift der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher höherer Schulen in der Hand, worin au! 
diese Gesichtspunkte mit Nachdruck hingmviesen wird, 
zum Beispiel bezüglich eines Spielraumes im Schul
eintl'itisalter, wie es von uns vorgeschlagen wird, aber 
auch auf die Möglichkeit einer Kürzung der Gymnasia!
zeit, zum Beispiel auf das überspringen von Klassen, 
wie es in früherer Zeit ebenfalls in nicht .unbcträcht
lic...11C?m umrang gesu"'lah. 

Vielleicl1t erfolgt der EID-wand, Rheinla nd-Pfalz möge 
keinen Alleingang unternehmen. Nun, es kam im Aus
schuß bereits zur Sprache, daß unser Nachbarland Hes
sen sogar die abgelehnte generelle Ableistung des 9. 
Pflichtschuljahres an einer Beru[sfachschule statt an 
der Hauptschule zuläßt. Es ist nach meinen neuesten 
Informationen unrichtig, daß das hessische Kultus
ministerium daran denke, diese Regel ung wegen der 
Gefahr der Auslaugung der Hauptschule aufzugeben. 
Aber sehen wir von Hessen ab. 

(Kultusminister Dr. Orth: Ist denn Hessen für uns 
in der Sache maßg,eben.d?) 

- Nein, keineswegs; ich darf aber He3sen als Beispiel 
anbieten. 

(Kultusminister Dr. Orth: Sie waren doch im 
Ausschuß selbst der Meinung, daß niemand mit 

71/ 2 Jahren die Pfiichtsd1ule verlas.s(!n dürfe!) 

- Diese Meinung habe ich nicht gehabt, id1 habe s ie 
lediglich bedacht. Aber sehen w ir von Hessen ab. Der 
Landtag von Nordrhein-Westfalen hat soeben eine Än
derung des Schulpflichtgesetzes verabschiedet, in des
sen § 22 es unter der Überschrift „Berufsbildende Voll
zeitschule" heißt: 

Der Kultusminister wird ermächtigt, <l.urd1 Recllts
verordnung im Einvernehmen mit dem Kultur;ms
schuß des Landtags zu bestimmen, unter welchen 
Voraussetzung.eo ein Schüler im 9. Pfi.ichtschuljahr 
an Stelle der Volksschule eine berufsbildende Voll
zeitschule besuchen kann. 

Sie sehen dar.aus, die von uns vorgeschlagene Formu
lierung ist .demgegenüber verhältnismäßig vorsichtig. 
Ich meine, gerade wer .eine Benachteiligung der Ha upt
schule vermeiden will, muß unserem Vorschlag zustim
men, um die Hauptschule nicht doch von vornherein 
mit der Belastung zu beha ften, daß man über 1::ii.e nur 
mit Zeitver lust zu einem höheren Bildungsstand ge
langen kann. 

Aus diesem Grunde erbitten wir Ihre Zustimmung zu 
unserem Änderungsantrag Drucksache II/633. 

(Beifall be i .c!er FDP.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Gaddum (CDU). Ich 
bitte Lhn, den Antrag II/621 des Kulturpolitischen Aus
·Schusses mitzubehandeln, damit wir ihn nachher nicht 
nochmals besonders aufzuru~en brauchen. - Bitte sehr, 
Herr Abg,eordneter Gaddum. 
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Abg. Gaddum: 

Herr Prä~i<IPnt! Sehr verehrte Damen! Meine H erren! 
Der Antrag der Fraktion der FDP, den \llir jetzt in 
<lrll.t E>r Lesung bell;.11deln. trlf.fl. :z.wei neuralgische 
P unkte des Gesetzes. Idl möchte jet.zt auch nach der 
;iusführlichcn ~richterstattung nur :z.u dies.en beiden 
Pw1kten in aller Kürze Ste llung nehmen. 

Im n~t.en Tei·I läuft rler Antrag der FDP darauf hin
au~. die bishE>rige Kann-Bestimmung strenger zu fassen, 
das ht>ißt praktisch eine Muß-Bestimmung an ihre 
Stelle ru set7..en. Unsere Ant'egung war es seiner~t 
auch. an <liese Stelle ein „sollen" zu. setzen und einen 
Nacti~at7. im § 2 Abs. 2 zu streichen. wo es heißt, daß 
diE> Zurück~tellung erfolgen „kann". Wörtlich hieß es 
dm't : „und sonstige Gründe nicht entgegenstehen". Die
,<;en Nachsatz haben wir ge~trichen. Herr Kollege Dr. 
Storch meinte damals - ich habe im Protokoll nochmals 
n~('h.t>(i::ol<>!<i>n - , mit der Streichung dieses Nachsatzes 
sei u nserem Anliegen Rechnung getragen. Wir haben 
uns d;.inn w di~er gemeinsamen Regelung v.erstanden. 
E:; gibt aber auch noch eine ausgezeichnete Begrün
dun~, den Antrag ablehnen zu müasen. Ich darf sie 
kui~1. vorlesen: 

Im lnt..eresse der beiroffenen Kinder und ihrer 
SchLLJ.kl·assen erscheint es dringend erforderlich, das 
l•:inschulungsalter etwas heraufzusetzen. Die Erfah
rnn,g hat gezeigt, daß Kin.der, die in der Zeit vom 
1. .Jiinuar - nach den alten Zeitmaßstäben gerech
ne t - his :io. April das 6. Lebensjahr vollenden und 
nach den bisherigen gesetzlichen Vorsd:irifteu 
pftlcht~emäß ein.geschult wurden, überwiegend zu 
den untersten Leistungsgruppen ihrer Klassen ge
hören. 

1F.~ wir<i ::il~o in der Begründung dargestellt, daß an 
sich die Io;in"chulung zu früh .erfolge und daß sie spä
tt>t' „!'folgen müsse. 

Was ich hier vol'gelesen habe, ·ist die Begründung des 
.F'UP-U~ntr~ei:: DruC'ksache IIi331 aus dem Jahre .1961 ! 
Hit>1' ii;t offensichtlich bei der FDP e in Umsdiwun,g in 
dt>r Üh1•rlerrun~ zu verspüren V'On 1961 au! 1966. Wir 
sind HbPr di>r Meimmg, daß di.e Überlegungen, die sei-
11 e1•;.r.ei~ maßgeblich gewesen -sind, auch heute noctl 
maß~f'blkh ~ein sollten und man bd der Vorlage des 
K u lturpoliti-.;chen Ausschusses bletben solle. D~ An
liegE'n von f-T.prwn Dkhgans kann ma.n nach meinem 
Dafüt'halt.f'Tl in vi.elen anderen Punkten .durchaus Rech
nung t11<1g~n lm Laufe des Bildungsweges. Ich glaube, 
d:1~ Hauptproblem. das Dich~ns angesprochen hat -
rlii> r:in;;d1t1lung hat er auch angesprochen - liegt nicht 
bd dPr Einschulung, sondern .an sich bei dem weiteren 
Abl<-1.uf dei; Bildungswt>gE!!:l, dem lnei.nandergreif.en cter 
eim.„lnf'n AusbHdungswege. kh glaube, es wäre nach 
d<>n prominenten pädagog~schen Aussagen ei.n Rüclc
::.dll'itt. wenn wir dem Antr.ag der FDP folgen würden. 

Zum Punkt 2. der die Wahlmöglichkeit betrüft, kann 
ieh mich au( den f;ntschließun!1)Santrag 11/621 beziehen, 
den cter Herr Präsident eben noch mit auligerufen hat. 
Wir si11<l uns der Problematik dieser Angelegenheit 
d u rrn1rns bewußt . Aber au f der an.deren Seite hat de1· 
Aus . .;d111U di>n Bedenken Redmung getragen, indem er 
dit• L andesl'egierung ersucht, dem Landtag zu gei:ebe
ner Zeit - wir meinen, d as solle relativ kurzfristig ge
scht1he11. sob<tld Erfahrungen vor.liegen -, einen Erfah
rung,..bl'ric:ht ü:ber die Einführung der Hauptschule und 
dP.~ 9. Schuljaht'es vor.zulegen, und dabei insbesondere 
zu df'l' Y.'1·age Stellung zu nehmen, ob es sinnvoll er
;;chl'int„ füt· die Ableistung des 9. Schuljahres die Wahl 

zwischen Hauptschule und Berufsfachschule zuzulas
sen. Wir meinen, wir sollten d iese Beobachtu ngszeit 
abwarten. Es spricht vieles dafür, daH die Regelung 
obne. Wa:hlmöglichkelt durchaus durch"Zuha lten ist, vor 
allen Dingen während der Zeit der Kurzschuljahre. 
Wir sehen nicht die Gründe, aus denen heraus t'S ve1·
antwortbar erschiene, K inder schon nad\ praktisch 71/2 

Jahren Schulpfücht ih re Wa hl h insichtlich d e r Ber ufs
fach:schule treffen zu lassen. Wir bitten deshalb, den 
Zusatzantrag in beiden P unkten abzulehnen. 

(Beifall bei de r CDU.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Barthel (SPD). 

Ahg. ßarth~I: 

Herr Präs1de nt! Meine Damen un.d Herren! Auch .ich 
will mich im wesentlichen auf die beLden Anträge der 
FDP bescl1ri:inken, obwohl es r eizvoll gewesen w äre, 
zum Schulpflichtgesetz - es hätte das vel'dient - einiges 
mehr zu sagen. Aber die fortgeschri ttene Ze it verbietet 
das ~"Ohl. 

Der Antrag der FDP, der in der Frage der Einschulung 
eine i:lndere Regelung vorsehen m öchl.e als es im Schul
pfiichtgeset:z. niedergelegt ist, geht von der nieuen Er
kenntnis ;;ius - das hat der Herr Kullege Gaddum klar
gemacht -. die di~ FDP von 1961 bis heute gewonnen 
hat, dAß es allem Ans cheine n1H~h l'ichUger sein soll, 
d1e Kinder früher .eim:u,:;chulen. Wir wollen n iemand 
daran hindern, neue Erkenntn isse zu gewinnC'ln, die 
wir heute auch den ganzen Tag ü ber weitgehend in
sofern i;ehört haben, a ls gerade die Vertretet· der FDP 
<lavon .ge;prochen haben, daß die künftige H auptschule 
eine welterführende Sdwle werden soll. Im Kultur
po~itischen Au.sschua haben die Vertreter der 1''DP na
mens ihrer Fraktion das weitgehend und in vielen Dis
kussionen immer wieder bestritten. 

WeQ.n ni,m, hier .ein neuei· Vot•schlag kommt, dann soll 
man zunächst die Konsequenzen bedenken. Man kann 
durchaus -davon spt·echen, daß in der cll"utscht>n Schule 
der Faktor „Z.eil" seither et·woas unberücksichtig t ge
blieben ist . Aber man lmnn, glaube ich, nicht oben und 
unten ab~chneiqen, denn wenn man das zusammen
r.echnet, wird das VoLksschulkind dreizehn Jahrt> und 
ein Monat alt sein, wenn es in die Berufs fachschule 
übergeleitet werden soll. Ich glaube, da m it ist auch ein 
begabtes Kind wesentiich überfordert. Nicht nur die 
Kuw.schuljahre ·schreiben uns dann vor: schreibe 
schneller, isondem auch die beiden Verkürzungen, die 
SiP jetzt hier m it hine~nbringen wollen, würden einen 
solchen Auftrag .an Lehrer un d: Kinder n icht umgehen 
lassen. Sie sollten aber wissen, daß man e inen solchen 
Antrag geben, aber n icht realisieren kann. W-ir glau
ben, daß die Vorlage des Schulpttichi\\:PSP-1.7.~, die vor
sieht, daß die ~inder, die bis Dezember eines Jahres 
das 6. Lebensjahr beenden, a uf Antrag der Erziehungs
berectitigten eingeschult werden können, völlig aus
reicb.L w1d d>aß es nicht notwend ig ist„ aus diesem „kön
nen" ein „sind" zu machen, insbe!iondere dann nicht, 
wenn dieses „sind" dann dod1 an unbe:>ti.mmte Bedin
gungen gebunden i;;t, nämlich die, „ wenn es d'ie für 
den Schulbesuch erforderliche körperliche und geistige 
Reife besitzt". 
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Diese Feststellung muß also vom Schulamt ohnehin ge
tro!!cn werden. Sie unterschätzen eigentlich die Schul
ämter, wenn Sie ihnen unterstellen, daß sie dann, wenn 
sie die körperliche und geistige Reife tatsächlich im 
Ausnahme!aHe einmal festgestellt haben, aus willkür
Iiclien Gründen die Einschulung nicht gestatten würden. 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr gut!) 

Wir glauben also, daß wir einem solchen Antrag, 
der auch eine Unterschätzung unserer Schulverwaltung 
voraussetzt, nicht zustimmen können. 

Nun zum § 5. Hier wollen Sie, meine Herren von der 
FDP, was Sie auch im Ausschuß wiederholt vorgetra
gen haben, daß die sogenannte Wahlfreiheit nach dem 
theoretischen 9. Schuljahr gewährleistet wird. Sie selbst 
wissen, daß es in der Volksschule 

1. keine neun Schuljahre für die nächsten acht Jahre 
gibt, sondern nur ein 9. Schuljahr, das tatsächlich 
nur aus vier Monaten besteht, 

2. in Rheinland-Pfalz es nur in wenigen Städten mög
lich wäre, zu den kaufmännischen Berufsfachschulen 
überzuwechseln, da zweijährige gewerbliche Berufs
fachschulen nicht vorhanden sind, 

3. diese kaufmännischen Berufsfachschulen nach der 
Zahl ihrer Lehrer unrd ihrer Räume nicht in der Lage 
wären, die Schüler aufzunehmen. 

Diese Voraussetzungen müßten aber erfüllt sein, wenn 
man von Wahlfreiheit sprechen will. 

Gewiß, man könnte über die Frage, ob einer Anderung 
dieser Überleitung in die Berufsfachschule stattgegeben 
werden soll, vielleicht ganz anders reden - ich sage sehr 
eindeutig: vicllcic.l-it - , v1enn hier tatsäc.11Iich ein volles 
9. Schuljahr, das ein volles B. Schuljahr voraussetzt, 
gegeben wäre. Das ist aber nicht der Fall, sondern wir 
haben bis zum Jahre 1975 die Kurzschuljahre und die 
Ergebnb·se und Konsequenzen daraus zu tragen. Des
wegen sind wir der Meinung, daß wir im Augenblick 
eine solche Entscheidung, wie sie hier von der FDP 
gefordert worden ist, nicht treffen können. Wir haben 
gemeinsam - das hat der Herr Kollege Gaddum vorhin 
schon vorgetragen - noch keine endgültige Entschei
dung getroffen, obwohl man, wenn man die Haupt
schule neuen Stils will, wie das heute wiederholt vor
getragen worden ist, eigentlich nicht das eine wollen 
und gleichzeitig wieder dieser Hauptschule die Mög
lichkeit nehmen kann, sich zur Hauptschule zu ent
wickeln. 

{Abg. Völker: Sehr gut!) 

Denn die Hauptschule - Herr Kollege Dr. Storch, Sie 
haben aus dem Gutachten des Deutschen Ausschusses 
zitiert - besteht ja nicht aus dem fünften bis achtein
halbcn Schuljahr, sondern sie besteht - das haben Sie 
auch zitiert - aus der Förderstufe, die Sie leider ab
lehnen, und aus dem 7. bis 9. Schuljahr, dem wir einen 
neuen Auftrag geben, an die - so steht es a uch in dem 
Gutachten - ein 10. Schuljahr unbedingt angeschlossen 
werden soll und muß. Wenn man das alles würdigt und 
da mit seine Begründungen formuliert, dann kann man 
doch nicht gleichzeitig wollen, daß diese gleiche Haupt
schule nur acht Jahre und vier Monate dauern soll. 

Wir müssen daher die beiden Anträge, die die FDP in 
der Drucksache II/633 gestellt hat, ablehnen. 

{Beifall der SPD.) 

Vizepräsident ricdmont: 

Da s Wort hat der Herr Abge ordnete Ma rtenst ein (FDP). 

Abg. Martenstein: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Befürchten Sie nicht, daß ich noch einmal längere 
Zeit sprechen werde. Ich treffe wenige, knappe Feststel
lungen. 

Meine Damen und Herren dieses Hauses! Wir haben 
uns nicht einmal, sondern sehr oft mit großem Fleiß 
und viel Hingabe des schwachbegabten Kfndes erin
nert und für das Sonderschulwesen alles getan, was in 
den Kräften des Landes lag und liegt. Wenn wir an 
diese Kinder denken, dann haben wir umgekehrt auch 
die Verpflichtung, an das Recht des begabten Kindes 
zu denken. Für das begabte Kind ist dieser Änderungs
antrag zu§ 2 Abs. 2 gedacht. 

Zu der Frage des 'Obergangs aus der Haupt~chule in die 
Berufsfachschule möchte ich folgendes bemerken: Der 
Übergang der Grundschüler erfolgt demnächst nach 
drei Jahren und acht Monaten; das ist unbestritten. 

(Abg. Thorwirth: 1974!) 

- Ich kann es Ihnen mit einem Beispiel sagen, Herr 
Thorwirth .. Die Kinder, die jetzt aus dem 2. Schul
jahr gekommen sind, sind nunmehr in das 3. Schuljahr 
gekommen. Sie werden bis zum 30. November im 3. 
Schuljahr bleiben. Am 1. Dezember werden sie Schüler 
des 4. Grundschuljahres. Sie werden vor dem Beginn 
der nächsten Sommerferien aus der Grundschule ent
lassen und haben dann mit drei Jahren und etlichen 
Monaten Schulzeit die Aufgabe, den Anschluß in der 
Sexta der höheren Schulen zu finden. 

(Abg. Thorw~rth: Nehmen Sie die Hauptschule 
mit, dann kommen Sie auf 1974 !) 

Was man den Grundschülern an Aufgaben auferlegt, 
das kann man dann auch den Hauptschülern aufel'legen. 
Wir sind nicht der Meinung, Herr Kollege Barthel, daß 
wir die Hauptschule irgendwie zahlenmäßig auslaugen. 
Dies trifft auch dann nicht zu. wenn man von der Be
gabung ausgeht. 

Wir haben - so wie ich die Statistik des Landes kenne -
annähernd 360 000 bis 400 000 Kinder in unseren Volks
schulen. Wenn Sie diese Zahl durch derzeit acht Schul
jahre teilen, dann haben Sie eine Zahl von 45 000 bis 
50 000 Kinder je Schuljahr in der derzeitigen Volks
schule. Die Kapazität unserer Berufäfachschulcn beträgt 
nur wenige tausend Schüler, welche die Aufnahmebe
dingungen eines Besuches der Beruf:>fach~chule zu er
füllen haben. Gemessen an der Zahl der Schüler einer 
Volksschule oder späteren Hauptschule, denen der 
Übergang in die Berufsfachschule erleichtert werden 
soll, ist die Zahl der Schüler, denen ein vorzeitiger 
Übergang erleichtert werden soll, nicht von entscht:!i
dender Bedeutung für die Existenz der Hauptschule. 

Lassen Sie sich noch einmal folgendes sagen: Man muß 
das 9. und 10. Schuljahr auch einmal aus der Sicht des 
berufsbildenden Schulwesens sehen. Es ist nicht gleich
gültig, meine Damen und Herren, wie die Zuordnung 
dieser Schule erfolgt. Schon - das sage ich sehr betont -
spricht man vom 10. Schuljahr an der Houptschule. In 
Berlin ist diese Entscheidung bereits gefallen. Wir be
fürchten, daß mit der heutigen Entscheidung eine das 
9. Schuljahr angehende Vorentscheidung gctroffon wird, 
die irgendwie einen Bezug hat zu der übct'lieforten 
Dreigliederung unseres gesamten Schulwesens über
haupt. Ich ·mache diese Bemerkung aus der Betr·ach
tung d er Schulorganisationsvorste llunge n de r Städte 
und der Lä nder, der en Schulideal in der Gesamtschule 
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zu sehen is t. Was am Ende mit dem berufsbildenden 
Schulwesen innerhalb der Gesamtschule sein wird, das 
weiß ich aus eigener Einsicht. 

Vizcprisldt•nt Piedmont: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Id1 komme 
zur Abstimmung über den in der Drucksache II.'633 ent
haltenen Antr~g. Wer diesem Antrag zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen
probe! - Stimmenthaltungen! - Der Antrag ist init den 
Stimmen der CDU und SPD abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den in der Drucksache II/621 
entha ltenen Entschließungsantrag des Kulturpolitischen 
Ausschusses abstimmen. Wer diesem Antr~ zustim
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge
genprobe! - Stimmenthaltungen! - Der Antrag ist ein
slimmig a ngenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung in dritter Lesung über 
das Zweite Landesgesetz zur Änderung des Schul
pflichtgesetzes. Ich rufe auf die Artikel l, 2, 3, 4, 5, 6 
und 7, Einleitung und Überschrift. Wer diesem Gesetz 
zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom Platze zu 
erheben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Ein
stimmig angenommen! 

ll"h rufe nunmehr Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage der Fraktion der FDP betreffend 
VP.rstärkung der Verwaltungskräfte an den 

Gymnasien 

- Dr ucksache II/607 -

Zur Begründung e rteile ich das Wort dem Herrn Abge
ordnete n Martenstein (FDP). 

Abg. Martenstein: 

Her r Präsiden t! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Herr Dr . Skopp, sind Sie doch nicht so böse; ich 
kann doi:h nicl1ts da!ür, daß ich schon wieder aufge
rufen worden bin. 

(Abg. Dr. Skopp: Aber Herr Martenstein, ich darf 
mich doch mit m einem Nachbarn unterhalten! 
Sie sind mir so sympatisch„ daß ich das nie tun 

würde!) 

- So, dann bin ich völlig beruhigt, und Sie werden wohl 
auch die Geduld aufbringen, sich die paar Sätze, die 
ich zu sagen habe , anzuhören. Ich habe gedacht. Sie 
hätten eine auf mich gezielte Bemerkuni gemacht. Ich 
habe mich getäuscht, und ich bin völlig beruhigt. Ich 
kann wirklich die drei Sätze sagen. 

(Vizepräsident Piedmont: Zur Sache, Herr Mar
tenstcin! - Abg. Dr. Skopp: Sie sind einem Irr
lum uni.erlegen. Nein, das tue ich aus zwei Grün
den nicht; aus Gründen der Sympathie nicht und 
auch, weil das mit Ihrer Person so wichtig gar 

nicht ist, Herr Ma rtenstein!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir bitten 
Sie, unsere in der Drucksache II/607 enthaltene Große 
Anfrage als einen Antrag anzusehen, den wir dem 
Kulturpolitischen Ausschuß zuweisen sollten. Wir 

möchten dort dem Herrn Kultusminister Gelegenheit 
geben, sich in großer Ausführlichkeit über dieses un
ser Anliegen auszulassen. Die Zeit ist vorgeschritten. 
Ich müßte die Große Anfrage in vielen Einzelheiten be
gründen. Ich glaube, Sie können s ich hier, ohne sich et
was von Ihrer Grundsatztreue zu vergeben, meine 
Damen und Herren von der SPD und CDU, wirklich 
dazu ~ufraffen, endlich einmal im Laufe des heutigen 
Tages einem Antrag von uns zuzustimmen. 

{Abg. Ludes: Das waren schon sieben Sätze!) 

- So? Verzeihen Sie, Sie haben mich dazu veranlaßt. 

(Abg. Thorwirth: Gestatten Sie eine Zwischenfrage?) 

Vizeprltstdent Piedmont: 

Herr Abgeordneter Martenstein, gestatten Sie eine Zwi
schenfrage des Herrn Abgeordneten Thorwirth (SPD)? 

Abg. Martcnstein: 

Bitte schön! 

Abg. Thorwirth: 

Herr Kollege, kann ich aus lhrem jetzigen Antrag ent
nehmen, daß Sie auch die Absicht haben, Vorschlägen, 
die in diese Richtung gehen, in Zukunft im Haushalts
und Finanzausschuß Ihre Zu.~timmung zu geben? 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Abg. Martenstein: 

Herr Kollege Thorwirth, ich b~auere es außerordent
lich, daß der Herr Kollege Dr. Kohl jetzt nicht mehr 
da ist; aber ich nehme an, daß eine Reihe von Mitglie
dern dieses Hauses sich dieses Anliegens, das ich wie
derholt vorgetragen habe, und zwar ohne Erfolg vor
getragen habe, erinnern werden. leb persönlich ent
sinne mich noch mit großer Deutlichkeit, daß, nachdem 
ich wieder einmal in diese Richtung hinein gesprochen 
habe, Herr Fraktions\•orsitzender Dr. Kohl gesagt hat, 
daß das, was hi~r von uns, von mir in diesem Falle, 

. vor~~.~~~g~ yvo~en fst, durd1aus der .ernsthaften Prü
tung wert sei un(:i wir Gelegenheit nehmen sollten, die
ses Anliegen zu beachten. Die Beachtung dieses An
liegens erfolgt natürlich dann auch im Haushalts- und 
Finanzausschuß, sofern stichhaltige Begründungen für 
die Notwendigkeit einer Anreicherung der Verwaltungs
krä!te in diesen Schulämtern angeboten werden kön
nen. 

ld1 bitte also, meine Damen und Herren , um Über
weisung dieses unseres Antrages in den Ausschuß. 

(Abg. Dr. Skopp: In welchen?) 

Vizepräsident Pfedmont: 

Es ist beantragt, den Antrag Drucksache H /607 an den 
Kulturpolitischen Ausschuß zu überweisen. - Soll das 
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heißen, Herr Martenstein, daß Sie jetzt gar keine Aus
kunft über die Große Anfrage begehren? 

(Abg. Martenstein: Nein! - Kultusminister Dr. 
Orth : Herr Präsident!) 

Zur Be::mtwortung der Großen Anfrage erteile ich. das 
Wort dem Herrn Kultusminister Dr. Orth. 

Kultusminister Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
ich kann es hier sehr kurz machen. An und für sich 
war das Kultusministerium immer der Meinung, daß 
Verwaltungsarbeiten, soweit sie in der Schule durclt
geführt werden können, von Verwaltungskräften 
durchgeführt werden sollten. Die Planstellen sind dem 
Kultusministerium bis heute nie zur Verfügung gestellt 
worden. Also konnte das nicht geschehen. Wir sind nicht 
einmal in der Lage, für alle Schulen die benötigten 
Stellen für Sekretärinnen zu besetzen, weil uns auch 
hierfür nicht genügend Mittel zur Verfügung stehen. 

Icl! halte es für völlig zwecklos, daß wir uns in diesem 
Zeitpunkt, wo der Haushalt des Jahres 1966 ausläuft 
und der Haushalt des Jahres 1967 erst in der Beratung 
steht, über eine solclte Große Anfrage im Ausschuß 
unterhalten; denn dort werden wir nur feststellen kön
nen, daß die Voraussetzungen durcl! den Herrn Finanz
minister nicht gegeben sind und, wie er uns heute mor
gen gesagt hat, aucl! nicht gegeben werden können. 

Ich bitte deshalb, diesen Antrag abzulehnen. 

Vl:tcpr!isidcnt Picdmont: 

Es handelt sich um eine Große Anfrage. Die Große 
Anfrage ist beantwortet worden. Die Fraktion der FDP 
hat beantragt, diesen Antrag in den Kulturpolitiscl!en 
Ausscl!uß zu überweisen. Wer diesem Antrag - -

(Widersprucl!. - Abg. Thorwirth: Zur Geschäfts
ordnung!) 

- Zur Geschäftsordnung der Herr Abgeordnete Thor
wirth (SPD)! 

Abg. Thorwirth: 

Herr Präsident! Es müßte vorher, glaube icl!, geklärt 
werden, ob es sich wirklich um eine Große Anfrage 
odf:lr ob es sich um einen soeben durch den Sprecher 
der Fraktion der FDP umgewandelten Antrag handelt. 
Wir konnen aber nicht über eine Große Anfrage ab
stimmen, die nicl!t beantwortet ist. 

Vizepräsident Pledmont: 

Herr Abgeordneter Thorwirth, es ist eine Große An
frage. Der Herr Minister hat sie entsprechend• beant
wortet. Sie können - das steht dem Hause frei - diese 
Große Anfrage nunmehr als erledigt betrachten oder 
sie in den Ausschuß überweisen. Icl! bitte das Hohe 
Haus, darüber zu cntscl!eiden, was mit der Großen 
Anfrage gescl!ehen soll. Für meine Auffassung ist das 
eine Große Anfrage, die beantwortet ist. 

Das Wort hierzu hat Herr Abgeordneter Martenstein 
(FDP). 

Abg. Martenstein: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nur noch 
eine Bemerkung. Ich habe heute früh Gelegenheit ge
nommen, die Herren Dr. Kohl und Thorwirth zu bitten, 
unsere Große Anfrage als Antrag ansehen zu wollen 
und ihn als solclten dem Kulturpolitischen Ausschuß 
rur Beratung zu überweisen. Beide Herren haben mir 
zugesagt, daß sie diesem unserem Wunsche entsprechen 
würden. 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Neubauer (CDU}. 

Abg. Dr. Neubauer: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her
ren! Iclt glaube, wir streiten um des Kaisers Bart. Es 
handelt sich hier um eine Frage, die innerhalb der 
Etatberatung für das kommende Haushaltsjahr so, wie 
die gleiche Frage bei der Etatberatung für das Jahr 
1965 - anläßlicl! der Einzelberatung des Kultushaus
halts - zur Sprache gekommen ist, wieder beraten wird. 

Von mir aus gesehen ist eines sicl!er: Wenn wir den 
Etat des Kultusministeriums beraten, wird, zum min
desten von Ihrer Seite aus, die Frage aufgeworfen 
werden, inwieweit wir hier eventuell die Lehrkräfte 
von Schreib- und sonstigen Verwaltungsarbeiten ent
lasten können und wie das gegebenenfalls im Haus
haltsplan technisch zu berücksicl!tlgen ist. Ob das jetzt 
dem Ausschuß scl!riftlicl! vorliegt oder ob es dort münd
licl! aufgeworfen wird, ist, wie man im Volksmund 
sagt, Jacke wie Hose. Denn wenn innerhalb des Finanz
ausschusses eine konkrete Frage zum vorliegenden 
Etatentwurf gestellt wird, dann wird diese Frage auch 
behandelt. So bedarf es also de·shalb an siclt keines for
mellen Antrages hier in diesem Hohen Hause. 

Und nachdem - wenn wir die Dinge formell sehen, 
Herr Kollege Martcnstein - auf unseren Tischen ledig
liclt eine Vorlage als Große Anfrage liegt und nach der 
Geschä!tsordnung dieses Hohen Hauses auch ein Frak
tionsvorsitzender eine im Landtag eingebr:-achte Druck
sache nicht einfach so im Wege des Privatgesprächs ab
zuändern vermag, kann ich verstehen, daß, jetzt rein 
von der Geschäftsordnung her, der Vertreter der SPD
Fraki.ion diese Frage geslelit hal. 

Also, es liegt tatsächlicl! eine Große Anfrage vor. Und 
normalerweise ist eine Große Anfrage ja kein Gegen
stand der Beratung in den Ausscl!üssen, weshalb an 
sicl! Große Anfragen lediglicl! als Material - sprich: 
aber nicht zur offiziellen Behandlung, sondern als Ma
terialunterlagen für eine Beratung der betreffenden 
Gegenstände aus anderen Gründen - im Ausscl!uß mit 
herangezogen werden können. 

Deshalb, meine ich, sollten Sie sich hierauf nicht ver
steifen, ansonsten glaube ich, daß man die Dinge, die 
heute so von Ihnen auf den Tisch gelegt werden, ein
fach rundweg runterschmettern würde. Ich würde Sie 
vielmehr bitten, einverstanden zu sein, daß diese Große 
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Anfragt- lm Augenblick als erledigt betrachtet wird. 
wobci Sie die Erklärung abgegeben haben - die haben 
\\'ir alle zur Kenntnis genommen -, daß anläßlich der 
Beratung des Kultusetats für 1967 Ihre Fraktion im 
Ausschuß diese Frage zur Behandlung und Verab.;chie
dung vorlegen wird. Und Sie wissen ja, das wird dann 
dort nicht unterbunden. sondern wird beraten und be-
sd1losscn werden. · . 

Ich ::>chla_ge vor, die Angelegenheit hier einmal in dieser 
An und Welse, nämlich formlos, als erledigt zu be
trachten. 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort. hat die Abgeordnete l"rau Wctzcl (SPD). 

Abg. Wetze): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nachdem 
sich dle Diskussion nun mehr in Verfahrensfragen 
bewegt hat denn in der Sachfrage selbst - die Sach
frage i:st ja auch in diesem Hause nicht neu, das Pro
blem steht ja i,'Chon lange - , sind wir von der SPD
Fraktion der A'Uffassung, daß man diese Große An
frage al& Material an den Haushalts- und Finanzaus
~chuß für die Beratung des Haushaltes für das kom
mende .Jahr überweisen sollte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizenräsldent Piedinont: 

Meine Damen und Herren! Es ist beantra~t, die Große 
Anfrage als Material in den Haushalts- und Finanz
aui;schuß 1.u ü~rwcisen. Wer diesem Antrag seine 
Stimme geben will, den bitte ich um das Handzeichen! 
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Bei einigen 
Stimmenthaltungen is:t w beschlossen. 

kh rufe nunmehr a uf den Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
zum Schub vor Luftverunreinigungen, Geräuschen 
und Erschütterungen - Immissionsschutzgesetz 

(lmschG) -

- Drucksachen II/ 327(564/617 -

(Abg. Thorwirth: Zur Geschäftsordnung!) 

- Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordne
ter Thorwirth (SPD). 

Abg. Thorwirth: 

Herr Präsident! Ich habe Zweirel, daß es möglich sein 
wird, bis 18 Uhr - um lB Uhr ist ja vorgesehen, zu 
schließen - diesen Punkt 6 der Tagesordnung noch ab
zuwickeln. Wenn es also bei dem Si1'/.t.mgsende von 
18 Uhr verbleiben soll, würde ich darum bitten. daß 
dieser Punkt morgen behandelt 'N;rd und die Zeit bis 
18 Uhr vielleicht noch durch einige andere kleine 
Punkte ausgefüllt wird. 

Vizepräsident Piedmont: 

Meine Damen und Herren! S ie h<1bcn den Vorschlag 
~s Herrn Abgeordneten Thorwirth gehört. Sind Sie 
damit einverstanden? -

Dann glaube ich aber, daß wir noch einen Punkt der 
Tageso1·dnung erledigen, und zwar den Punkt 7: 

Ente Beratung eines Landesgesetzes zur Ände
rung des Artikels 63 der Verfassung für Rhein

land-Pfalz 

· - Drucksache II/609 -

{Abg. Thorwirth: Die Punkte 7, 8 und 9 slnd auf 
die morgige Sitzung verschoben!) 

Meine Damen Wld Herren! Ich rufe au! Punkt 19 der 
Tagesöranung: 

Antrag des Petltionsausscbusses bdr. beratene 
Eingaben 

- Drucksache IIi62B -

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das lfan-dzeichen. - Gegenprobe ! - Stimm
enfüaltung ! - Einstimmig angenommen! 

Meine Damen und Herren! Damit ist die heutige Ple
narsitzung beendet. Die Fraktionssitzung der SPD, die 
für heute abend vorgesehen war, fällt aus . 

Die nächste Siuung findet morgen früh, 9.30 Uhr, statt. 
Die Sitzung ist· geschlossen. 

'' •• '• ' •'•.' ' :' 1 

Schluß der Sitzung: 17.51 Uhr. 


